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Allgemeines. 



Nur drei grundsätzlich verschiedene Staatsformen sind 
möglich: Monarchie, Aristoltratie, Republili. In der Monarchie 
steht die Staatsgewalt einem Staatsoberhaupt zu eigenem Recht 
zu, in der Republik ist der Wille des Volkes der höchste im 
Staat In der Aristokratie kommt die Staatsgewalt weder dem 
Volke noch einem einzelnen zu, sondern einer Anzahl hervor- 
ragender Volksgenossen. 

Von den beiden größten Bundesstaaten der Neuzeit ist 
das Deutsche Reich eine konstitutionelle Aristokratie, die Ver- 
einigten Staaten von Amerika sind eine Republik. 

Die Reichsgewalt steht in der Hauptsache der Summe der 
Inhaber der Landesstaatsgewalten zu, also den 22 deutschen 
Bundesfürsten und den drei Hansestädten. Dieser Kollektiv- 
souverän ist aber völlig unfähig sie selbst auszuüben; sein 
eigentliches Organ ist der Bundesrat, im übrigen überträgt 
die Verfassung dem Kaiser die Ausübung der Reichsgewalt. 
Andererseits besitat der Kaiser wichtige Teile dieser Gewalt 
zu eigenem Recht: so den Oberbefehl Ober Landheer und 
Kriegsmarine und die Vertretung des Reichs gegenüber dritten. 

Die Vereinigten Staaten setzen sich aus 45 Einzel- 
staaten zusammen , die selbst ihrerseits Republiken sind. 
Die Bundesstaatsgewalt liegt in allen Fällen beim Volk der 
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Vereinigten Staaten. Durch die Verfassung, die es den „Ver- 
einigten Staaten von Amerika" gab,*) ist die Dreiteilung der 
Bundesgewalt Im Prinzip angenommen worden. Vollzugs-, 
gesetzgebende und riciiterliche Gewalt sind einander koordi- 
niert, keine ist der anderen verantwortlich, sondern allein dem 
souveränen Volk. Jede einzelne übt eine verfassungsmäßige 
Kontrolle über die beiden anderen aus und wacht eifrig dar- 
über, daß keine sich mehr Gewalt anmaßt, als ihr durch die 
Verfassung zukommt Den ganzen Regierungsapparat be- 
zeichnet Alexander Hamilton mit Recht als ein „System of 
checks and balances". 

Diese Dreiteilung ist nun aber nicht streng durchgeführt 
Wir werden sehen, daß insbesondere Exekutive und Legis- 
lative nicht völlig unabhängig voneinander sind, daß vielmehr 
in zahlreichen Fällen ein mehr oder minder enges Zusammen- 
wirken beider Gewalten zur Erfüllung ihrer verfassungsmäßigen 
Aufgaben erforderlich ist 

Kaiser wie Präsident sind im wesentlichen die Inhaber 
der vollziehenden Gewalt. Aber der Kaiser ist nicht Präsi- 
dent des Reiches, denn er ist nicht auf Zeit gewählter Be- 
amter desselben, sondern er ist Kaiser kraft Geburtsrechts 
auf Lebenszeit und als solcher zugleich teils Mitträger, teils 
unverantwortliches Organ der Reichsgewalt 

Aus alledem ergibt sich, daß der Kaiser nicht Reichs- 
monarch ist, Monarch ist er aber als König von Preußen, als 
Souverän des bei weitem größten und mächtigsten Einzel- 

*) Vergl. die sog. „Preamble" der Verfassung: 

We the People of the United States, in Order to form a more 
perfect Union, establish Justice, inaure domestic Tranquility, provide 
for the common defence, promote the general Weifare, and secure the 
BlesslngB of Liberty to ourselves and our Posterity, do ordain and 
estabhsb Ulis Constitution for the United States of America. 
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Staates im Reich. — Im Gegensatz zum Kaiser bekleidet der 
Präsident nur dies eine Amt; es ist ilim durch die Bundes- 
verfassung (s. u. S. 34) tatsächlich unmöglich gemacht, etwa 
gleichzeitig Gouverneur (governor) eines Einzelstaates der 
Union zu sein. 

Diese Grundunterschiede beider Persönlichkeiten mttssen 
bei der vergleichenden Betrachtung ihrer staatsrechtlichen 
Stellung, ihrer Rechte und Pflichten, stets im Auge behalten 
werden. 
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Die Bestimmung der Person 
des Kaisers und des Präsidenten. 



Als erste drängt sich uns die Frage auf, wie sich im 
Deutschen Reich die Person des Kaisers, in den Vereinigten 
Staaten die des Präsidenten bestimmt 

1. Die Reichsverfassung enthält hierüber nur eine 
einzige kurze Bestimmung: „Das Präsidium des Bundes steht 
dem Könige von Preußen zu, welcher den Namen Deutscher 
Kaiser fQhrt" (Art. 11). Damit ist ausgedrückt, daß die Kaiser- 
würde dauernd mit der preußischen Krone verbunden sein 
soll. Nur der König von Preußen kann deutscher Kaiser sein, 
und er wird es in dem Augenblick, wo ihm die preußische 
Königskrone zufällt. 

Andererseits folgt aus demselben Artikel der Reichs- 
verfassung und aus dem Umstand, daß sie keinerlei Bestim- 
mung über den Erwerb und den Verlust der Kaiserwürde, 
über den Zeitpunkt, wann der Kaiser die Volljährigkeit erlangt, 
über die eventuelle Einsetzung einer Regentschaft u. dei^l. m. 
enthält, daß über alle diese Fragen preußisches Landesrecht 
entscheidet, also die preußische Verfassung vom 31. Januar 
1850 und subsidiär die Hausgesetze des königlichen Hauses 
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Hohenzollern. Damit werden diese Bestimmungen aber nicht 
zum Reichsgesetz, — wie einige Schriftsteller meinen — , 
sondern sie sind und bleiben preußisches Recht Nicht die 
Reichsgesetzgebung ist zur Entscheidung dieser Fragen kom- 
petent, sondern die gesetzgebenden Organe des preußischen 
Staats, und so kann eine Änderung der preußischen Ver- 
fassung (ja sogar eine Änderung des preußischen Haus- 
gesetzes, — soweit dies nicht im Widerspruch mit der preußi- 
schen Verfassung geschieht — ) für das Reich als Ganzes die 
einsclineidendsten Polgen haben. 

Aus dem Wesen der ErbmQliarchie er^bt sich, daß im 
Augenblick der Erledigung des Thrones zugleich seine Neu- 
besetzung durch den gesetzlich bestimmten Nachfolger statt- 
findet „Rex non moritur," — der König als Inhaber der 
Staatsgewalt ist nicht gestorben, lediglich der persönliche 
Träger dieses Titels ist durch einen anderen ersetzt worden. 
Dasselbe gilt für den Kaiser, wohl wechselt der Inhaber der 
Kaiserwürde, aber der Kaiser als solcher, als Organ des 
Reichs, stirbt nie. 

Nach Art. 53 der preußischen Verfassung") findet die 
Thronfolge statt im Mannsstarara des königlichen Hauses der 
Hohenzollern, die Verfassung kennt nicht eine subsidiäre Suc- 
cessionsfähigkeit der Kognaten: der Frauen und ihrer Nach- 
folger. Dagegen steht nichts im Wege, ein preußisches Ver- 
fassungsgesetz zu erlassen, das den Art. 53 in diesem Sinne 
abänderte, so daß dann von dieser Seite wenigstens nichts 
im Wege stünde, daß einmal eine Kaiserin den deutschen 
Kaiserthron einnehmen könnte. 

*) Die Krone ist, den Königlictien Hausgesetzen gemäß, erblich 
in dem Mannsstamme des Königlichen Hauses nach dem Rechte der 
Erstgeburt und der agnatischen Linealfolge. 
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A. Im Mannsstamm gilt das Recht der Primogenitur; 
Thronfolger ist also der erstgeborene Sohn des Throninhabers, 
aber nur unter der weiteren Voraussetzung, da6 er ein ehe- 
licher Descendent aus einer ebenbürtigen vom Familienober- 
haupt konsentierten Ehe ist Uneheliche, durch Ehelichkeits- 
erklärung oder durch nachfolgende Ehe (sog. Mantelkinder) 
legitimierte, ebenso adoptierte Kinder und deren Descen- 
denten sind von der Thronfolge ausgeschlossen. 

Ist der ganze Mannsstamm ausgestorben oder verzichten 
die vorhandenen Thronberechtigten auf ihr Recht, so ent- 
scheiden die preuBiBchen Hausgesetze bez. die Erbverbrüde- 
ningsverträge als integrierender Teil derselben. 

B. Nach der Primogeniturordnung wird, 'falls der letzte 
Herrscher Iceine erbberechtigten Söhne hat, das Thronfolge- 
recht durch die Linealfolge bestimmt; — es succediert dem- 
zufolge der Erstgeborene der älteren Linie, und erst wenn 
diese ausgestorben ist, geht das Erbfolgerecht auf die jüngere 
Linie über. 

Die Volljährigkeit erreicht der König von Preußen, also 
auch der Deutsche Kaiser, mit der Vollendung des 18. Lebens- 
jahres (preußische Verfassung Art. 54). Auch der Kronprinz 
des Deutschen Reichs und von Preußen wird, nach richtiger 
Ansicht, mit der Vollendung des 18. Lebensjahres volljährig. 

2. Die Wahl des Präsidenten. Wahrend die Reichsver- 
fassung durch die, Vorschrift, daß das Präsidium des Bundes 
dem König von Preußen zustehe, erschöpfend die zur Kaiser- 
würde berechtigte Persönlichkeit bestimmt, enthält die Ver- 
fassung der Vereinigten Staaten notgedrungen genaue und 
ausführliche Bestimmungen über die Wahl des Präsidenten. 

Die allgemeinen Voraussetzungen für die passive Wahl- 
fähigkeit zu dem Amte des Präsidenten bestimmt Art. II, 
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Sect 1.*) Danach ist nicht wählbar, wer nicht eingeborener 
Bürger der Vereinigten Staaten ist, nicht das Alter von 36 Jahren 
erreicht hat und mindestens 14 Jahre innerhalb der Ver- 
einigten Staaten ansässig gewesen ist Außerdem darf er nicht 
durch Impeachment (s. u. S. 41) die Fähiglieit zur Bekleidung 
Öffentlicher Ämter verloren haben. Unter diesen Voraus- 
setzungen ist jeder Bürger der Vereinigten Staaten wählbar, 
und zwar auch der, der nicht Bürger eines Einzelstaates ist, 
wie die Einwohner der Territorien oder des District of Columbia. 
Eheliche Geburt und Unbescholtenheit sind nicht erforderiich.**) 
Die Wahl des Präsidenten ist eine indirekte. Jeder Staat 
hat in der Weise, wie es seine Legislatur bestimmt, eine An- 
zahl von Wahlmännem zu ernennen, die der Zahl der Sena- 
toren und Repräsentanten gleichkommt, welche er in den 
Kongreß zu schicken berechtigt ist"*) In der Wahl der Wahl- 
männer ist also jedem Staat völlig freie Hand gelassen: aus- 
drücklich ausgeschlossen von dem Amte eines Wahlmannes 
sind jedoch im Interesse der Unabhängigkeit des Präsidenten 
Senatoren, Repräsentanten und solche Personen, die ein be- 
soldetes oder ein Ehrenamt der Vereinigten Staaten bekleiden. 



') No Person except a naturalbom Citizen or a Citizen of the 
United States, at the time of the Adoption of this Constitution, shall 
be eligible to the Office of President ; neither shall any Person be ellgible 
to that Office who shall not have attained to the Age of ttilrty five 
Years, and been fourteen Years a Resident within the United States. 

**) Tatsächlich muS er aber unter den heutigen Verhäitnissen 
Anhänger einer der gro&en politischen Parteien sein, von der er dann 
als WahllcandJdat aufgestellt wird. 

'**) Art II, Sect, 1 : Each State shall appolnt, In such Manner as 
the Legislature thereot may direct, a Number of Electors, equai to 
the wbole Number of Senators and Representatives to which the State 
may be entltled in the Congress: but no Senator or Repräsentative, 
or Person holding an Office of Trust or Profit under the United States, 
shall be appointed and Elector. 
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Hervorzuheben ist, daß nur die Staaten Watilmfinner 
ernennen dürfen, also nur die Bürger der Staaten Anteil an 
der Präsidentenwahl haben, wie auch allein sie un Kongreß 
vertreten sind.*) Die Bewohner der Territorien und des District 
of Columbia besitzen diese Rechte nicht. 

Der WahlmoduB des Präsidenten durch die Wahlmanner 
hat Veränderungen erfahren, jetzt gilt Art 12 der Amend- 
ments.**) Danach haben die Watilmänner in ihren betreffenden 
Staaten zusammenzutreten und ihre Stimmen auf besonderem 
Wahlzettel für den Präsidenten und den Vizepräsidenten ab- 
zugeben, — mindestens eine dieser PersÖnlichlteiten soll nicht 
Einwohner desselben Staates sein, wie der Wahlmann selbst 
Dann haben sie getrennte Listen aufzustellen von allen Per- 
sonen, für die Stimmen als Präsidenten oder als Vizepräsi- 
denten abgegeben wurden mit der Angabe der abgegebenen 
Stimmen für jeden derselben. Diese Listen sollen sie unter- 
zeichnen und beglaubigen und sie dann versiegelt und 
an den Präsidenten des Senats adressiert an den Sitz der 
Regierung der Vereinigten Staaten senden. 

") Art I, Sect 2: The House of Representatives shati be com- 
posed of Members chosen every aecond Year by the People of the 
several States. 

Art. 1, Sect. 3: The Senate of the United States shall be com- 
posed of two Senators from each State, choeen by the Legislature 
thereof, for aix Yeare. 

") 12. Amendment: The Electors shall meet in their respecttve 
States, and vote by ballot for President and Vice-President, one of 
whom, at least, shall not be an inliabitant of the same State with 
themselves; they shali name in their ballots tbe peraon voted for 
as President, and in disänct ballota the person voted for as Vice- 
President, and they sliall make distinct lists of all persona voted for 
ae President, and of all persons voted for as Vice-President, and of the 
number of votes for each, which lists they shall sign and certify, and 
transmit aealed to the seat of the govemment of the United States, directed 
to the President of the Senate. 
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Der Grund, daß die Väter der Verfassung den indirekten 
Wahlmodus dem direkten vorzogen, war der, daß sie davon 
ausgingen, daß dem Volke als solchem kaum das nötige 
Verständnis zur Wahl seines Staatsoberhauptes zugetraut 
werden könnte. Diuiim sollte es aus seiner Mitte Persönlich- 
keiten höchsten Vertrauens bezeichnen, die nun ihrerseits un- 
abhängig und unbeeinflußt von außen, nur geleitet durch ihre 
höhere Einsicht, . das Oberhaupt des Bundes zu wählen haben 
würden. 

Von diesem Ideal ist heute nichts zu spüren. 

Die Präsidentschaftskandidaten werden von den ver- 
schiedenen Parteien in den sog. „national party Conventions" 
aufgestellt Um sie, nicht um die Wahlmänner, tobt der 
Kampf. Zwar wählt das Volk die Wahlmänner, aber auf den 
Namen eines Präsidentschaftskandidaten, so daß sich also schon 
mit ihrer Wahl entscheidet, wer Präsident werden wird. Der 
Wahlmann ist zur bloßen Figur, zum willenlosen Werkzeug 
geworden; er kann nicht nach freiem Ermessen seine Stimme 
für eme ihm geeignet erscheinende Persönlichkeit abgeben, 
sondern ist moralisch gebunden, für den Kandidaten seiner 
Partei zu stimmen. Die Folge ist, daß heute als Wahlmänner 
Personen ohne irgend welche Bedeutung wirken. 

Damit ist aber nicht ausgeschlossen, daß die Bestimmung 
der Verfassung doch einmal Bedeutung erlangen könnte, — 
nämlich dann, wenn der Präsidentschaftskandidat der sieg- 
reichen Partei so kurz vor dem Zusammentreten der Wahlmänner 
sterben würde, daß die Aufstellung eines neuen Kandidaten 
durch die Partei selbst unmöglich wäre. In diesem Falle 
würde die Verfassung zu ihrem Rechte gelangen, und der 
Präsident in der Tat von den Wahlmännem gewählt werden 
müssen. 
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Der Kongreß hat, in Verfolg der ihm durch die Ver- 
fassung erteilten Berechtigung,*) den Tag der Wahl der Wahl- 
männer für das ganze Bundesgebiet auf den ersten Dienstag' 
nach dem ersten Montag im November und den Tag, an dem 
diese ihre Stimmen abgeben sollen, auf den ersten Mittwoch 
im Dezember festgesetzt 

Wie wir gesehen haben, werden die Listen der Wahl- 
männer an den Präsidenten des Senats gesandt. Dieser hat 
am zweiten Mittwoch im Februar alle die Urkunden in Gegen- 
wart des Senats und des Repräsentantenhauses zu öffnen, 
worauf die Stimmen gezählt werden sollen. Die Person, die 
die meisten Stimmen als Präsident erhielt, soll Präsident 
werden , vorausgesetzt , daß die Zahl dieser Stimmen die 
Majorität aller Wahlmänner darstellt.") 

Diese ganze Handlung ist zum bloßen Solennitätsakt ge- 
worden, denn, wie wir sahen, hat sich schon lange vorher 
ergeben, wer Präsident sein wird. Formell wird allerdings 
erst jetzt die Person des zukünftigen Präsidenten bestimmt 
So bedeutungslos aber heute der ganze Vorgang erscheint, 
so wichtig kann er in Fällen werden, in denen, wie bei der 
Präsidentschaftswahl von 1876/77, Zweifel Über die Gültigkeit 
der einzelnen Wahlstimmen entstehen. Diese Eventualität ist 
offenbar von der Verfassung nicht in Betracht gezogen worden. 
Denn die Frage, wem in einem solchen Falle die Entscheidung zu- 
stehen soll, läßt sie unbeantwortet. Für den Präsidenten des 

•) Art. II, Sect. 1 ; The Congrese may detennine the Time of chus- 
ing the Electors, and the Day on which they ahaU give their Votes; 
which Day shall be the same throughout the United States. 

**) 12. Amendment: The President of the Senate shall, in the 
■presence of the Senate and Houae of Representatives, open all the 
certificates, and the votes shall then be counted; — The person having 
the greatest number of votes for President, shall be the President, 
if such nmnber be a majority of the whole number of Electors appointed. 



^yGoot^le 



— 11 — 

Senats kann dieses Recht aus der soeben erwähnten Bestimmung 
des 12. Amendments nicht in Anspruch genommen werden, 
denn sie erteilt ilim tatsächlich nur das Recht, die Listen und 
Wahlprotoliolle der Wahlmänner zu Öffnen, die dann gezählt 
werden sollen. Auch für den Kongreß kann sich ein solches 
Recht nicht ergeben. Die Eröffnung und Zählung der Stimmen 
soll in Gegenwart des Senats und des Repräsentantenhauses 
erfolgen, — nicht in Gegenwart des „Kongresses", wie sich 
die Verfassung dann ausdrückt, wenn sie von dem Kongreß 
als einer gesetzgebenden Körperschaft spricht Nicht also der 
Kongreß als solcher wohnt dem Akte bei, sondern Senat und 
Haus, und zwar als bloße Solennitätszeugen. Nebenbei sei 
bemerkt, daß dies zugleich der einzige Fall einer gemein- 
schaftlichen Sitzung beider Häuser ist 

Die Verhältnisse in dieser Frage liegen heute tatsächlich 
so, daß sich der Kongreß das Recht anmaßt, allein über sie 
zu entscheiden. Damit ist aber noch nicht die Schwierigkeit 
behoben, die entsteht, wenn die beiden Häuser nicht zu einem 
Qbereinstimmenden Beschluß gelangen können. In diesem 
Fall ist sogar denkbar, daß die Zeit des frtlheren Präsidenten 
abläuft, ohne daß dessen Nachfolger endgültig bestimmt ist. 

Bei der Wahl 1876/77, wo eine solche Meinungsverschieden- 
heit zwischen den Häusern obwaltete, griff man zu dem Aus- 
weg, daß man eine Kommission von 15 MitgUedem, bestehend 
aus je fünf Mitgliedern des Senats, des Hauses und des Ober- 
bundesgerichts, einsetzte, die dann über die Gültigkeit des 
betreffenden Wahlaktes entschied. 

Seit 1887 Ist nun das Verfahren bei zweifelhaften Wahlen 
gesetzlich geregelt Danach sollen in jedem Staate Gerichts- 
höfe errichtet werden, die über die Gültigkeit der Wahlen zu 
entscheiden haben. Ist in dem in Frage kommenden Staat 
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ein solcher Gerichtshof nicht vorhanden, so soll die Ent- 
scheidung beim Kongreß stehen derart, daS, wenn zwischen 
den Häusern eine Einigung nicht zu erzielen ist, die Stimme 
des Staates verloren gehen solL 

Wie wir sahen, hat der Präsidentschaftskandidat, um ge- 
wählt zu sein, die Majorität der Stimmen aller Wahlmänner 
auf sich zu vereinigen. Kommt eine solche Majorität nicht 
zustande, so soll das Repräsentantenhaus unverzüglich, durch 
Wahlzettel, aus den drei Personen, die die meisten Stimmen 
erhielten, den Präsidenten bestimmen.*} Das Verfahren hier- 
bei ist in der Weise geregelt, daß die Summen nach Staateii 
abgenommen werden sollen, so daß die Vertretung eines Staates 
nur eine einzige Stimme hat. Beschlußfähig ist das Haus 
dann, wenn ein Mitglied oder mehrere Mitglieder von Vs der 
Staaten anwesend sind, und zur Wahl ist eine Majorität aller 
Staaten der Union notwendig.**) Falls das Repräsentanten- 
haus sein Recht den Präsidenten zu bestimmen nicht vor 
dem 4. März des folgenden Jahres ausübt, dann hat der 
Vizepräsident als Präsident zu handeln, wie im Falle des 
Todes des Präsidenten oder einer anderen verfassungsmäßigen 
Unfähigkeit des Präsidenten sein Amt auszuüben. ***) 



•) 12. Amendment: (and) if no person have such raajority, then 
trom the peraons having üie highest numbera not esceeding Üiree on 
the list of those voled for as President, the House of Representa- 
ttves shall choose immediately, by ballot, the President. 

**) 12. Amendment: But, in choosing the President, the votes 
shall be taken by states, the representation trom each State having 
one vole; a quonim for this purpose shall consist of a member or 
members from two-thirds of the atatea, and a majority of all the states 
shall be necessary to a choice. 

***) 12. Amendment: And if the House of Representatives shall 
not choose a President whenever the right of ehoice ahall devolve 
upon them, before the fourth day of March next following, then the 
Vlee-President ahall act as President, aa in the case of the death or 
other consütuüonal disabUity of the President. 
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Die verfassungsmäßigen Voraussetzungen für das Amt 
des Vizepräsidenten sind dieselben, wie die für das Amt des 
Präsidenten.*) Der Grund hierfür ist, daß der Vizepräsident 
in bestimmten Fällen zum Nachfolger des Präsidenten be- 
rufen ist. 

Das Verfahren bei der Wahl des Vizepräsidenten ist das- 
selbe, wie bei der Wahl des Präsidenten. Nur daß, wenn 
die Zahl der für ihn abgegebenen Stimmen nicht die Majo- 
rität der Wahlmänner Ist, das Recht den Vizepräsidenten zu 
bestimmen nicht auf das Repräsentantenhaus, sondern auf den 
Senat übergeht, der zwischen den beiden Kandidaten mit der 
höchsten Stimmenzahl auf der Wahlliste zu wählen hat. 
Hierbei ist der Senat bei Anwesenheit von Vs seiner Mit- 
glieder beschlußfähig, und zur Wahl ist die Mehrheit sämt- 
licher Senatoren notwendig.*^ 

Weder die preußische Verfassung, noch die Verfassung 
der Vereinigten Staaten schreiben vor, daß der Sukzessions- 
berechtigte, bez. der Präsidentschaftskandidat einer bestimmten 
Kirche anzugehören habe. Vielmehr bestimmt die Verfassung 
der Vereinigten Staaten ausdrücklich, was nunmehr auch im 
Reiche gilt, daß die Zugehörigkeit zu einem bestimmten 
Glauben nicht Voraussetzung zur Bekleidung öffentlicher 

*) 12. Amendment: But no pereon conatltutionally ineligible to 
the Office of President shall be eligible to that of Vice-President of 
the United States. 

**) 12. Amendment: The person havlng the greatest nmnber of 
votes as Vice-President, shall be the Vice-President, if such number 
be a majority of the whole nimiber of Electors appointed, and if 
no person have a majority, then trom the two highest numbers on 
the llst, the Senate shall choose tbe Vice-President; a quorwn 
for the purpose shall consist of two-thirds of llie whole number of 
Senators, and a majority of the whole number shall be necessaiy to 
a cboice. 
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Ämter sein soll.*) Tatsächlich wäre allerdings ein Anhänger 
der katholischen Kirche ebenso unmöglich als Kandidat zur 
Präsidentschaft, wie ein anerkannter „disbeliever in christianity". 

Der im deutschen Staatsrecht lange festgehaltene Grund- 
satz der Goldenen Bulle, wonach als thronfolgeunfähig galt, 
wer zur Zeit des Anfalls der Krone mit einem geistigen oder 
körperlichen Gebrechen (defectus) behaftet war, „propter quem 
non deberet seu non posset hominibus principari", ist in 
Preußen, wie überhaupt in den Verfassungen der deutschen 
Bundesstaaten fallen gelassen worden. Auch der völlig re- 
^erungsunfähige Thronfolger wird also heute König von 
Preußen und damit Deutscher Kaiser; die Ausübung der 
kaiserlichen bez. königlichen Gewalt steht dann dem nächsten 
Agnaten des Königs als Regenten zu.**) 

In dieser Hinsicht ist die Republik der Monarchie gegen- 
über stets im Vorteil. In den Vereinigten Staaten werden 
die Parteien auf das sorgsamste bemüht sein müssen, in 
jeder Beziehung tadellose Persönlichkeiteu aufzustellen, denn 
hier mehr wie anderswo, würde jeder, auch nur der kleinste 
Fehler oder Makel von der Gegenpartei auf das schonungs- 
loseste bloßgestellt und zum Schaden der anderen ausgebeutet 
werden. 

Die Krone fällt dem Thronfolger ipso jure im Augen- 
blick des. Todes seüies Vorgängers zu, — le roi est mort, 
vive le roi! — und zwar auch gegen seinen Willen, denn 
ein Verzicht auf die Thronanwartschaft ist ungültig; erst 
nach Erlangung der Krone, also als König, kann er auf sie 
verzichten. 

") Art. VI: no religious Test shall ever be required as a Qua- 
lification to any Office or public Trust ander the United States. 
•■) 8. u. S. 21 ff. 
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Im Gegensatz zu einzelnen deutschen Staaten ist in 
Preuflen die Fähigkeit zur Ausübung der königlichen Rechte 
nicht von der Leistung des Eides auf die Verfassung ab- 
hängig gemacht Vielmehr ist der König im Augenblick des 
AnTalls der Krone zur Vornahme jeglicher Regierungshand- 
lung befähigt, und da die Reichsvertassung keinerlei Be- 
stimmung Ober eine Eidesleistung seitens des ICaisers und 
Königs von Preuflen enthalt, so gilt dasselbe für die Aus- 
Übung der kaiserlichen Rechte. 

Nach Art 54 Abs. 2 der preußischen Verfassung hat 
der König in Gegenwart der vereinigten Kammern das eid- 
liche Gelöbnis zu leisten „die Verfassung des Königreichs 
(est mid unverbrüchlich zu halten und in Uebereinstimmung mit 
derselben und den Gesetzen zu regieren". Jedenfalls ist 
also von dem König von Preußen ein Eid auf die Verfassung 
zu lösten, jedodi ist nicht bestimmt, wann dies zu geschehen 
hat. Es geschah bisher alsbald nach dem Regierungsantritt, und 
so entspricht es auch dem Sinn der Verfassung. Erklärt nun 
der König nach dem Anfall der Krone, den Eid auf die Ver- 
fassung nicht leisten zu woUen, so zieht dies keineswegs 
deren Verlust nach sich. Durch eine solche Handlungsweise 
würde der König ilie Verfassung verletzen, nicht aber sich 
seiner bereits erworbenen Rechte als König von Preußen 
begeben. Mit dem Anfall der Krone trifft den König auch 
schon die Pflicht, die Verfassung unverbrüchlich zu wahren. 
Der Eid ist lediglich eine feierliche Bestätigung dieser bereits 
bestehenden Verpflichtung. 

Auch der Kaiser ist als solcher im Augenblicke, wo er 
die Kaiserkrone erwirbt, an die Reichsverfassung gebunden. 
Von einer Bestätigung dieser Pflicht durch Eid, wie überhaupt 
von einem Eid sieht die Verfassung ab. 
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Wie wir sahen, tritt der Präsident der Vereini«ten Staaten 
sein Amt am 4. März nach seiner Wahl an. Mit diesem 
Tage wird der> Gewählte ipso jure Präsident. Voraussetzung 
für die Vornahme von Regieningsakten ist jedoch die Leistung 
des Amtseides,*) indem er feierlich verspricht, das Amt eines 
Präsidenten der Vereinigten Staaten getreulich zu erfüllen und 
nach Kräften die Verfassung der Vereinigten Staaten zu wahren, 
zu schützen und zu verteidigen. Der Präsident leistet den Eid 
alter Sitte gemäß auf der großen Freitreppe des Kapitels, und 
eine nach Tausenden zählende Menge wohnt dem feierlichen 
Akte bei. Der Vorsitzende des Oberbundeßgerichte nimmt 
ihm den Eid ab. Hierauf verliest der Präsident die sog. 
Inauguraladresse , die das Programm seiner künftigen Amts- 
führung enthält Heute hat diese Rede nur geringe Bedeutung, 
sie ist lediglich eine Zusammenfassung der Ziele der sieg- 
reichen Partei. Von diesen abzuweichen, hieße der eigenen 
Partei untreu werden und sich ihren Beistand im Kongreß 
verscherzen. Wir sehen also jetzt schon, daß dem Präsidenten 
während seiner Amtszeit die Wege vorgeschrieben sind, — 
nur wenn neue unvorgesehene Komplikationen eintreten, liegt 
natürhch die Entscheidung beim Präsidenten; aber auch hier 
wird einer solchen bei wichtigen Angelegenheiten in der Regel 
eine Beratung mit den Parteihäuptern vorausgehen. 

Präsident wie Vizepräsident werden auf die Dauer von 
vier Jahren gewählt"*) Ihr Amtstermin fällt sonach mit zwei 

•) Art. II, Sect. 1: Before he (the President) enter on the Exe- 
cutlon of his Office, he sball take the fallowing Oatb or Affinnation: 
„I do solemnly swear (or affirm) that I will faithfully execute the 
Office of President ot the United States, and will to Ihe best of my 
Ability, preserve, protect and defend the Constitution of the United States. 

*•) Art II, Sect 1 : He (the President) shaU hold his Office diiring 
the Term of four Years. 
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Le^slaturperioden zusammen, die sich ihrerseits mit je zwei 
Jahren „Kongreß" decken und mit dem Zusammentritt eines 
neuen Repräsentantenhauses beginnen. 

Die Verfassung enthält keinerlei Bestimmung über die 
Zulässigkeit der Wiederwahl des Präsidenten, verfassungs- 
mäßig muß also nach allgemeiner Ansicht ihre Zulässigkeit 
angenommen werden. Über die Zweckmäßigkeit der Wieder- 
wahl sind die Ansichten geteilt. Läßt man sie zu, so liegt 
die Gefahr nahe, daß der Präsident seine Haclit mißbraucht, 
um insbesondere durch „patronage", durch Ämterverleihung, 
sich den ganzen Regierungsapparat auch in diesen politischen 
Angelegenheiten dienstbar zu machen. Andererseits ist, wenn 
man jede Wiederwahl ausschüeßt, wohl denkbar, daß der 
Präsident gegen Ende seiner Amtszeit seine Gewalt mißbraucht 
und seine Pflichten vernachlässigt, soll er doch binnen kurzem 
wieder einfacher Bürger sein. Tatsache ist, daß ein scheiden- 
der Präsident bedeutend an Macht verliert, — sowohl nach 
außen, denn sein Verhalten gegenüber den fremden Mächten 
dürfte eher zurückhaltend als energisch sein, wird doch vielleicht 
sein Nachfolger die entgegengesetzte Politik treiben, — wie 
nach innen, denn er hat nur noch wenig Rückhalt am Volke, 
dessen ganze Aufmerksamkeit sich den neuen Wahlen, dem 
kommenden Manne zuwendet. 

Bisher sind bloß emmalige Wiederwahlen vorgekommen; 
zum dritten Male ist ein Präsident noch nie zur Wahl aufge- 
stellt worden, ein Brauch, der, soweit sich voraussehen läßt, 
auch ui Zukunft nicht durchbrochen werden wird. 

Die KaiserwOrde ist, wie wir sahen, unzertrennlich mit 
der Krone Preußen verbunden. Diese wie jene steht ihrem In- 
haber auf Lebenszeit zu. Der Übergang beider Kronen auf den 
verfassungsmäßigen Thronfolger tritt nur bei einer Thronerledi- 
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gung ein, d. h. im Falle des Todes oder des Verzichts des je- 
weiligen Throninhabers. Hierbei ist zu bemerken, daß ein Ver- 
zicht auf die Würde eines Deutschen Kaisers als solcher un- 
denkbar ist, nur ein Verzicht auf die preußische Krone ist 
möglich, er zieht aber rechtsnotwendig den Verlust der Kaiser- 
würde nach sich. Auch teilweiser Verzicht, sei es auf die 
wurde eines Deutschen Kaisers, sei es auf die eines Königs 
von Preußen, oder auch ein Verzicht auf einen Teil der diesen 
Persönlichkeiten zustehenden Staatsgewalt (auch etwa durch 
Annahme eines Mitregenten) ist unmöglich, — ebenso unmöglich, 
wie der Verzicht vor Thronerwerb, wie Verzicht unter einer Be- 
dingung oder mit Setzung einer Frist Verzicht zugunsten eines 
Dritten ist nur gflltig, wenn dieser der verfassungsmäßig berufene 
Thronfolger ist In allen Fällen des Verzichts fällt dem Thron- 
folger in demselben Augenblick Kaiser- und Königskrone zu. 

Das Amt des Präsidenten erledigt sich außer durch Zeit- 
ablauf, durch den Tod oder den Verzicht des Inhabers, noch 
im Falle der Entfernung desselben vom Amt*) und im Falle 
seiner Unfähigkeit, die ihm obliegenden Amtspflichten zu er- 
füllen.**) In allen diesen Fällen devolviert das Amt ipso jure 
auf den Vizepräsidenten. •**) 

Der Kongreß hat, kraft eines ihm von der Verfassung 
übertragenen Rechts, f) für den Fall des Wegfalls sowohl des 

•) a. u. S. 43 ff. 

**) Art. II, Sect. 1: In case of the Removal oI the President trom 
Office, or of his Death, Resignation, or Inabllity to dlscharge the Powers 
and DuUes of the aaid OTIice, the same shall devotve on the Vice President 

"•) s. u. S. 26. 
t) Art n, Sect. 1: the Congreas may, by Law, provide for the 
Case of Removal, DeaQi, Resignation or Inability, both of the President 
and Vice President, declaring what Oflicer shall then act aa President, 
and such Otficer shall act accordingly, untü the Disability be removed, 
or a President shall be elected. 
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Präsidenten wie des Vizepräsidenten Fürsorge zu treffen, Im 
Jahre 1886 ein Gesetz erlassen, wonacli die Präsidentscbaft 
sultzessiv Übergeht auf den Secretary of State, Secretary of 
the Treasury, Secretary of War, Attorney-General, Postmaster- 
General, Secretary of the Navy und schliefilich auf den Se- 
cretary of the Interior. Auch für diese Personen begründet 
Geburt im Ausland die Unfähigkeit zum Amt des Präsidenten, 
— sie werden in diesem Fall zugunsten des folgenden über- 
gangen. Diese Beamten sind ferner unfähig Präsident zu 
werden, wenn sie vom Präsidenten zu ihrem Amt ohne die 
Zustimmung des Kongresses ernannt wurden. 

Eine Entsetzung des Königs von Preußen ist staatsrecht- 
lich unmöglich, ja überhaupt nur möglich durch Revolution. 
Im Gegensatz hierzu kann die Würde eines Deutschen Kaisers, 
wie sie erst diu-ch die Reichsverfassung entstanden, so auch 
wieder durch eine Verfassungsänderung beseitigt oder einem 
anderen Subjekt übertragen werden. Während nun aber der 
Präsident verfassungsgemäß seines Amtes allein durch Im- 
peachment, dann jedoch natürlich auch gegen seinen Willen, 
enthoben werden liann, wäre zu einer Verfassungsänderung, 
die dem König von Preußen die Kaiserwürde nehmen würde, 
die Zustimmung des Königs von Preußen notwendig, — weil 
ihm dadurch ein Recht genommen würde, das die Reichsver- 
fassung ihm im Verhältnis zur Gesamtheit der Bundesstaaten 
zuspricht (R.V. Art. 78 Abs. 2). 

Stellvertretung. 

Tritt in einem Staate der Fall ein, daß das Staatsober- 
haupt an der Ausübung seiner Regierungsgewalt gehindert 
ist, so entsteht die Frage, wie diesem Umstände Rechnung 
zu tragen ist. 
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Die Verfassungen der meisten Staaten beschäftigen sich 
mehr oder minder eingehend mit diesem Gegenstand. Be- 
sonders ausführliche Vorsciiriften finden sich in den Ver- 
fassungen der konstitutionellen Monarchien, während die der 
Republiken die ganze Frage nur mit einigen Worten ent- 
scheiden. Dies ist nicht Zufall, sondern findet seine Er- 
klärung in der staatsrechtlich so verschiedenen Stellung ihrer 
Staatsoberhäupter. 

In der Monarchie hat die Verhinderung des Monarchen 
an der Ausübung seiner Regierungsgewalt nicht etwa eine 
Thronerledigung zur Folge: er ist Monarch auf Lebenszeit, 
mag er auch keines der ihm aus seinem Berufe entspringenden 
Rechte ausüben können. Damit aber der Staat des ihm un- 
entbehrlichen handlungsfähigen Staatsoberhauptes nicht ent- 
behre, wird in einem solchen Falle die Ausübung der Monarchen- 
gewalt einem SteUvertreter anvertraut. 

Diese Stellvertretung hat, je nach der Art und der Zeit- 
dauer der Verhinderung des Monarchen, einen verschiedenen 
Charakter: sie ist entweder eine Stellvertretung kraft Gesetzes 
aus eigenem Recht des Vertreters (Regentschaft) oder eine 
bloS vorübergehende Stellvertretung im Auftrage des Monarchen 
(Stellvertretung im engeren Sinne). 

Die deutsche Reichsverfassung enthält keinerlei Be- 
stimmung Über eine etwaige Stellvertretung des Kaisers; in 
jeder Beziehung greifen hier die Vorschriften der preußischen 
Verfassung über die Stellvertretung des Königs von Preußen 
ein. Also nicht Reichsrecht, sondern ausschließlich preußisches 
Landesrecht entscheidet über diese für das Reich als Ganzes 
so wichtigen Fragen, — über die Notwendigkeit der Stell- 
vertretung, über die Person des Stellvertreters, über das bei 
seiner Einsetzung zu beobachtende Verfahren. 
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Die Verfassung der Vereinigten Staaten kennt eine Stell- 
vertretung des Präsidenten im eigentlichen Sinn des Wortes, 
wo also der Stellvertreter im Namen des Vertretenen handelt, 
nicht. Vielmehr gilt der Grundsatz, daS die Austibung der 
Präsidentenrechte stets von dem Präsidenten in Person ge- 
geschehen muß; eine Übertragung dieser Ausübung an einm 
Dritten, ohne daß zugleich auf ihn der Titel „Präsident", und 
mit diesem vor allem auch dessen Verantwortlichkeit über- 
ginge, ist undenkbar. Von einer „Stellvertretung" des 
Präsidenten kann man sonach überhaupt nicht sprechen, 
sondern nur von einer Sukzession in die Präsidentschaft des 
früheren Inhabers. 

I. Regentschaft. 

Die preußische Verfassung*) bestimmt, daß eine 
Regentschaft einzutreten habe: 

1. „wenn der König minderjährig ist", also wenn er 
zur Zeit, wo ihm die Krone zufällt, das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat;*') 

2. wenn er „sonst dauernd verhindert ist, selbst zu 
regieren". Als solche dauernden Verhinderungsgründe sind 
ohne Zweifel anzusehen: schwere geistige oder körperliche 
Gebrechen (etwa Taubstummheit) oder längere Abwesenheit, — 
besonders eine gezwungene durch Kriegsgefangenschaft. Eine 
bloße Reise ins Ausland genügt nicht, da bei den heutigen 
Verkehrsmitteln eine ständige Verbindung mit dem Regierungs- 
sitz wohl möglich ist, — allenfalls könnte in diesem Falle 
eine Stellvertretung im engeren Sinne eintreten.***) Im übrigen 
ist gleichgültig, ob ein solcher Verhinderungsgrund schon 

•) Art. i56. — ") Art. 54, Abs. 1. — "^ s. u. S. 29 H. 
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beim Anfall der Krone vorhanden ist oder erst nach dem 
Regierungsantritt des Monarchen eintritt 

In der preußischen Verfassung nicht geregelt, aher ohne 
Zweifel notwendig ist eine Regentschaft im Falle der Un- 
sicherheit Qber das Subjekt des Thronfolgers, sei es, daB 
die Person des Nachfolgers ur^ewiß ist, sei es, daß 
der König oder der vor ihm verstorbene n&chstberufene 
Agnat ohne thronfähige, männliche Nachkommenschaft aber 
mit Hinterlassung einer schwangeren Witwe verstorben ist, 
— und sich erst mit ihrer Niederkunft entscheidet, wer 
zur Thronfolge berechtigt ist Ist das Kind männlichen 
Geschlechts, so dauert die Regentschaft bis zu dessen 
Volljährigkeit fort, ist es weiblich oder eine Totgeburt, 
so wird der Regent selbst König, wenn er, was in der 
Regel der Fall sein wird, der nächstberufene Agnat des 
verstorbenen Herrschers ist. 

Auch in dem Falle, wo ein Thronberechtigter überhaupt 
fehlt {wo also weder ein Agnat noch ein Erbverbrüderter 
vorhanden Ist), hat die Einsetzung einer Regentechaft zu erfolgen, 
die bis zur gesetzlichen Regelung der Staatssukzession durch 
die preußischen Kammern dauert 

Die Zeit der Regentschaft in Preußen läßt sich in zwei 
Abschnitte zerlegen. Den ersten kann man als die Zeit der 
provisorischen Regentschaft bezeichnen; die eigentliche 
Regentschaft beginnt erst mit der Eidesleistung des Regenten 
auf die Verfassung. 

In allen Fällen einer Regentschaft hat das preußische 
Parlament über deren Notwendigkeit zu beschließen. Je nach- 
dem nun ein volljähriger Agnat vorbanden ist oder nicht, 
ist das hierbei zu beachtende Verfahren ebenso wie der In- 
halt des Beschlusses verschieden. 
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1. Nach Art 56 der preußischen Verfassung „fibemimmt 
derjenige volljährige Agnat (Art 53), welcher der Krone am 
nächsten steht, die Regentschaft". Das geschieht von seiner 
Seite aus eigener Initiative unter Gegenzeichnung des Staats- 
ministeriums. Dazu befähigt ist der nächste Agnat, wenn er 
re^erungsfähig und volljährig ist, d. h. das 18. Lebensjahr 
vollendet hat 

Darauf hat der Regent „sofort", d. i. sobald als möglich, 
unter Vermittlung und Verantwortlichkeit des bestehenden 
gesamten Staatsministeriums „die Kammern zu berufen, die 
in vereinigter Sitzung über die Nothwendigkeit der Regent- 
schaft beschließen". Dieser Beschluß hat rein deklaratorischen 
Charakter und ist seinem Wesen nach die bloße Anerkennung 
der Notwendigkeit der Regentschaft 

2. „Ist kein volljähriger Agnat vorhanden und nicht be- 
reits vorher gesetzliche Fürsorge für diesen Fall getroffen, 
so hat das Staatsministerium die Kammern zu berufen, welche 
in vereinigter Sitzung einen Regenten erwählen." Dieser 
muß regierungsfähig sein und die zivilrechtiiche Volljährigkeit 
besitzen, also das 21. Lebensjahr vollendet haben. Der Wahl 
geht ein Beschluß der Kammern Ober die Notwendigkeit der 
Regentschaft voraus, und dieser Beschluß hat, im Gegensatz 
zu dem unter 1. erwähnten, konstitutive Wirkung. „Bis zum 
Antritt der Regentschaft von selten desselben (d. h. des 
Regenten) führt das Staatsministerium die Regierung."*) 

Grundsätzlich darf das Amt des Regenten nur durch 
eine Person ausgeübt werden. Die Führung der Regierung 
durch das Staatsministerium, also durch ein Kollegium, ist 
nur provisorisch und zugleich mit der Verpflichtung desselben 
verbunden, die Kammern zur Wahl eines Regenten zu berufen. 

•) Art. 57. 
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Nach Einrichtung der Regentschaft, d. 1. nachdem die 
hetreffenden Kammerbeschlüsse ergangen sind, schwört der 
Regent „vor den vereinigten Kammern einen Eid, die Ver- 
fassung des Königreichs fest und unverbrflchlich zu halten 
und in Uebereinstimmung mit derselben und den Gesetzen zu 
regieren".*) In diesem Falle ist also, anders wie beim König, 
mit den Worten „nach Einrichtung der Regentschaft" der 
Zeitpunkt zur Leistung des Eides genau präzisiert WOrde 
sich der Regent weigern, ihn rechtzeitig zu leisten, so wäre 
dies als Verzicht auf die Regentschaft anzusehen. Denn für 
ihn ist der Eid nicht ein bloßes Bekraftigungsmittel, wie 
beim König, sondern er ist eine verfassungsmäßige Voraus- 
setzung der Regentschaft selbst. 

Andererseits ergibt sich aus der Unaufschiebbarkeit von 
Regierungshandlungen, daß der Regent Regierungsakte auch vor 
der Eidesleistung vornehmen kann, nur bleibt „bis zu dieser 
Eidesleistung in jedem Falle das bestehende gesammte Staats- 
ministerium für alle Regierungshandlungen verantwortlich".**) 

Wie schon bemerkt, entbehrt die Reichsverfassung jeder 
Bestinjmung über die Regentschaft. Dies erklärt sich daraus, 
daß die Schöpfer der Reichsverfassung glaubten, dadurch am 
besten verhindern zu können, daß jemals ein anderer als der 
jeweilige preußische Regent die Regentschaft über das Reich 
ausüben könnte. Andererseits ist den Widersachern solcher 
Verhältnisse darin beizupflichten, daß die völlige Gebunden- 
heit des Bundesrats und des Reichstags, der Reichsmitregenten 
und des Volkes des Deutschen Reiches an die Beschlüsse 
des preußischen Parlaments weder wünschenswert noch ihrer 
würdig ist. 



■) Art. 58, Abs. 1. — ") Art. 58, Abs. 2. 
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Die Befugnis dfis Regenten zur Vornahme von uuauf- 
schiebbaren, kaiserlichen Regierungshandlungen ist analog 
der ihm als preußischem Regenten eingeräumten: d. h. bis 
zur Leistung des Eides auf die preußische Verfassung darf 
er auch kaiserliche Regierungsgeschäfte besorgen, nur dafi 
hier, da es ein Gesamtministerium des Reichs nicht gibt, der 
Reichskanzler die Verantwortlichkeit für alle Verfügungen 
. durch Gegenzeichnung zu übernehmen hat Analog dürfte 
auch der Reichskanzler vor der Eidesleistung nicht von dem 
Regenten durch einen anderen ersetzt werden. 

Der Regent übt die dem Könige und analog auch die 
dem Kaiser zustehende Gewalt in deren Namen aus.*) Er 
ist unbeschränkter und unbeschränkbarer Stellvertreter des 
verhinderten Monarchen, Denn wie stets derselbe Fürst zu- 
gleich Deutscher Kaiser und König von Preußen ist, so bilden 
auch die kaiserlichen Rechte ein unzertrennliches Akzessorium 
der preufiischen Krone, — nur eine Persönlichkeit darf sie 
ausüben: der Deutsche Kaiser als König von Preußen, oder 
der Regent von Preußen im Namen des Deutschen Kaisers. 

Der Regent ist nur Stellvertreter des Monarchen, nicht 
selbst Monarch. Er ist nicht Mitregent, — denn er führt die 
Regierung allein, ohne Mitwirkung des verhinderten Königs ■ — , 
ebensowenig unvollkommener Thronfolger. Trotzdem er alle 
Souveränitätsrechte des Kaisers und Königs ausübt, ist er 
selbst nicht Souverän, sondern bleibt Untertan seines Kaisers 
und Königs, — ohne monarchische Titulatur, ohne Insignien. 
Dennoch ist er aber wie ein Monarch in jeder Hinsicht un- 
verantwortlich und kann auch nach Beendigung seines Amtes 
nicht strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden. Die 

") Art. 58. 
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Verantwortlichkeit für alle Regienmgsakte übemehmen durch 
Kontraslgnatur im Reiche der Reichskanzler, in Preußen die 
betreffenden Minister. Die Ausfertigung der Gesetze und 
Verordnungen im Reich erfolgt im Namen des Deutschen , 
Kaisers und Königs von Preußen unter Beifügung des kaiser- 
lichen Siegels. 

Die Kosten der Regentschaft trägt die Zivilliste des 
Königs, wenn auch die preußische Verfassung eine Vorschrift 
hierüber nicht enthält, — möglich ist natürlich eine Erhöhung 
derselben. Wird der Dispositionsfonds auch weiterhin zu- 
gunsten des Kaisers ausgeworfen, so steht die Verfügung 
darüber jedenfalls dem Regenten kraft seiner allgemeinen 
Regentschaftsrechte zu. 

Ist der Regent Agnat des Königs, so wird er zugleich 
interifflistlsches Oberhaupt der Familie. Daß er in der Regel 
auch Vormund des mindeijährigen Fürsten ist, ist staats- 
rechtUch ohne Bedeutung. In Preußen kann die Vormund- 
schaft durch letztwiUige Verfügung auch einem anderen als 
dem nächsten Agnaten übertragen werden, — eine ähnliche 
Disposition bezüglich der Regentschaft wäre, da im Wider- 
spruche mit der Verfassung, ungültig. 

Die Verfassung der Vereinigten Staaten bestimmt, 
daß das Amt des Präsidenten auf den Vizepräsidenten über- 
gehen soll, falls der Präsident unfähig wird, seinen Rechten 
und Pflichten zu entsprechen.*) 

Hier wird also nicht, wie beim König von Preußen, 
unterschieden zwischen dauernder und zeitweiliger Unfähig- 
keit Infolgedessen erfolgt also die Devolution der Präsident- 
schaft auf den Vizepräsidenten stets dann, aber auch nur 

•) 8. o. S. 18". 
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dann, wenn der Präsident verhindert ist, allen seinen Rechten 
und Pflichten gerecht zu werden. Selbstverständlich wird es 
sich dabei um Verhindeningsgrfinde handeln müssen, die 
ihrer Natur nach eine Verhinderung von gewisser Dauer er- 
warten lassen. Eine vorübergehende schwere Krankheit ge- 
nügt nicht Man kann sagen, daß die Gründe für den Über- 
gang der Präsidentschaft die gleichen sind wie die, bei denen 
in Preußen sich der Eintritt einer Regentschaft notwendig 
machen würde, — Umstände, die eine bloße Stellvertretung 
im engeren Sinne rechtfertigen würden, genügen demnach für 
eine Devolution der Präsidentschaft auf den Vizepräsidenten nicht. 

Bedenklicherweise schweigt die Veriassung gänzlich dar- 
über, wer zu konstatieren hat, daß der jeweilige Präsident 
im Sinne der Verfassung zur Ausübung seines Amtes un- 
fähig ist. Dieser Mangel kann gegebenenfalls zu schweren 
KonfUkten führen, denn ist nicht die Verhinderung des Präsi- 
denten eine offenkundige, bestreitet sie der Präsident, und 
widerspricht er der Übernahme der Präsidentschaft seitens 
des Vizepräsidenten, so ist tatsächlich der Übergang der 
Regieningsgewalt so gut wie ausgeschlossen. — Wir sehen 
also: der Präsident der Vereinigten Staaten hält die Zügel 
der Regierung fester in der Hand, als der König von Preußen 
und der Deutsche Kaiser. 

Der Übergang der Präsidentschaft erfolgt stets ungeteilt, 
— ganz ausgeschlossen und gegen den Sinn der Verfassung 
wäre, daß das Amt des Präsidenten Jemals mehr als einer Person 
zustehen könnte. Die Devolution geschieht unbedingt in den 
Fällen der Amtsenthebung, des Todes oder des Verzichtes; unter 
einer Bedingung, und zwar bis zur Behebung des Verhinde- 
rungsgrundes, im Falle der Unfähigkeit zur Amtsausübung.*) 



•) 8. o. S. 18 ", t- 
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Der neue Präsident tritt sein Amt ohne feierliche Ein- 
weisung, ohne Antrittsrede an. Die Übernahme desselben 
verkündet er dem Volke durch eine schriftliche Adresse. 
Auch nimmt ihm nicht der Präsident des Oberbundesgerichts 
den Eid ab, sondern jeder andere Richter kann es auch. 
Jedenfalls hat die Leistung des Eides sobald ais nur immer 
möglich zu geschehen, denn sie ist die verfassungsmäßige 
Voraussetzung fflr das Recht des Präsidenten zur Ausübung 
seines Amtes.*) Handlungen, die er vorher vornimmt, sind 
streng genommen keine Regierungshandlungen; für sie, wie 
für die gesamte Handhabung der Exekutivgewalt vor der 
Eidesleistung kann der Präsident nicht verantwortlich gemacht 
werden, ein Impeachment wäre unmöglich. Viehnehr trifft 
die Verantwortlichkeit in allen Fällen die Vorstände der ver- 
schiedenen Departements, die, ihres Chefs beraubt, gezwungen 
sind, selbständig zu handeln. Jeder ist einzeln verantwort- 
lich für die Geschäfte seines Ressorts, auch dann, wenn ein 
sog. „Kabinettsbeschluß" voiüegt. Der neue Präsident darf 
sie bis zur Eidesleistung nicht entlassen, auch nicht vorläufig 
bestätigen, beide Handlungen wären ungültige Regierungsakte. 

Die Regentschaft endet: 

1. ipso jure mit dem Eintritt der Volljährigkeit des 
Königs; 

2. in allen anderen Fällen mit dem Wegfall ihres 
Grundes. Dies wird konstatiert werden müssen durch einen 
Beschluß der vereinigten beiden Kammern analog dem, der 
die Notwendigkeit der Regentschaft feststellte. Zur Entscheidung 
dieser Frage könnte der König beide Kammern berufen, — 
der Regent kann es selbstverständlich. 



•)B 
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Das Amt des sukzedierten Präsidenten erliBcht: 

1. mit dem Amtsantritt eines neuen Präsidenten, nach 
Ablauf des Termins des ursprttngliclien; 

2. wenn die Untäliiglteit des Präsidenten zur Ausübung 
seiner Amtsgewalt beseitigt ist. Über das zu beobachtende 
Verfahren schweigt auch in diesem Falle die Verfassung. 
Es braucht nicht notwendig dasselbe zu sein wie das, durch 
welches die Unfäliiglteit konstatiert wird, und es ist oben- 
drein noch viel aussichtsloser, denn hier ist es nicht der ge- 
wählte Nachfolger des Präsidenten, der sein verfassungs- 
mäßiges Recht geltend macht, sondern ein seines früheren 
Amtes entkleideter einfacher Bürger. 

Andere Gründe für das Erlöschen des Rechts des der- 
zeitigen Regenten wie des sukzedierten Präsidenten sind deren 
Tod, freiwilliger Verzicht, Eintritt der Regierungsunfähigkeit 
und für den Präsidenten noch besonders dessen Amtsverlust 
als Folge von Impeachment. 

Alle Regierungshandlungen des Regenten und des Präsi- 
denten bleiben, soweit sie verfassungsmässig sind, auch nach 
Beendigung der Regentschaft bez. der interimistischen Präsi- 
dentschaft voll gültjg. 

Eine Regentschaft hat sich in Preußen seit dem Bestehen 
des neuen Deutschen Reichs nicht notwendig gemacht. 

Die Devolution der Präsidentschaft auf den Vizepräsidenten 
ist bisher fünf Mal erfolgt; nie aber wegen Regierungsunfähig- 
keit, Verzichts oder Absetzung, sondern stets wegen des Todes 
des Präsidenten. Eine Doppelvakanz hat es noch nicht gegeben. 

II. Stellvertretung im engeren Sinne. 
Von der Regentschaft zu scheiden ist die Stellvertretung 
im engeren Sinne. In allen deutschen Staaten kann sich der 
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Monarch bei zeitweiser Verhinderung für deren Dauer einen 
Stellvertreter substituieren. Die Bevollmächtigung geschieht 
durch jederzeit widerrufliche Vollmacht unter Kontrasignatur 
eines Ministers und kann sich erstrecken auf alle oder auch nur 
auf einzelne Staatsgeschäfte. In der Wahl seines Stellvertreters 
ist der Monarch an keine bestimmte Person gebunden. Be- 
voUniächüger kann em Prinz des königlichen Hauses (wie 
in Preußen — und im Reidi — in den Jahren 1878 und 1888), 
ein deutscher Bundesfärst oder auch ein einfacher Beamter sein. 

Der gewillkürte Stellvertreter ist nicht bloß, wie der 
Regent, durch die Verfassung gebunden, sondern auch ver- 
pflichtet, die Instruktionen, ja sogar „die ihm wohlbekannten 
Intentionen des Herrschers" zu beobachten.*) Diesem wie dem 
Parlamente und den Gerichten ist er voll verantwortlich. 

Die Reichsverfassung kennt dieses Institut ebenso- 
wenig wie das der Regentschaft Aber auch die preußische 
Verfassung enthalt keinerlei Bestimmung, aus der sich die 
Zulässigkeit der gewillkürten Stellvertretung ergäbe. Dennoch 
ist anzunehmen, und die Praxis hat dies bestätigt, daß sie 
jederzeit mögUch ist. 

Ein Stellvertreter für den König von Preußen wird nach 
denselben Grundsätzen wie bei der Regentschaft stets zu- 
gleich der Vertreter für den Deutschen Kaiser. Denkbar, aber 
mit dem monarchischen Prinzip kaum vereinbar, wäre es, daß 
ein Stellvertreter für preußische, ein anderer für Reichsange- 
legenheiten bestellt würde. Eine solche Trennung ließe sich 
in der Praxis kaum durchführen, wo preußische und Reichs- 
geschäfte oft kaum zu unterscheiden sind. Ein Stellvertreter 
lediglich für Reichs- oder für preußische Regierungsgeschäfte, 

') Erlaß des Prinzen Wilhelm, betr. die Obemahme der Stellver- 
tretung des Königs, v. 24. Okt. 1867. 
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wobei sich der Fürst den anderen Teil vorbehielte, wäre da- 
her ebensowenig möglich. Soll vielmehr dem Stellvertreter 
nicht die ganze Regierungsgewalt Übertragen werden, so wird 
stets die Übertragung ganzer Ressorts als das Geeigneteste 
erscheinen. 

Tritt eine dauernde Verhinderung des Königs ein, so 
kann die Einrichtung einer Regentschaft nicht dadurch ge- 
hindert oder Überflüssig gemacht werden, daß der König einen 
Stellvertreter ernennt. Denn die Verfassung verlangt in diesem 
Falle, daß eine Regentschaft eintritt; dasselbe gilt für den Fall, 
daß der König erst dauernd regierungsunfShig wird, nach- 
dem er einen Stellvertreter bevollmächtigt hat. 

In den Vereinigten Staaten ist eine ähnliche Institution 
wie die Stellvertretung im engeren Sinn verfassungsrechtlich 
ausgeschlossen. Denn das Amt des Präsidenten devolviert, 
wie wir oben sahen, schon bei vorübergehender oder teil- 
weiser Unfähigkeit des Präsidenten, sein Amt auszuüben. Würde 
nun der Präsident sich einen Stellvertreter ernennen, so würde 
er damit bekennen, daß er sein Amt nicht mehr voll ausfüllen 
kann, und dies würde ipso jure den Übergang der Präsident- 
schaft auf seinen Nachfolger nach sich ziehen. 
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Ehrenrechte. 



Die Zahl der Ehrenrechte des Deutschen Kaisers und des 
Präsidenten der Vereinigten Staaten ist gering. 

Der König von Preußen besaö als solcher bei der An- 
nahme der Kaiserwürde bereits alle Ehrenrechte, die einem 
Monarchen zuliommen. Andererseits sah man von einer 
Verleihung weitgehender kaiserlicher Ehrenrechte ab, um das 
Souveränitätsgefühl der einzelnen Landesherren zu schonen. 

Der Präsident der Vereinigten Staaten ist nicht, wie der 
Kaiser, zugleich Oberhaupt eines der Glieder der Union, 
sondern allein Oberhaupt der Union als solcher. Wenn ihn 
nun die Verfassung der Vereinigten Staaten nur spärlich mit 
Ehrenrechten bedacht hat, so hat das seinen Grund in dem 
Prinzli) der Gleichberechtigung aller Btirger und in dem Be- 
streben jedes republikanischen Gemeinwesens, dem Bürger, 
der an seiner Spitze zu stehen berufen ist, alles zu versagen, 
was an monarchischen Prunk erinnern könnte. 

Das wichtigste und zugleich das einzige kaiserliche Ehren- 
recht, das die Reichsverfassung kennt, ist der Titel „Deutscher 
Kaiser".*) 

Die Norddeutsche Bundesverfassung braucht verschiedene 
Ausdrücke, um die Stellung des Königs von Preußen als be- 
vorrechtigtes Mitglied des Bundes zu charakterisieren. Am 

•) Art. 11. 
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häufigsten findet sich die Bezeichnung „Präsidium", aber 
auch diese ist nicht einheitlich durchgeführt, daneben ge- 
braucht die Verfassung noch die Ausdrücke „Bundespräsidium, 
Präsidium des Bundes". Zur Kennzeichnung seiner Stellung 
als oberster Kriegsherr des Bundes gibt sie dem König von 
Preußen den Titel „Bundesfeldherr*. Eine besondere Be- 
zeichnung für ihn als den Inhaber des Oberbefehls über die 
Bundeslcriegsmarine kennt sie nicht, sie bezeichnet lediglich 
die Bundeskriegsmarine als eine einheitliche unter preußischem 
Oberbefehl und ihre Organisation und die Zusammensetzung 
als eine Obliegenheit des „Königs von Preußen". 

Diese verschiedenen Ausdrücke wurden nun bei Gründung 
des Deutschen Reichs durch den einheitUchen Titel „Kaiser" 
ersetzt Nach dem Abschluß der Novemberverträge wurde 
die Verfassung am 10. Dezember 1870 an zwei Stellen ab- 
geändert; im Eingang, der fortan lautet: „Dieser Bund wird 
den Namen Deutsches Reich führen", und in Art, 11, 
wo es jetzt heißt: „Das Präsidium des Bundes steht dem 
Könige von Preußen zu, welcher den Namen Deutscher 
Kaiser führt". Erst in der Neuredaktion der Reichsver- 
fassung vom 16. April 1871 erfolgte die völlige Durchführung 
der Bezeichnungen Kaiser und Reich. 

Staatsrechtlich hatte die Annahme des Titels eines Deut- 
schen Kaisers keinerlei Änderung der Stellung des Königs von 
Preußen gegenüber dem Bunde, der jetzt den Namen Deutsches 
Reich führte, zur Folge. Sie bedeutete einzig und allein 
nach der formellen Seite hin eine Zusammenfassung der 
früher schon vorhandenen Ehrenrechte zu einem einheitlichen 
Titel. Völkerrechtlieh bewirkte sie aber die Gleichstellung 
des Kaisers, des Inhabers der Kaiserwürde, mit den übrigen 
kaiserlichen Souveränen des Auslandes. 
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Der König von Preußen hat sein Reclit auf Fülining 
des Titels Deutscher Kaiser durch die verfassungsvereinbaren- 
den Gewalten, durch einen Beschluß des Bundesrats und des 
Reichstags erhalten und könnte Ihn, wie seine sonstigen 
kaiserlichen Rechte, nur mit seiner Zustimmung verlieren.') 

Der Titel Deutscher Kaiser und nicht Kaiser von Deutsch- 
land wurde mit Absicht gewählt Man vermied damit jeden 
Hinweis auf territoriale Hoheitsrechte des Kaisers am Reich 
und kennzeichnete lediglich seine Stellung im Reich. 

Der Präsident der Vereinigten Staaten führt den 
Titel eines „President of the United States of America",*^ 
Das verfassungsmäßige Recht auf denselben könnte ihm nur 
durch eine Verfassungsänderung, dann aber natürlich auch 
gegen seinen Willen genommen werden. 

Andere Titel zu führen, ist ihm von der Verfassung 
nicht verboten. Ausgenommen ist nur der eines Senators 
oder eines Mitgliedes des Repräsentantenhauses, da der In- 
haber eines Bundesamtes nicht zugleich Mitglied eines der 
beiden Häuser sein darf.*") Indirekt verschließt aber die Ver- 
fassung doch dem Präsidenten die Annahme anderer Amter 
und damit ihrer Titel durch die Bestimmung, daß er während 
der Dauer seiner Amtszeit weder von den Vereinigten Staaten 
noch von einem einzelnen Bundesstaat irgendwelche Ver- 
gütung erhalten dürfet) Der Führung von Ehrenämtern 
steht natürlich nichts im Wege. 

•) Art 78, Abs. 1. — ") Art. II, Sect. 1. 
***) Art. I, Sect. 6: no Person holding any Office under the United 
States, shall be a Member of either House during bis Contlnuance 
In Office. 

t) Art. II, Sect. 1: he shall not receive within that Period (the 
Period for which he shall have been elected) any other Emolument 
from the United States, or any of tbem. 
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Daß er sich ein Adelsprfidikat beilegt oder dieses ihm 
etwa vom Kongreß verliehen wird, verbietet die Verfassung 
ausdrOcIdich ,*) ebensowenig könnte ihm ein Adelstitel durch 
einen der Bundesstaaten verliehen werden,*") 

Orden sind, obwohl nicht durch die Verfassung ausge- 
schlossen, in den Vereinigten Staaten unbekannt 

Zur Annahme von Amtern und Titeln jeder Art von fremden 
Staaten bedarf der Präsident der Zustimmung des Kongresses.***) 

Trotz seiner Stellung sind dem Präsidenten nicht die 
Rechte des gewöhnlichen Bürgers genommen. Er besitzt auch 
weiterhin die aktive Wahlfähigkeit bei den Bundeswahlen so- 
wohl wie bei den Wahlen seines Heimatsstaates. Auch an den 
Beratungen seiner Partei hat er manchmal noch regen Anteil 
genommen. 

Notwendige Ergänzung des Titels Deutscher Kaiser ist 
der Hinweis auf das Gottesgnadentum seines Inhabers. Durch 
die Wendung „von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser" 
soll seine von keiner höheren irdischen Macht abgeleitete 
Gewalt zum Ausdruck gebracht werden. Die Erblichkeit des 
Kaisertums bringt der Titel des kßnftlgen Thronfolgers zum 
Ausdruck, er ist „Kronprinz des Deutschen Reichs, Kaiserliche 
Hoheit"; natürlich behält er den Titel „Kronprinz von Preußen, 
Königliche Hoheit" bei. Alle übrigen Prinzen des königlichen 
Hauses führen nur den Titel „Königliche Hoheit", der Titel 
„Kaiserliche Hoheit" steht ihnen nicht zu. 

•) Art. I, Sect. 9: No Tiüe of Nobility shall be granted by the 
United States. 

••) (No State shall) grant any Title ot Nobility. 
***) Art. I, Sect. 9: (and) no Person holding any Office of Profit or 
Trust under them (the United States), shadl, without the Consent of the 
CongresB, accept of any present, Emolument, Office, or Title of any 
kind whatever, from any King, Prince, or foreign State. 
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Der König von Preußen führt den Titel Deutscher Kaiser 
nur in seinen Beziehungen und Angelegenheiten des Deutschen 
Reichs, also dann, wenn er im Namen des Reichs tätig wird, 
nicht aber bei rein preußischen Angelegenheiten. In der Praxis 
wird dieses Prinzip nicht streng durchgeführt Andrerseits ist 
hervorzuheben, daß der Titel Deutscher Kaiser niemals allein 
gebraucht, sondern stets durch den Titel „König von Preu- 
ßen" ergänzt wird; — sdion im Titel soll die Untrennhar- 
keit beider Würden zum Ausdruck kommen. So wird zum 
Beispiel jedes Reichsgesetz mit den Worten: „Wir Wilhelm, 
von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen et&, 
verordnen im Namen des Reichs" . . . eingeleitet*) 

Der Kaiser ist der hihaber der Reichsinsignien: des kaiser- 
lichen Wappens, der Kaiserkrone und der kaiserlichen Stan- 
darte. 

Nachdem das Strafgesetzbuch, § 360 Nr. 7, jeden vor- 
sätzlichen unbefugten Gebrauch der Abbildung des kaiserlichen 
Wappens unter Strafe gestellt hatte, wurde durch Allerhöchsten 
Erlaß vom 16. März 1872 und durch Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 11. April 1872 der Gebrauch und die 
Abbildung des Kaiseradlers aber nicht in Form des Wappen- 
schildes allen deutschen Fabrikanten freigegeben. Für Aus- 
länder und Nichtfabrikanten bleibt also die Bestimmung des 
Strafgesetzbuches voll in Kraft 

Alle vom Kaiser kraft seiner Präsidialbefugnisse ernannten 
Beamten werden als „kaiserliche" bezeichnet.**) Die unbe- 
fugte Führung der Bezeichnung „kaiserlich" ist nicht strafbar, 
denn sie ist kein Titel, keine Würde im Sinne des Str.G.B. 

■) Doch lautet die Eidesformel für den Diensteid der unmittelbaren 
Reichsbeamten nur auf den Deutschen Kaiser. 
■•) AUerhöchster Erlaß vom 3. Aug. 1871. 
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§ 360 Nr. 8. Strafbarkeit tritt erst dann ein, wenn sie in 
Verbindung mit einem Titel gebraucht wird, den zu führen 
man nicht befugt ist 

Der Kaiser ist berechtigt, Titel auch an Nlchtbeamte zu 
verleihen. Hervorzuheben ist dagegen, daß er nicht als Kaiser 
sondern als König von Preußen die Verleihung von Orden 
und Ehrenzeichen sowie von Adelstiteln vornimmt,*) denn es 
gibt keine kaiserlichen sondern nur preußische Orden, keinen 
neuen Reichs- sondern allein einen preußischen Adel. 

Auch einen kaiserlichen Hofstaat ^bt es nicht, nur einen 
preußischen, dessen Kosten die preußische Staatskasse zu 
tragen hat 

Schließlich sei noch bemerkt, daß dem Kaiser, wie auch 
dem Präsidenten, als dem Oberbefehlshaber der Bundestruppen 
besondere militärische Ehren zukommen. 

Die rechtliche Stellung von Kaiser und Prfisident 
Jedes Staatsoberhaupt nimmt gegenüber dem Gesetze 
seines Landes eine bevorrechtigte Stellung ein. Diese Privi- 
legierung ist je nach der Staatsform von größerem oder 
kleinerem Umfang. Am weitgehendsten ist sie in den sog. 
Despotien, wo der persönliche Träger der Staatsgewalt sich 
von ihr selber eximiert, insbesondere sich über das Gesetz 
stellt In den konstitutionellen Monarchien steht der Monarch 
prinzipiell unter dem Gesetz; das gleiche gilt von den Prä- 
sidenten in den Republiken. Damit steht nicht im Wider- 
spruch, daß diesen Persönlichkeiten durch das Gesetz selbst 
eine privilegierte Stellung eingeräumt wird, sei es, daß ihre 
persönhche Integrität im Interesse ihres Berufs m höherem 
Maße als bei anderen Staatsbürgern geschützt wird, sei es, 



•) Preußische Verfassung Art. 50. 
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daß ihnen die Befugnis erteilt wird, durch Gnadenakte, Dis- 
pense, Privilegien und Moratorien, die Rechtswirkung der 
Gesetze im einzelnen zu beseitigen, zu mildern oder zu 
hemmen. 

Die Verfassungen der deutschen Monarchien bezeichnen 
die Person des Monarchen als „heilig und unverletzlich" oder 
auch, da beide Ausdrucke gleichbedeutend sind, einfach als 
„unverletzlich".*) Hierdurch soll die bevorzugte Stellung des 
Fürsten im Staatenverbande angedeutet werden und zwar 
einmal, daß er einen erhöhten strafrechtlichen Schutz geniefit 
und jede sonst berechtigte Eigenmacht g^en seine Person 
ausgeschlossen ist, — sodann, dafi er politisch wie rechtlich 
nicht zur Verantwortung gezogen werden kann. 

Die Reichsverfassung enthfilt keine derartige Be- 
stimmung zugunsten des Kaisers. Indirekt anerkennt sie 
aber dessen Unverantwortlichkeit in Art. 17, wonach „An- 
ordnungen und Verfügungen des Kaisers" zu ihrer Gültigkeit 
der Gegenzeichnung des Reichskanzlers bedürfen, „welcher 
dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt". Als solche An- 
ordnungen und Verfügungen sind anzusehen Reichsgesetze, 
Reichsverordnungen und überhaupt alle Akte der Reichs- 
regierung. Auch Gnadenakte bedürfen als Re^eningshand- 
lungen der Kontrasignatur. Nicht nötig Ist sie bei der 
Ausübung des Oberbefehls über das Heer und die Marine 
(ausgenommen bei den Gegenständen der Militär- bez. Marine- 
verwaltung), auch nicht bei rein persönlichen Meinungsäuße- 
rungen (Regierungsprogrammen, Proklamationen, Thronreden). 
Naturgemäß kann in allen diesen Fällen nur gedacht werden 
an Äußerungen in Schriftform. Mündliche Erklärungen, und 

*) z. B. PreuBische Verfassung Art 43. 
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mögen sie zur Kennzeichnung des politischen Standpunktes 
des Kaisers noch so bedeutsam sein, sind staatsrechtlich 
ohne Belang. Dies gilt insbesondere auch von der Thronrede, 
die der Kaiser im Namen der verbündeten Regierungen all- 
jährlich bei der Eröffnung des Reichstags hält, oder die vom 
Reichskanzler verlesen wird, und die als politisches Programm 
der Reichsregierung anzusehen ist Die Verleihung von Orden 
und Ehrenzeichen gilt nicht als Regierungshandlung, bedarf 
also nicht der Gegenzeichnung; sie ist ihrem Wesen nach 
bloß ein Ausdruck der persönlichen Wertschätzung des 
Monarchen. Diese Frage kommt im Reichsstaatsrecht über- 
haupt nicht in Betracht, da es keine kaiserlichen Orden und 
Ehrenzeichen gibt. Andrerseits ist nicht zu verkennen, daß 
zumal in kritischen Zeiten eine Ordensverleihung seitens des 
Königs von Preußen an eine hervorragende Persönlichkeit 
des In- oder Auslandes auch für die Reichspolitik von großer 
Tragweite sein könnte. 

Der Präsident ist als Inhaber der Vollzugsge^jalt für 
alle Regierungsakte voll verantwortlich. Er hat keine Minister 
im europäischen Sinn, er unterzeichnet allein alle Anordnungen 
und Verfügungen. Die Chefs der einzelnen Departements 
sind nur ihm verantwortlich, nicht dem Kongreß, dem Volk, 
sie haben seinen speziellen Befehlen unbedingt Folge zu 
leisten und im allgemeinen ihr Ressort nach seinen Intentionen 
zu führen. Dabei mag den einzelnen Sekretär, wenn der be- 
treffende Regierungsakt auf seinen Ratschlag hin geschah, 
wohl eine gewisse moralische Verantwortung treffen , und 
diese kann sich auch auf Anordnungen erstrecken, die im 
sog. „cabinet" — einer der Verfassung unbekannten, aber 
zur einheitlichen Führung der Begieningsgeschätte unentbehr- 
lichen Versammlung der Sekretäre — beraten wurden und 
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die weit Über das Ressort eines einzelnen Sekretärs tiinaus- 
gelien. Da nun aber alle Entschließungen des Kabinettsrates 
für den Präsidenten lediglich den Charakter von Ratsctilägen 
und Gutachten haben, und es völlig in seinem Ermessen liegt, 
sich ihnen anzuschließen oder anders zu entscheiden, so kann 
er sich nicht auf einen „Beschluß" des Kabinetts berufen, — 
die rechtliche und politische Verantwortung für seine 
Handlung hat er zu tragen. In dieser Hinsicht nimmt er die- 
selbe Stellung ein wie der Reichskanzler: auch dieser ist ver- 
antwortlich für alle Akte der ihm unterstehenden einzelnen 
Staatssekretäre, und diese sind verpflichtet, wenn nicht be- 
sondere Weisungen vorliegen, in seinem Geiste die Regierungs- 
geschäfte zu führen und wichtige Angelegenheiten nicht ohne 
sein Wissen zu entscheiden. 

Aber auch die konstitutionelle Verantwortlichkeit trifft 
den Präsidenten — , und hierin unterscheidet er sich wesentlich 
vom Reichskanzler. Denn die Reichsverfassung enthält keinerlei 
Vorschrift darüber, wer diesen zur Verantwortung ziehen könnte, 
sie sagt nichts über das Verfahren bei einer solchen Anklage, 
nichts über die Wirkungen eines solchen Verfahrens — der 
Reichskanzler trägt als Reichsminister (nicht als Bundesrats- 
bevollmächtigter) gegenüber dem Bundesrat und dem Reichs- 
tag lediglich die politische Verantwortlichkeit, die staatsrecht- 
lich allerdings ohne jegliche Bedeutung ist. Daneben ist er 
natürlich noch als Reichsbeamter dem Kaiser für alle seine 
Handlungen disziplinarisch verantwortlich. 

Ungleich weiter ausgebildet als in der Reichsverfassung, 
wenn auch häufig unklar, ist die Ministerverantwortlichkeit 
in deutschen Monarchien; mit Ausnahme allerdings von Preußen, 
wo bis zum Erlasse eines in Art. 61 der Verfassung vorge- 
sehenen Gesetzes die Ministerverantwortlichkeit nur auf dem 
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Papiere steht. Als Muster diente allgemein die Verfassung 
der Vereinigten Staaten. 

Die diesbezüglichen Vorschriften der Verfassung der 
nordamerikanischen Union regeln ausführlich das Anklage- 
verfahren gegen Zivilbeamte, insbesondere gegen den Präsi- 
denten und den Vizepräsidenten, und zwar in einer in den 
Hauptpunkten von ihrem Vorbilde, der englischen Minister- 
anklage, völlig abweichenden Weise. Das Ganze stellt sich 
als ein politisches Anklageverfahren dar, wobei Senat und 
Repräsentantenhaus eine von ihrer gewölmlichen gesetzgebe- 
rischen Wirksamkeit völlig verschiedene Tätigkeit entfalten. 

Das Repräsentantenhaus hat allein das Recht der poli- 
tischen Anklage, des „Impeacbment".*) Der Beschluß über 
die Erhebung und über die einzelnen Punkte der Anklage 
wird wie gewöhnlich mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. 
Als Klaggrund bestimmt die Verfassung: Hochverrat, Be- 
stechung und andere Verbrechen und Vergehen gegen den 
Staat."*) Hochverräter ist nach der Verfassung, wer Krieg be- 
ginnt gegen die Vereinigten Staaten oder es mit dem Feinde 
hält, indem er ihm Hilfe und Unterstützung gewährt. Eine 
bloße Verschwörung genügt nicht"") Was die Verfassung 
unter „Bestechung", was sie insbesondere unter „Verbrechen 
und Vergehen gegen den Staat" verstanden wissen will, wird 
nirgends gesagt Die allgemeine Ansicht geht dahin, daß die 

*) Art. I, Sect. 2 a. E.: The House of Representatives shall have 
the aole Power of Impeachment. 

**) Art. II, Sect. 4: The President, Vice-President and all civil 
Otficers of the United States, shall be removed from Office on Im- 
peachment for, andConviction of, Treason, Bribery, or other high Crimes 
and Mlsdemeanors. 

"*) Art. in, Sect. 3: Treason ägainst the United States, shall consist 
only in levying War agalnat them, or in adherlng to their Enemies, 
giving them Aid and Comfort. 
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betreffende Handlung jedenfalls in Beziehung zur amtlichen 
Tätigkeit stehen, die Verletzimg einer öffentlichen Pflicht ent- 
halten muß. Im Übrigen ist es bei der Formulierung der 
Anklage dem Repräsentantenhaus völlig imheimgegeben , wie 
es die Begriffe interpretieren, insbesondere was es unter Ver- 
brechen und Vergehen gegen den Staat verstanden wissen 
will. Ob der Senat sich dieser Auffassung anschließt und 
zu einem verurteilenden Erkenntnis kommt, ist freilich eine 
andere Frage. 

Nach Erhebung der Anklage seitens des Hauses hat das 
allein zuständige Gericht — der Senat — sich als erkennen- 
der Staatsgerichtshof zu konstituieren; seine Mitglieder sind 
zu vereidigen.*) Vorsitzender ist, wie gewöhnlich, der Vize- 
präsident der Vereinigten Staaten. Nur wenn die Anklage 
sich gegen den Präsidenten der Vereinigten Staaten richtet, 
hat der Präsident des Oberbundesgerichts den Vorsitz zu 
führen, — aus der wohl twgründeten Annahme, daß in diesem 
Falle der Vizepräsident als am Ausgange des Prozesses inter- 
essiert anzusehen ist, denn die Verurteilung des Präsidenten 
würde ipso jure die Devolution der Präsidentschaft auf ihn 
nach sich ziehen.**) 

Während der Dauer des Verfahrens hat natfirlich der 
Präsident auch weiterhin die volle Ausübung seines Amtes, das- 
selbe gilt von dem Vizepräsidenten sowie von den Richtern, die 
für den Fall guten Verhaltens*") auf Lebenszeit angestellt sind. 

*) Art 1, Sect. 3: The Senate shall have the sole Power to try 
all Impeachments. When Bitting for that Purpose, they shall be on 
Oath or Alfirmatlon. 

") Art. I, Sect. 3: When the President of the United Sutes is 
tried, the Chief Justice shall preside. 

••■) Art. 111, Sect. 1 : The Judges, both of the supreme and inferior 
Courts, shall hold their Offices during good Behavior. 
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Für andere Beamte kann durch Gesetz bestimmt werden, daS 
Suspension vom Amt eintreten soll, wenn das Impeachment^ 
Verfahren gegen sie eröffnet wird; eventuell kann auch der 
Präsident sie vom Amte suspendieren kraft seines all- 
gemeinen- Rechts Bundesbeamte zu entlassen. 

Die Verhandlungen im Senat sind öffentlich, die Findung 
des Urteils geschieht jedoch in geheimer Sitzung. 

Zur Verurteilung bedarf es einer Mehrheit von % der 
anwesenden Mitglieder.*) Erkannt wird entweder auf Frei- 
sprechung oder auf Entfernung vom Amt; außerdem kann — 
was aber nicht notwendig ist — das Urteil die Unfähigkeit 
zur Bekleidung irgend eines Amtes unter den Vereinigten 
Staaten aussprechen.*") Dies letztere ist auch der Grund 
dafür, daß der Angeklagte sich dem Impeachment nicht durch 
Niederlegung seines Amtes entziehen kann, denn auf Amts- 
verlust allein braucht sich das Erkenntnis nicht zu beschränken. 
Deswegen ist auch nach Ablauf der Amtszeit das Impeachment 
jederzeit möglich. 

Während des über hundertjährigen Bestandes der Ver- 
fassung ist es nur in sieben Fällen zu einem Impeachment ge- 
kommen, und nur zwei endeten mit einer Verurteilung. Der 
einzige Präsident, der angeklagt wurde — Andrew Johnson — , 
wurde freigesprochen : 35 Senatoren stimmten für schuldig, 19 für 
nicht schuldig, an der erforderlichen ^/b Mehrheit fehlte also 
bloß eine Stimme. Nach diesem Mißerfolge dürfte ein zweiter 
Versuch, den ersten Beamten des Staates in den Anklage- 

*) Art. I, Sect. 3: — no Person ehall be convicted without the 
Concurrence of two thirda of the Members present, 

••) Art. I, Sect, 3: Judgment in Gases of Impeachment shall not 
extend further than to Removal from Office, and disqualiflcation to 
hold and enjoy any Office ot honor, Trust or Profit under the United 
States. 
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zustand zu versetzen, kaum wieder gemacht werden, es sei 
denn, daß ein Delikt vorliegt, das durcli ein Bundesgesetz 
mit Strafe belegt ist Man wird sich in ruhigen Zeiten davor 
scheuen, eine so komplizierte Maschinerie in Bewegung zu 
setzen, während in Zeiten tiefgehender Erregung, wie im Falle 
Andrew Johnsons, der Senat kaum gewillt sein dürfte die Ver- 
antwortung für die Folgen auf sich zu nehmen, die eine Ver- 
urteilung des Präsidenten unausbleiblich nach sich ziehen würde. 

Die Reichsverfassung enthält keine Bestimmung, die die 
strafrechtliche Unverantwortlichkeit des Kaisers statuiert. Dies 
wäre überflüssig, denn die preußische Verfassung erklärt, wie 
wir sahen, die Person des Königs für unverletzlich: damit ist 
auch jeder Zwang gegen ihn als Deutschen Kaiser ausgesdUossen. 

Im Gegensatz zu dieser privilegierten Stellung des Kaisers 
kann man den Präsidenten prinzipiell als straffähig erklären. 
Jedoch auch für .diesen ist seine Stellung als erster Beamter 
der Union von entscheidender Bedeutung. 

Zwar hat die Verfassung dem Präsidenten nicht wie den 
Mitgliedern des Kongresses einen Schutz vor Verhaftung 
gewährt." Trotzdem ist aber dem Präsidenten in dieser Hinsicht 
für die Dauer seiner Amtszeit eine weitgehende Privilegierung 
zuzusprechen , und dasselbe gilt aus naheliegenden Gründen 
auch für den Vizepräsidenten. Jedenfalls ist der Präsident 
vor Verhaftung geschützt, denn eine solche würde einer Sus- 
pension vom Amt gleichkommen. Aber auch die Eröffnung 
des ordentlichen Strafverfahrens gegen ihn ist unmöglich. Die 
Verfassung**) macht sie abhängig von der Verurteilung im 



•) 8. u. S. 61. 

") Art 1, SeeL 3: (but) the Party convicted shall nevertheless 
be liable and subject to Indictment, Trlal, Judgment and Punishment, 
according to Law. 
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Impeachraent- Verfahren; erst wenn der Präsident seines Amtes 
in diesem politischen Verfahren enthoben worden ist, kann 
das ordentliche Verfahren gegen ihn eingeleitet werden. Ein 
anderer Grund fQr seine Privile^erung in dieser Hinsicht ist 
der, daß er als Inhaber des Begnadigungsrechtes für seine 
Person jeder Strafverfolgung entzogen sein muß, — ■ denn ein 
Recht sich selbst zu begnadigen hat er nicht. Erst nach seiner 
Präsidentschaft kann er angeklagt, verurteilt und eventuell von 
dem neuen Präsidenten begnadigt werden. Nach Ablauf seiner 
Amtszeit kann er aber auch verklagt werden, ohne daß ein 
Impeachment vorangegangen sein müßte. Noch ein weiteres 
ergibt sich aus jener Stelle der Verfassung: Ist es in dem 
Impeachment -Verfahren nicht zu einer Verurteilung gekommen, 
so ist damit für die Zukunft jedes ordentliche Verfahren 
wegen des betreffenden Deliktes ausgeschlossen, denn nur gegen 
den für schuldig Erklärten soll es statthaft sein. Dies ist 
eine von der Verfassung kaum beabsichtigte Privilegierung 
des ehemaligen Beamten g^enüber dem gewöhnlichen Bürger. 

Auch in der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit unter- 
scheidet sich der Kaiser und der Präsident 

Der Kaiser kann für seine Reglerungshandlungeo nicht 
schadensersatzpflichtig gemacht werden: nur der Reichskanzler 
kann, wie jeder Reichsbeamte, zivil- und strafrechtlich für 
die Art und Weise der Ausübung seiner Amtsgewalt zur Ver- 
antwortung gezogen werden. Der Präsident ist in jedem Falle 
der Überschreitung seiner Befugnisse wegen eines von ihm 
verübten Schadens im Wege der Zivilklage, sei es von der 
Bundes- oder einer Staatsregierung, sei es von einer Privat- 
person, belangbar. 

Im übrigen ist in Zivilsachen die passive Prozeßfähigkeit 
von Kaiser und Präsident eine unbeschränkte. Da aber der 
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Kaiser als solcher ein Sondervermögen nicht besitzt, sondern 
jeder Erwerb desselben in das Vermögen des Königs von 
Preußen fällt, so ist eine Klage, wenn Oberhaupt, so nur 
gegen den König von Preußen oder besser gegen dessen 
Privatvermögen (Schatullgut, Ziviiliste) möglich. Für den Prä- 
sidenten der Vereinigten Staaten bestehen keinerlei Ausnahme- 
bestimmungen. In allen vermögensrechtlichen Streitigkeiten 
nimmt er Recht wie der gewöhnliche Bürger. 

Die meisten Kulturstaaten gewähren heute dem Staats- 
oberhaupt einen erhöhten strafrechtlichen Schutz. Im 
Reiche enthält das Strafgesetzbuch') die betreffenden Be- 
stimmungen zugunsten des Kaisers und der Landesherren. 

Dem Kaiser wird insofern eine bevorzugte Stellung vor 
den übrigen deutschen Landesherren eingeräumt, als er im 
ganzen Deutschen Reich den erhöhten Schutz eines Landes- 

•) § 80: Der Mord imd der Versuch des Mordes, welche an dem 
Kaiser, an dem eigenen Landesherm, oder während des Aufenthalts 
in einem Bundesstaat« an dem LandeshenTi dieses Staats verübt worden 
sind, werden als Hochverrath mit dem Tode bestraft. 

§ 94: Wer einer Thätlichkeit gegen den Kaiser, gegen seinen 
Landesherm oder während seines Aufenthalts In einem Bundesstaate einer 
Tiiätlichkeit gegen den Landesherm dieses Staats sich schuldig macht, wird 
mit lebenslänglichem Zuchthaus oder mit lehenslängUcher Festungs- 
haft, in minder schweren Fällen mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren 
oder mit Festungshaft von gleicher Dauer bestraft. Neben der Festun^- 
haft kann auf Verlust der bekleideten öffentlichen Aemter, sowie der 
aus öffentlichen Wahlen hervoi^egangenen Recht« erliannt werden. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Festungshaft nicht 
unter fOnf Jahren ein. 

§ 95: Wer den Kaiser, seinen Landesherm oder während seines 
Aufenthalts in einem Bundesstaate dessen Landesherm beleidigt, wird 
mit Gefängnis nicht unter zwei Monaten oder mit Festungshaft von 
zwei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

Neben der Gefängnisstrafe kann auf Verlust der bekleideten 
öffentlichen Aemter, sowie der aus öffentlichen Wahlen hervoi^- 
gangenen Rechte erkannt werden. 
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herrn genießt. Ein Verbrechen gegen den Kaiser verletzt ihn 
nicht nur als Landesherm und BundestQrsten , sondern zu- 
gleich als Inhaber des Kaisertums. 

Bemerkenswert ist, daß der Regent von Preußen, trotz- 
dem er zugleich die Ausübung der kaiserlichen Rechte hat, 
nicht eine privilegierte Stellung gegenüber den Regenten der 
anderen Bundesstaaten einnimmt.*) 

Seltsamerweise gewährt weder die Verfassung noch ein 
Bundesgesetz") der Vereinigten Staaten dem Präsidenten einen 
, erhöhten strafrechtlichen Schutz. Trotzdem ist der Erlaß eines 
solchen Bundesgesetzes nicht durch die Verfassung aus- 
geschlossen. Das Recht dazu ergibt sich vielmehr aus dem 
allgemeinen Recht des Kongresses, Gesetze zu erlassen, die 
notwendig und geeignet sind, alle Gewalten zur Ausführung 
zu bringen , die durch die Verfassung der Regierung der 
Vereinigten Staaten , oder irgend einem Departement oder 
Beamten derselben übertragen worden sind,"*) Denn „aus- 
üben" kann der Präsident seine verfassungsmäßigen Rechte 
nur, wenn er im Vollbesitz seiner geistigen und körperlichen 
Kräfte ist; die häufigen Attentate gegen ihn haben aber er- 
kennen lassen, daß sein Leben gerade, infolge seiner hervor- 
ragenden Stellung im Staate, besonders bedroht ist: daraus 
rechtfertigt sich der Erlaß eines besonderen Strafgesetzes, um 
ihm die volle Ausübung seiner Gewalt zu sichern. 

•) Strafgesetzbuch §§ 96, 97, 100, 101. 
**) Ein solches befindet sich aber in Vorbereitung. 
"•) Art. I, Sect. 8: The Congress shall have Power to make all 
Laws which shall be necessary and proper for canytng into Execution 
the foregoing Powers, and all other Powers vested by this Constitution 
in the Government of the United States, or in any Department or Olticer 
tbereot. 
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Das Recht der Gnadenakte. 

Im Reiche ist das Recht der Gnade dem Kaiser, in den 
Vereinigten Staaten dem Präsidenten übertragen worden; 
beiden Persönlichkeiten jedoch nur in beschränktem und ge- 
setzlich genau festgelegtem Umfang. 

I. Der wichtigste Gnadenakt ist die Begnadigung auf 
strafrechtlichem Gebiet, d. i. die ganze oder teilweise Auf- 
hebung der Straffolgen eines Verbrechens durch Willensakt 
der Staatsgewalt — in Fällen, wo die Durchführung des 
Strafgesetzes aus öffentlichem Interesse oder aus allgemeinen 
menschlichen Gesichtspunkten nicht geboten erscheint. 

Die Begnadigung ist nicht richterlicher Akt (nicht Urteil), 
nicht gesetzgebender Akt (nicht lex specialis), sondern Ver- 
zicht des Staates auf das ihm zustehende Strafklagrecht 
oder Strafrecht Danach lassen sich zwei Hauptarten der 
Begnadigung unterscheiden: 

1. Die Abolition, d. i. der Verzicht auf das Strafklagrecht 
mit der Folge der Nichterhebung der Klage oder der 
Niederschlagung des bereits begonnenen Prozesses; 

2. Die Begnadigung im engeren Sinn, d. i. der völlige 
oder teilweise Verzicht auf die rechtskräftig erkannte 
noch nicht verbüßte Strafe, wozu auch die Restitution 
(Rehabilitation) — die Wiederherstellung der dem Ver- 
urteilten aberkannten Rechte — zu rechnen ist 

Die Amnestie ist keine besondere Art der Gnade, sondern 
lediglich die gleichzeitige und unterschiedslose Anwendung von 
Begnadigungen und Abolitionen auf eine ganze Klasse, meist 
politischer Verbrecher. 

Dle'Reichsverfassung enthält keinerlei Vorschrift über 
das Recht Gnade zu üben. Die verschiedenen Fälle, in denen es 
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dem Kaiser zuerkannt wird, werden in einzelnen Reichsgesetzen 
aufgezäUt; für den Umfang des Begnadigungsreclits ist nicht 
die Kompetenz des Reichs zum Erlaß von Reichsgesetzen 
maßgebend, vielmehr hat das kaiserliche Recht nur da statt, 
wo dem Reiche zugleich die Gerichtsbarkelt zusteht, und es 
wird ausgeübt ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit des 
Verurteilten. In allen anderen Fällen ist es den einzelnen 
Bundesstaaten vorbehalten und steht den zweiundzwanzig 
deutschen Fürsten und den drei Senaten der deutschen Hanse- 
städte zu. 

Das Begnadigungsrecht des Kaisers erstreckt sich auf 
folgende Gebiete: 

1. in Sachen, in denen das Reichsgericht in erster Instanz 
erkannt hat (Strafprozeßordnung § 484), also in den 
Fällen des Hoch- und Landesverrats, insofern diese 
Verbrechen gegen Kaiser oder Reich gerichtet sind 
(Gerichtsvertassungsgesetz § 136 Nr. 1) und in den 
Fällen des Verrats militärischer Geheimnisse {Reichs- 
gesetz vom 3. Juli 1893); 

2. bei Urteilen der Marinestrafgerichte ; 

3. in Sachen der Konsulargerichtsbarlieit (Gesetz vom 
10. JuU 1879, 7. April 1900, Verordnung vom 18. Juli 1900) 
und der Kolonialgerichtsbarkeit (Gesetz vom 7. April 
1886); 

4. in Sachen der Prisengerichtsbarkeit (Verordnung vom 
15. Februar 1889); 

5. in Disziplinarsachen der Reichsbeamten (Reichsbeamten- 
gesetz vom 31. März 1873); 

6. in Sachen, in denen ein elsaß-lothringisches Ge- 
richt in erster Instanz erkannt hat Dies ergibt 
sich aus der Bestimmung des Inkorporationsgesetzes 
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vom 9. Juni 1871, wonach dem Kaiser die Aus- 
übung der Staatsgewalt in Elsaß- Lothringen über- 
tragen ist 
In allen diesen Fallen bat der Kaiser nur das Be- 
gnadigungsrecht im engeren Sinn erhalten. Von Reiche 
wegen besteht ein Recht der Niederschlagung anhängiger 
Prozesse überhaupt nicht, — anders in den einzelnen 
Bundesstaaten, soweit es nicht durch die Verfassungen 
aufgehoben oder beschränkt ist Auch in ElsaS-Lothringen 
hat der Kaiser liein Recht der Niederschlagung. Zwar 
galt zur Zeit der Vereinigung von ElsaS-Lothringen mit 
dem Deutschen Reich dort noch das S^natus-consulte*) 
vom 25. Dezember 1852, das dem Kaiser von Frankreich 
ein solches Recht zusprach. Indem nun aber die ge- 
samte Staatsgewalt über Elsaß-Lotbringen dem Reich ab- 
getreten wurde, dieses sich aber in keinem Gesetz ein 
Abolitionsrecht statuierte, so kann der. Kaiser ein solches 
auch unmöglich ausüben. 

Im Gegensatz zum Deutschen Kaiser tiat der Präsident 
der Vereinigten Staaten das Recht zu begnadigen un< 
mittelbar durch die Verfassung erhalten. Er hat die Gewalt, 
bei Deliliten gegen die Vereinigten Staaten Aufschub des Straf- 
vollzugs zu gewähren und zu begnadigen, außer in den Fällen 
des Impeachment"*) 

Wir sehen, sein Recht ist, anders als beim Kaiser, ganz 
allgemein gefaßt. Bei allen Delikten gegen die Vereinigten 
Staaten, d. h. Delikten, die durch Bundesgesetz unter Strafe 



•) L'empereur a le droit de faire gräce et d'accorder d'amnlstie. 
") Art. II, Sect. 2: — he (the President) shaU have Power lo graut 
Reprieves and Pardons Tor Offences against the United States, except 
in Cases ot Impeschment 
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gestellt sind, kann er Strafaufschub gewähren oder Begnadigung 
Qben. 

Dabei ist der Begriff der Begnadigung sehr weit zu 
nehmen. Nach der Auslegung des Oberbundesgerichts um- 
faßt er nicht nur die Begnadigung im engeren Sinn, sondern 
auch das Recht der Abolition und der Amnestie. Femer ist 
die bedingte und die teilweise Begnadigung zulässig, und 
ebenso darf der Präsident an Stelle der erlcannten Strafe eine 
mildere substituieren. 

Das Begnadigungsrecht steht dem Präsidenten ohne jede 
Mitwirkung des Kongresses zu, und es würde der Verfassung 
widersprechen, wollte dieser etwa das Recht Gnade zu üben 
erweitem oder auf bestimmte Fälle beschränken. Der Prä- 
sident Ist in jeder Hinsicht unabhängig; der Kaiser ist stets 
an die Mitwirkung des Reichskanzlers gebunden, dessen Kon- 
trasignatur bei dem Gnadenakt nötig ist*) Dafür trägt aber 
der Präsident allein die Verantwortlichkeit, — gegen einen 
Mißbrauch des Begnadigungsrechts ist allerdings nur das 
Impeachment mögUch. 

Nur in einer Beziehung legt die Verfassung dem Be- 
gnadigungsrecht des Präsidenten eine Beschränkung auf: es 
ist ausgeschlossen in den Fällen des Impeachment eines 
Beamten. Das Recht des Repräsentantenhauses, den AnstoQ 
zur Einleitung des politischen Verfahrens zu geben, das Recht 
des Senats, gegebenenfalls den Beamten zu vemrteilen, soll 
in kemer Weise durch das Begnadigungsrecht geschmälert 
werden können. Uneingeschränkt steht es aber wiederum 
dem Präsidenten in dem Strafverfahren zu, das sich dem 
Impeachment anschließen kann. 

•) 8. o. S. 38. 
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Eine ähnliche Vorschrift enthalten die Verfassungen der 
deutschen Bundesstaaten, soweit sie eine Ministerverantwortr 
lichlteit statuieren; sie nehmen dem Monarchen das Recht 
der Begnadigung fCr den Fall, daß ein Minister wegen einer 
Verfassungsverletzimg angeklagt und verurteilt wird. Es findet 
sich jedoch auch die Klausel, daß die Stände bestimmen 
Iiönnen, daß trotz der Verurteilung die Begnadigung statthaft 
sein soll. In den Vereinigten Staaten wäre es gegen die 
Verfassung, wollte der Senat bei einer Verurteilung im Im- 
peachment -Verfahren dem Präsidenten ein solches Recht ver- 
leihen. 

Die Reichsverfassung enthält keinerlei Bestimmung über 
ein Begnadigungsrecht des Kaisers gegenüber dem Reichs- 
kanzler. 

Häufig delegiert der Monarch, wie dies z. B. der König 
von Preußen getan hat, einen Teil seiner Begnadigungsgewalt 
an die einzelnen Ministerien. Ebenso hat der Kaiser dem 
Statthalter von Msaß- Lothringen „die Befugnis zum Erlaß 
von Geldstrafen, welche durch richterliches Urteil oder im 
Verwaltungswege erkannt sind, und zur Gewährung der 
Rehabilitation" delegiert. Sein Recht hierzu ergibt sich aus 
dem Gesetz betr. die Verfassung und Verwaltung von 
Elsaß-Lothringen vom 4. Juli 1877, § 1, wonach der Kaiser 
„landesherrUche Befugnisse, welche ihm kraft Ausübung der 
Staatsgewalt in Elsaß -Lothnngen zustehen, einem Statthalter 
übertragen" kann. 

In den Vereinigten Staaten steht einer ähnlichen De- 
legation des Begnadigungsrechts an einzelne Departements- 
chefs nichts im Wege. Natürlich bliebe aber dem Präsi- 
denten die Pflicht die Ausübung des delegierten Rechts zu 
beaufsichtigen. 
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Nicht der Kaiser, sondern der einzelne Landesherr oder 
Senat hat das Begnadigungsrecht bei einer Tätlichkeit gegen 
den Kaiser oder bei einer Beleidigung des Kaisers oder des 
Bundesrats. Dasselbe gilt bei Amtsverbrechen der Reichs- 
beamten. 

In den Vereinigten Staaten steht im Falle, daß der Präsident 
beleidigt oder gegen ihn eine Tätlichkeit verübt wird, das 
Begnadigungsrecht dem Gouverneur des betreffenden Staates 
zu, — denn beide Delikte werden nicht von Bundesgesetzen 
unter Strafe gestellt. Dagegen hat der Präsident, wie wir 
schon sahen, stets das Recht Gnade zu üben, wenn Bundes- 
beamte im ordenUichen Verfahren verurteilt worden sind. 

Todesurteile bedürfen im Reiche keiner Bestätigung zu 
ihrer Vollstreckung (Strafprozeßordnung § 485). Zulässig ist 
diese jedoch erst, wenn in Sachen, in denen das Reichs- 
gericht in erster Instanz erkannt hat, die Entschließung des 
Kaisers, von dem Begnadigungsrecht keinen Gebrauch machen 
zu wollen, ergangen ist. Damit ist zugleich die Verpflichtung 
des Kaisers ausgesprochen, die Mitteilung der Entschließung 
nicht in einer dem Wesen des Strafvollzugs widersprechenden 
Weise zu verzögern. 

Ähnliche Vorschriften bestehen in den Vereinigten Staaten 
nicht 

H. Den Gnadenakten verwandt sind auf zivilistischem Gebiete 
solche Verfügungen des Staatsoberhaupts, die lediglich in sein 
Belieben gestellt auch trotz Vorliegens aller gesetzlichen Er- 
fordernisse verweigert werden können. Auch das Reichsrecht 
kennt solche Anordnungen, weil aber von geringerer Bedeutung 
und zur Entlastung des Kaisers ist das Recht, sie zu erlassen, 
nicht dem Kaiser sondern unmittelbar dem Reichskanzler 
übertragen worden, — dem Kaiser bleibt es natürlich un- 
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benommen, im einzelnen Fall dem Reichskanzler seinen Willen 
zu diktieren.*) 

Dem Präsidenten sind ähnliche Befugnisse nicht erteilt 
worden. 

Ein anderer Gnadenakt, das Recht der Bewilligung von 
Moratorien, ist durch Reichsgesetz**) den einzelnen Landes- 
herren genommen, dem Kaiser niemals zugestanden worden. 

Die Verfassung der Vereinigten Staaten verbietet den 
einzelnen Staaten Gesetze zu erlassen, die die Verbindlichkeit aus 
eingegangenen Verträgen beeinträchtigen.***) Dies generelle 
Verbot enthält auch das Verbot, Moratorien zu gewähren. 
Daraus, daß es sich ausdrücklich auf die Staatengesetzgebung 
bezieht, darf aber nicht gefolgert werden, daß die Union — 
eine einseitige Verfügung des Präsidenten wäre Oberhaupt 
ausgeschlossen — ein solches Gesetz erlassen dQrfe. Denn 
der Bundesgesetzgebung unterliegen nur solche Materien, die 
in der Verfassung ausdrücklich benannt sind. 

in. Dem Kaiserf) sowohl wie dem Präsidenten wird das 
Recht zuerkannt, auf dem Gebiete der Verwaltung in gewissem 
Umfang Gnade zu üben, so z. B. Geldstrafen zu erlassen, auf 
Ersatzansprüche zu verzichten u. dgl. m. In den Vereinigten 



*} Die betreffenden Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
beziehen sich auf alle Deutsche, die keinem Bundesstaat angehören. 
Die einzelnen Fälle sind folgende: 

1. Einwilligung in die Befreiung von einzelnen Ehehindemissen. 
§ 1322. 

2. Bhetichkeitaerkiarung unehelicher Kinder. § 1723. 

3. Bewilligung der Befreiung von einzelnen Erfordernissen für 
die Annalune an Kindesstatt § 1745. 

**) § 14 des Einfflbrungsgesetzes zur ZlvilprozeSordnung. 
*•*) Art. I, Sect. 10; (No State shall pass any) Law impairing the 
Obligation of Contracis. 

t) sog. jusüfizierende Kabinetlsorders des Kaisers. 
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Staaten wird dies Recht häufig dem Sekretär des Schatzamts 
übertragen. 

Pekuniäre Rechte gegenüber dem Staat 

Die pekuniären Vorrechte eines Monarchen oder eines 
Präsidenten gegenüber dem Staat sind wesentlich verschieden 
geartet. Der Monarch einer konstitutionellen Monarchie hat 
in der Regel Anspruch auf eine Zivilliste, während ein Prä- 
sident als Beamter ein Gehalt erhält. 

Zivilliste und Gehalt haben gemeinsam, daß dem Be- 
rechtigten wider den Fiskus seines Staates eine Forderung 
in bestimmter Höhe zusteht. Im übrigen haben sie einen 
verschiedenen Charakter. 

Die Ziviliiste ist eine Rente, sie hat ihren Ursprung (nach 
dem Vorgange von England) gewöhnlich darin, daß das 
Kammergut, oder wie es später hieß, die Domänen des Fürsten, 
auf denen die Kosten nicht nur des Hofstaats, sondern auch 
der gesamten Staatsverwaltung lasteten, für Staatsgut er- 
Itlärt wurden. Als Entschädigung wurde dem Fürsten die 
Zivilliste gegeben. 

Das Gehalt des Präsidenten ist eine Rente, die mit dem 
Amte verbunden ist, und in erster Linie dessen standes- 
gemäßen Unterhalt ermöglichen soll. 

Die Reichsverfassung gewährt dem Kaiser keine Zivilliste, 
ebensowenig hat er sonstige Rechte gegen den Reichsfiskus. 
Alle Kosten des Kaisertums trägt der König von Preußen. 
Als solcher bezieht er heute eine Zivilliste, die den besonderen 
Namen einer Kron-Fideikommißrente hat und etwas über 
15^/2 Million Mark beträgt Dagegen wird dem Kaiser jährUch 
durch das Etatsgesetz aus Reichsmitteln ein „Dispositionsfonds" 
von drei Millionen Mark zur Verfügung gestellt, der zu Be- 
willigungen aller Art bestimmt ist. 
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Die Verfassung*) der Vereinigten Staaten bestimmt: 

„Der Präsident soll zu bestimmten Zeiten fUr seine Dienste 
eine Vergütung erhalten, die wOhrend der Zeit, für die er 
gewählt ist, weder erhöht noch herabgesetzt werden darf, 
und er soll während dieser Zeit keinen anderen Vermögens' 
vorteil weder von den Vereinigten Staaten, noch von einem 
derselben erhalten." 

Das Gehalt betrug ursprünglich 25000 Dollars, es wurde 
im Jahre 1873 auf 50000 Dollars erhöht Durch den letzten 
Teil der vorstehenden Bestimmung wird verbindert, daß der 
Präsident materiell in Abhängigkeit vom Kongreß gerät Eine 
Erhöhung oder Verminderung des Ciehalts kann nur vor dem 
Amtsantritt des Präsidenten erfolgen. Wenn jedoch, wie es 
im Jahre 1873 der Fall war, das Gehalt des Präsidenten er- 
höht wird nach seiner Wiederwahl, aber noch vor Beginn der 
zweiten Amtszeit, so erhält der Präsident während dieser das 
erhöhte Gehalt. 

Eine andere Bestimmung der Verfassung**) sucht die 
Bundesbeamten vor Beeinflussung durch das Ausland zu be- 
wahren. Geschenke, sonstige VorteUe, Amter und Titel irgend- 
welcher Art dürfen sie nur mit Genehmigung des Kongresses 
von Königen, Fürsten oder fremden Staaten annehmen. Die 
Folge ist, dafi in den Vereinigten Staaten Höflichkeitsäuße- 
rungen, wie sie zwischen Staatsoberhäuptern üblich sind, fast 
zur Unmöglichkeit werden, da ein Souverän sich kaum dem 
wird aussetzen woUen, daß der Präsident die angebotene 

*) Art. n, Sect. 1: The President shall, at atated Timea, receive 
for his Services, a Compensatlon, which shall neither be encreased nor 
diminished during tbe Period for whicb he ehall have been elected, 
and be ehatl not receive within that Period any other Bmolument from 
ttie United States, or any of them. 
-) s. o. S, 35"*. 
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Ehrung ausschlägt, weil der Kongreß ihm die Zustimmung 
zu ihrer Annahme versagt. 

Alle diese Vorschriften verfolgen den Zweck, den Prä- 
sidenten vor Versuchungen von innen oder von außen zu 
schützen. Er, der vielleicht materiell wenig günstig gestellt, 
sich durch seine Qeistesgaben bis zur höchsten Sprosse 
republikanischer Ehren emporgeschwungen hat, um in ab- 
sehbarer Zeit wieder der einfache Bürger zu werden, der er 
vorher war, soll nach Möglichkeit gehindert werden, das Wohl- 
ergehen des Staates seinem persönlichen Vorteil hintanzusetzen. 

Ähnliche Befürchtungen beim Deutschen Kaiser und König 
von Preußen hegen zu wollen, wäre nicht angebracht Das 
Wohl seines Hauses ist viel zu eng mit dem Gedeihen des 
Reiches und Preußens verknüpft, als daß solche verderbliche 
Beeinflussungen auch nur als möglich angenommen werden 
könnten. 

Ganz ähnlichen Beschränkungen wie der Präsident und 
die Bundesbeamten der Union unterliegen die Reichsbeamten, 
nur daß hier die entscheidende Instanz nicht etwa der Bundes- 
rat, sondern der Kaiser selbst ist Titel, Ehrenzeichen, Ge- 
haltsbezOge, Geschenke und Remunerationen dürfen vom Kaiser 
angestellte Reichsbeamte nur mit dessen Genehmigung von 
anderen Staaten (auch den deutschen Einzelstaaten) annehmen.*) 

•) Reichsbeamtengesetz § 15. 
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Regierungsrechte. 

L Allgemeines. 

Der Kaiser und der Präsident*) sind die Inhaber der Voll- 
zugegewalt. In deren AusQbung sind sie jedocti in vielfacher 
Hinsicht nicht unabhängig, sondern an die Mitwirlning anderer 
Organe des Staates gebunden, so der Kaiser an die des 
Bundesrats allein oder auch in Verbindung mit dem Reichs- 
tag, der Präsident an die des Senats oder auch des Kon- 



I. Um die Stellung des Kaisers g^enQber dem Bundes- 
rat und dem Reichstag, des Präsidenten gegentlber den beiden 
Häusern klarlegen zu können, ist es erforderhch, vorher deren 
Wesen und Zusammensetzung kurz zu charakterisieren. 

„Der Bundesrat besteht aus den Vertretern der Mit- 
glieder des Bundes,"") Diese Vertreter sind an ihre Instruk- 
tionen gebundene Bevollmächtigte mit jederzeit widerruflicher 
Vollmacht Sie sind also nicht Beamte des Reichs, nicht dem 
Kaiser verantwortlich, sondern allein ihrem Mandanten. Der 
Bundesrat ist das alleinige Organ, durch das die Mitglieder 
des Bundes, die Reichsmitregenten, ihren Anteil an der Reichs- 
gewalt austtben; rechtlich ist also ein BundesratsbeschluB ein 

•) Art. II, Sect 1: The executive Power shall be vested In a 
President of tbe United States of America. 
") Arte. 
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Beschluß der BundcBmitglieder. Der Kaiser hat als solcher 
im Bundesrate keine Stimine, faktisch ist er aber durch den 
Reichskanzler dort vertreten. 

Obgleich im Reich die Einzelstaaten grundsätzlich gleichen 
AnteU an der Reichsgewalt haben, ist die Zahl ihrer Stimmen 
im Bundesrat verschieden. Über bei weitem die meisten ver- 
fügt Preußen, als Präsidialmacht, mit 17 Stimmen, von den 
25 Bundesstaaten haben 17 bloB deren eine. Die Gesamtheit 
der jedem Staate zuständigen Stimmen kann nur euiheitlich 
abgegeben werden.*) 

Ganz anders ist das Wesen des Senats. Er besteht 
aus je zwei Senatoren von jedem Staat, die auf sechs Jahre 
von der Legislatur desselben gewählt werden. Sie führen im 
Senat je eme Stimme") und werden zwar von der gesetz- 
gebenden Gewalt des einzebien Staates gewählt, sind aber 
nicht Vertreter der Legislatur, sondern ihres Staates. Als 
solche stimmen sie nach eigener, persönlicher Überzeugung 
und sind an keinerlei Instruktion ihrer Regierung gebunden. 
Daher brauchen also auch nicht die beiden Stimmen jedes 
Staates einheitlich abgegeben zu werden. 

Jedes Bundesglied des Reichs hat die Pflicht, sich im 
Bundesrat vertreten zu lassen und seine Bevollmächtigten zu 
instruieren. Ebenso ist in den Vereinigten Staaten jeder 
Einzelstaat verpflichtet, die Senatoren durch seine Legislatur 
zu ernennen. Eine Möglichkeit sie zu dieser Pflicht anzuhalten 
gewährt jedoch weder die Reichsverfassung noch die Ver- 
fassung der nordamerikanischen Union. 



•) Art. 6. 

*') Art. I, Seat. 3: The Senate of the United Statea shall be composed 
of two Senators Trom each State, chosen by the Legislature tbereot, 
for six Years; and each Senator Shell have one Vote. 
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Die Eigenschaft der Bundesratsmit^eder als Bevoll- 
mächtigte ihrer Regierungen kommt auch dadurch zum Aus- 
druck, daS es dem Kaiser, oder besser dem König von 
Preußen, obliegt, ilmen den üblichen diplomatischen Schutz zu 
gewähren.*) Sie sind also auf die Dauer ihres Mandats in 
Preußen exterritorial. 

Fflr die Senatoren besteht eine derartige Bestimmung 
nicht, da sie nicht instruierte Bevollmächtigte der einzelnen 
Regierungen sind. 

Der Reichstag repräsentiert das deutsche Volk als Ge- 
samtheit; seine Mitglieder sind nicht Vertreter der einzelnen 
deutschen Staaten. Sie stimmen frei nach eigener Überzeugung 
und sind an Aufträge und Instruktionen nicht gebunden. 

Die Mitglieder des Hauses der Repräsentanten ver- 
treten das Volk der Vereinigten Staaten. Sie werden alle 
zwei Jahre durch die Bürger der einzelnen Staaten gewählt 
Ihre Zahl richtet sich, wie die der Reicbstagsmitglieder, nach 
der Bevölkerungsziffer. Auch sie stimmen nach freier Über- 
zeugung- 

Die Landesherren sind nicht zum Reichstag wählbar, also 
auch nicht der Kaiser. Dies ist zwar in der Reichsverfassung 
nicht bestimmt, ergibt sich aber aus ihrer Stellung als Man- 
danten der Mitglieder des Bundesrats. Beamte dagegen sind 
wählbar und bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in den 
Reichstag.**) 

Die Verfassung der Vereinigten Staaten hält in dieser 
Hinsicht an dem Grundsatz der Trennung der Gewalten fest, 
sie spricht allen Bundesbeamten, also auch dem Präsidenten, 



•) Art. 10. 
") Art. 21. 
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die passive Watilfähigkeit zum Mitglied eines der beiden 
Häuser für die Zeit ihres Verbleibs im Amt ab.") 

Wie die Kfitglieder des Reichstags genieflen auch die 
Mitglieder des Kongresses Redefreiheit") Dagegen ist die 
Privilegierung vor Verhaftung größer für die Reichstags- 
mitglieder*") als für die des Kongresses, t) 

II. nDem Kaiser steht es zu, den Bundesrath und den 
Reichstag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu 
schließen, "tt) Beide Körperschaften haben also nicht das 
Recht der Selbstversammlung. Stets muß der Anstoß zu ihrem 

") Art. I, Seot 6: — no Peraon holding any Oftice under the 
United States, shall be a Member of either House during his Continuance 
in Office. 

") Art. 30: Kein Mitglied dea ReJchstBges darf zu irgend einer 
Zeit wegen seiner Abstimmung oder wegen der in Ausübung seines Be- 
rufes gethanen AeuBeningen gerichtlich oder disziplinariech verfolgt oder 
sonst außerhalb der VereammluDg zur Verantwortung gezogen werden. 
Art. I, Sect. 6: They (The Senators and Representatlves) shall 
in all Gases, except Treason, Felony, and Breach of Peace, be pri- 
vileged from Arrest during their Attendance at the Session of their 
respective Houses, and in going to and retuming from the aame; and 
tor anySpeech or Debate in either Houae, they ahall not be 
questioned in any other Place. 

***) Art. 31: Ohne Genehmigung des Reichstages kann kein Mit- 
glied desselben während der Sitzungaperiode wegen einer mit Strafe 
bedrohten Handlung zur Unterauchung gezogen oder verhaftet werden, 
außer wenn es bei Auatibung der That oder im Laufe des nächstfolgenden 
Tages ergriffen wird. 

Gleiche Genehmigung ist hei einer Verhaftung wegen Schulden 
erforderiich. 

Auf Verlangen des Reichstages wird Jedes Strafverfahren gegen 
ein Mitglied desselben und jede Untersuchungs- oder Civilhaft für die 
Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben. 

t) 8. o. **. Dabei ist hervorzuheben, daß unter „breach of peace", 
Friedenabruch, allgemein jede Handlung verstanden wird, die mit 
Strafe belegt iat Die Privilegierung vor Verhaftung besteht alao bloß 
in Zivilsachen. 
tt) Art. 12. 
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Zusammentritt vom Kaiser ausgehen. Ebenso wäre es ver- 
fassungswidrig und daher ungültig, wollten sie sich selbst 
vertagen oder ihre Sitzungen endgültig abbrechen. 

Gerade entgegengesetzt ist die Stellung, die der Kongreß 
in dieser Hinsicht gegenüber dem Präsidenten einnimmt Er 
hat das Recht der Selbstversammlung und tritt mindestens ein- 
mal im Jahre und zwar am ersten Montag im Dezember zu- 
sammen, außer wenn er durch Gesetz, wie es schon oft ge- 
schehen ist, einen anderen Tag bestimmt*) Dem Präsidenten 
wird durch eine Abordnung beider Häuser mitgeteilt, daß sie 
beschlußfähig versammelt und bereit seien, Mitteilungen von 
ihm entgegenzunehmen. Solche erfolgen dann regelmäßig und 
zwar in der Form einer Botschaft") 

Nur bei außerordentlichen Gelegenheiten hat der Prä- 
sident das Recht beide Häuser oder eines derselbenzu berufen,***) 
so z. B. bei Aufruhr, bei auswärtigen Verwicklungen oder 
offenen Feindseligkeiten. Jedenfalls steht dem Präsidenten 
die Entscheidung darüber zu, ob eine solche außerordentliche 
Gelegenheit vorliegt, und der Kongreß kann nicht feststellen, 
daß sie nicht vorhanden war; nur indirekt könnte er dies 
dadurch zum Ausdruck bringen, daß er sich sofort wieder 
vertagt. 

A. Die Berufung des Bundesrats und des Reichstags 
ist nicht In das freie Belieben des Kaisers gestellt. Beide 
sind alliährlich zu berufen, und der Bundesrat kann zur Vor- 
bereitung der Arbeiten ohne den Reichstag, letzterer aber nicht 

*) Art. I, Sect. 4: The Congress shaU assemble at leaet once in 
every Year, and such Meeting shall be on the tirst Honday in December, 
unless they shall by Law appoint a dtfferent Day. 
••) s. u, S. 64. 

**•) Art U, Sect. 3: he (the President) may, on extraordinary Oe- 
caslons, convene both Housea, or either of them. 



I 



„Goot^lc 



— 63 — 

ohne den Bundesrat berufen werden.*) Diese Bestimmung 
steht im Gegensatz zu der eben angeführten Vorschrift der 
VerfasBung der Vereinigten Staaten. Sie erklärt sich daraus, 
daß alle Beschlüsse des Reichstags an den Bundesrat gehen, 
der seinerseits über sie Beschluß zu fassen hat Das Prinzip 
ist also, daß der Bundesrat als eigentliches gesetzgebendes 
Organ des Reichs stets mit dem Reichstag versammelt sein 
soll, dem Organ, das gemäß der Verfassung nur eine Vor- 
bedingung für ein Gesetz zu erledigen hat. Anders in den 
Vereinigten Staaten, wo das gesetzgebende Organ der Kon- 
greß als solcher ist, und jedes Haus prinzipiell gleichen An- 
teil an der Gesetzgebung tiat. 

Für den Bundesrat gilt außerdem noch die Vorschrift der 
Verfassung,") daß seine Berufung erfolgen muß, sobald sie 
von einem Drittel der Stimmzahl verlangt wird. 

Die Berufung von Bundesrat und Reichstag gemäß den 
Bestimmungen der Verfassung ist eine Pflicht des Kaisers, 
eine Möglichkeit aber ihn zu ihrer Erfüllung anzuhalten, ge- 
währt die Verfassung nicht. Daß er übrigens beide Organe 
auch öfters als „alljährlich" einberufen darf, ist zweifellos. 
Ob und wie oft er es tut, steht ganz in seinem Beheben. Mag 
auch die Berufung wegen außerordentlicher Vorfälle politisch 
noch so notwendig erscheinen, verfassungsmäßig verpflichtet 
dazu ist der Kaiser ebensowenig, wie in den Vereinigten 
Staaten der Präsident 

Bundesrat und Reichstag können ihre Tätigkeit erst be- 
ginnen, nachdem der Kaiser oder dessen Stellvertreter sie er- 
öffnet hat 

Anders in den Vereinigten Staaten, wo der Kongreß als 
gesetzgebendes Organ vorhanden ist, sobald beide Häuser 



•) Art. 13. — ••} Art. 14. 
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zusammengetreteo sind und sich organisiert haben. Es ist 
Brauch, dafi der Präsident seiner Pflicht, dem Kongreß Ober 
den Stand der Union zu berichten, am Anfang der jährlichen 
Session durch eine Botschaft nachkommt, aber nur in dieser 
Hinsicht läfit sie sich mit der Thronrede, die zugleich das 
Parlament eröffnet, vergleichen. Irgendwelchen Einflufi auf 
die Konstituierung des Kongresses hat sie nicht, nur das 
Moment könnte man ihr allenfalls zuschreiben, daß durch sie 
die Exekutivgewalt indirekt das tatsächliche Vorhandensein, 
also die erfolgte Konstituierung der gesetzgebenden Gewalt 
anerkennt 

B. Das dem Kaiser zustehende Recht Bundesrat und 
Reichstag zu vertagen ist eingeschränkt durch Art 26 der 
Verfassung, wonach ohne Zustimmung des Reichstags die Ver- 
tagung desselben die Frist von 30 Tagen nicht übersteigen 
und während der Session nicht wiederholt werden darf. 
Übrigens ergibt sich aus dem bereits zitierten Art 14 für 
den Bundesrats noch das Weitere, daß seine Vertagung und 
Schließung nicht möglich ist gegen den Widerspruch von 
einem Drittel der StimmenzahL 

hl den Vereinigten Staaten haben die Häuser selbst das 
Recht sich zu vertagen, nur darf sich während der Session 
des Kongresses kein Haus ohne die Zustimmung des anderen 
auf länger als drei Tage vertagen.*^ Der Endtermin der 
Session wird durch gemeinsamen Beschluß (jointe vote) fest- 
gesetzt, der den Präsidenten des Senats und den Sprecher 
des Repräsentantenhauses ermächtigt, die Häuser zu vertagen. 

*) Art. I, Sect. 5: Nelther House, during the Session of Congress, 
shall, without the Consent of the other, adjourn for more tban three 
days , nor to any other Place than that in whlch the two Houses shall 
be Bittlng. 
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Nur im Falle, dafi beide Häuser sich über den Zeitpunkt 
der Vertagung nicht einigen können, hat der Präsident das 
Recht aber nicht die Pflicht „may", sie auf eine ihm gut 
dünkende Zeit zu vertagen.*) Zur Ausübung dieses Rechts ist 
es bisher noch nicht gekommen. 

C. In den heutigen konstitutionellen Monarchien hat der 
Monarch regelmäßig das Recht, die zweite Kammer auf z ul Ö s en. 
Die Reichsverfassung**) ^bt dem Kaiser die Beluguis, den 
Reichstag während der Legislaturperiode unter Zustimmung des 
Bundesrats aufzulösen. Damit erlöschen alle Reichstags- 
mandate, und der Reichstag verliert seine Existenz. Hierauf 
sind die Neuwahlen innerhalb sechzig Tagen durch kaiserliche 
Verordnung anzuordnen, und der Reichstag ist innerhalb 
neunzig Tagen zu berufen."*) 

m. Neben den angefahrten Rechten des Kaisers gegen- 
über dem Bundesrat stehen ihm aber auch noch tief ein- 
greifende Rechte in Bezug auf seine innere Organisation zu, 
in scharfem Gegensatz zu seiner Stellung gegenüber dem 
Reichstag, der ihm in dieser Hinsicht ganz unabhän^g gegen- 
übersteht 

Der Kaiser vermag nach zwei Richtungen hin auf die 
Organisation des Bundesrates einzuwirken: 

*) Art. II, Sect. 3: — in Gase ot Disagreement between them 
{both Houses), with Respect to the Time of Adjourament, he may 
adjoum them to such Time as he ahall think proper. 

"j Art. 21 lautet: Die Legislaturperiode des Reichstags dauert 
fQnf Jahre. Zur Auflösung des Reichstags während derselben ist ein 
Beschluß des Bundesrathes unter Zustimmung des Kaisers erforderlich. 
— Die Fassung des zweiten Satzes ist falsch, der Sinn ist der oben 
wiedergegebene. 

***) Art. 25: Im Falle der Auflösung des Reichstages müssen inner- 
halb eines Zeitraumes von 60 Tagen nach derselben die Wähler und 
innerhalb eines Zeitraumes von 90 Tagen nach der Auflösung der 
Reichstag versammelt werden. 

Stslnbach. 6 
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1. Der Kaiser ernennt den Reichskanzler, dem der Vor- 
sitz im Bundesrat und die Leitung der Geschäfte zusteht^ 
Wie der König von Preußen das Präsidium des Bundes als 
Deutscher Kaiser innehat, so ist der Stellvertreter des Kaisers 
der Vorsitzende des Organs des Bundes , des Bundesrats. 
Daß der Reichskanzler zugleich preußischer Bevollmächtigter 
zum Bundesrat sein muß, fordert die Verfassung nicht 
ausdrücklich, in der Praxis wird er es aber regelmäßig 
sein, ebenso wird aus politischen Gründen gefordert werden 
müssen, daß er auch Mitglied des preußischen Staatsmini- 
steriums ist 

Als Vorsitzender und Geschäftsleiter des Bundesrats be- 
stimmt der Reichskanzler die Sitzungen desselben, eröffnet, 
vertagt, schließt er ihn. Die Anträge der einzelnen Bundes- 
glieder gehen an ihn, und er hat sie der Beratung zu übergeben. 
Ihm liegt es femer ob, die Vollmachten der einzelnen Bundes- 
ratsmitglieder auf ihre formelle Ordnungsmäßigkeit hin zu 
prOfen. 

„Der Reichskanzler kann sich durch jedes andere Mit- 
glied des Bundesrathes vermöge schriftlicher Substitution ver- 
treten lassen."") Die Genehmigung des Kaisers hierzu ist 
nicht erforderlich. 

In dem bayrischen Schlußprotokoll vom 23. Nov. 1870 
hat der preußische Bevollmächtigte es als ein Recht der 
bayrischen Regierung anerkannt, daß ihr Vertreter im Falle 
der Verhinderung Preußens den Vorsitz im Bundesrat führen 
solle. Da diese Erklärung nach dem Eingange des Schluß- 
protokolls „bei der Unterzeichnung des Vertrages über den 
Abschluß eines Verfassungsbündnisses zwischen Seiner Maje- 

•) B.V. Art. 15. — *•) Art. 15, Abs. 2. 
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stät dem Könige von Preußen Namens des Norddeutschen 
Bundes und Seiner Majestät dem Könige von Bayern" abge- 
geben wurde, 80 ist die obige Bestimmung der Reichsver- 
fassung in diesem Sinne beschränlrend auszulegen. Der 
Reichskanzler kann sich bei einer Verhinderung Preußens, 
d. h. aller preußischen Bevollmächtigten, nicht unter Über- 
gehung Bayerns durch jedes andere Mitglied des Bundesrats 
vertreten lassen, sondern erst nachdem Bayern die ihrem 
Vertreter angebotene Substitutionsvollmacht abgelehnt hat 
Bismarck übertrug regelmäßig bei eigener Verhinderung die 
Stellvertretung unter Übergehung aller preußischen Bevoll- 
mächtigten auf Bayern. 

2. Außer der Ernennung des Vorsitzenden des Bundes- 
rats hat der Kaiser teils in seiner Eigenschaft als Kaiser, 
teils in der des Königs von Preußen einen mehr oder minder 
weitgehenden Einfluß auf die Gestaltung der dauernden 
Ausschüsse des Bundesrats. 

Die Reichsverfassung sieht acht Ausschüsse des Bundes- 
rats vor, — nach und nach hat sich ihre Zahl auf elf erhöht 
In jedem derselben sind nach der heutigen Geschäftsordnung 
außer dem Präsidium, oder besser außer Preußen, sechs Bundes- 
staaten vertreten. Die Mitgheder der Ausschüsse werden vom 
Bundesrat immer für ein Jahr durch die Bezeichnung des 
Staates , dem die Ernennung der Person zufällt, gewählt. 
Jeder Staat führt eine Stimme, den Vorsitz hat der Bevoll- 
mächtigte von Preußen. 

Besonderes gilt für folgende Ausschüsse: 

A, In dem Ausschuß für das Landheer und die 
Festungen hat Bayern einen ständigen Sitz, die übrigen 
Mitglieder desselben werden vom Kaiser ernannt Sachsen 
und Württemberg haben durch die Militärkonventionen 

5* 
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die Zusicherung erhalten, jederzeit in dem Ausschusse ver- 
treten zu sein. Auch die Vertreter der einzelnen Staaten 
hätte der Kaiser zu ernennen, tatsfichlicti bestimmt er bloß 
die Staaten als solche, die dann ihren Bevollmächtigten er- 
nennen. 

B. Der Ausschuß für das Seewesen besteht aus fünf 
Mitgliedern, die sämtlich vom Kaiser ernannt werden. Auch 
in diesem Falle bezeichnet der Kaiser nur die betreffenden 
Staaten. 

C. Eine Ausnahmestellung unter den Ausschüssen des 
Bundesrats nimmt der Ausschuß für die auswärtigen Ange- 
legenheiten ein. Preußen ist in ihm überhaupt nicht vertreten. 
Denn der König von Preußen hat als Kaiser die Leitung der 
auswärtigen Angelegenheiten des Reichs ohne jede Konkurrenz 
des Bundesrats.*) Der Ausschuß dient lediglich dazu, die 
Mitteilungen des Kaisers über die auswärtige Politik des 
Reichs zu empfangen; er ist das Mittel, durch das die Einzel- 
staaten von den Beziehungen des Reiches zu den fremden 
Mächten unterrichtet werden. 

In den Vereinigten Staaten hat die Vollzugsgewalt keiner- 
lei Einfluß auf die innere Gestaltung der beiden Häuser. Dies 
gilt insbesondere auch für den Senat, denn der verfassungs- 
mäßige Vorsitzende desselben — der Vizepräsident der Ver- 
einigten Staaten") — entbehrt trotz oder vielleicht gerade 
wegen seiner Beamtenqualität jeglichen Einflusses. Er ist 
aber auch nur Vorsitzender nicht auch zugleich, wie der 
Sprecher des Hauses, Mitglied desselben. Nur bei Stimmen- 



•) s. w. u. 

") Art. I, Sect. 3: The Vice President ot the United States shaU 
be President of the Senat«, but stiaU tiave no Vote, unless they be 
equally divided. 
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gleichheit gibt er den Ausschlag. Überhaupt ist dies das 
einzige Recht, das die Verfassung dem Vizepräsidenten zu- 
spricht, wenn wir von seinem eventuellen Sukzessionsrecht m 
das Amt des Präsidenten und von dem gehaltlosen Recht, 
die Zertifikate über die Wahl des Präsidenten zu öffnen, ab- 
sehen.*) Er ist von dem Präsidenten völlig unabhängig, hat 
aber aucii selbst an der Exekutive nicht den geringsten An- 
teil, sodaß er, wie es tatsächlich eine Zeitlang der Fall war, 
Anhänger der Gegenpartei des Präsidenten ohne jeden Nach- 
teil für die Vollzugsgewalt sein kann. 

Auch auf die Bildung der Ausschüsse im Senat übt 
dessen Präsident nicht den geringsten Einfluß. Sogar das 
Recht, sich auf kurze Zeit einen Vertreter zu ernennen, ist 
ihm vom Senat abgesprochen worden. Der Senat wählt ihn, 
wobei allerdings dem Präsidenten ein Vorschlagsrecht ein- 
geräumt ist 

Ist der Vizepräsident abwesend, oder übt er das Amt 
eines Präsidenten der Vereinigten Staaten aus, so wählt 
sich der Senat einen Präsidenten pro tempore.**) Dieser 
wird aber dadurch nicht zum Vizepräsidenten der Vereinigten 
Staaten. 

Im Gegensatz zum Präsidenten des Senats sind dem 
Vorsitzenden, „Speaker", des Hauses der Repräsentanten so 
weitgehende Machtbefugnisse zuerkannt worden, daS tatsäch- 
lich gegen seinen Willen ein Gesetz nicht zustande zu bringen 
ist, — jedenfalls übt er auf die Gesetzgebung mehr Einfluß 
aus, als der Präsident der Vereinigten Staaten. Als Vor- 



*) s. o. S. 10. 

••) Art, I, Sect. 3: The Senate shall chuse their other Officers, 
and also a President pro tempore, in the Absence ot the Vice President, 
or when he shall eserciae the Office ot President of the United States. 
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sitzender deB „Committee on Rules" kann er entschieden auf 
dessen Beschluß einwirken, der feststellt, welche Gesetz- 
vorschläge dem Hause vorgelegt werden sollen; er ernennt 
alle ständigen Ausschüsse und wählt deren Vorsitzenden 
(ehair-man); er weist ihnen die Gesetzentwürfe (bills) zu, die 
das Haus einem Ausschusse zur Beratung übergeben will; er 
erteilt das Wort, wie es ihm beUet)L Aller dieser Rechte er- 
mangelt der Präsident des Senats, ein direkter Einfluß auf 
den Gang der Gesetzgebung ist ihm durch keine Bestimmung 
der Verfassung oder der Geschäftsordnung eingeräumt. 



II. Verhältnis des Kaisers zu Bundesrat und Reichstag, 
des Präsldeoteo zum Kongrefi. 

Der Einfluß des Kaisers bei der Beschlußfassung im 
Bundesrat ist naturgemäß sehr weltgehend, da er als König 
von Preußen über 17 von 58 Stimmen verfügt, wozu noch 
die Stimme von Waldeck zu rechnen ist, die Preußen gemäß 
Akzessionsvertrag zusteht. 

Im Reichstag hat der Kaiser als solcher nach der Ver- 
fassung keinen Vertreter, tatsächlich besitzt er einen solchen 
in der Person des Reichskanzlers. Außerdem haben die 
preußischen, wie alle. Bundesratsbevollmächtigten das Recht, 
im Reichstag zu erscheinen, und sie müssen auf Verlangen 
jederzeit gehört werden, um die Ansichten ihrer Regierung 
zu vertreten, auch dann, wenn dieselben von der Majorität 
des Bundesrats nicht akzeptiert worden sind.*) 

Über ein Recht des Reichstags die Reichsregierung zu 
interpellieren oder an sie Adressen zu richten, enthält die 

*) Art.». 
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Reichsverfassung keinerlei Bestimmung. Tatsächlich ist dies 
Brauch, und eine Interpellation wird regelmäßig von der 
Regierung beantwortet, wenn nicht die vorläufige Geheim- 
haltung im Interesse des Staats geboten erscheint. Auch ist 
es Brauch, daß der Reichstag seine Wunsche in Form einer 
Resolution zur Kenntnis der Reichsregierung bringt. Irgend 
welche verpflichtende Wirkung haben solche Beschlüsse jedoch 
für die Regierung nicht. Endlich hat der Reichstag das Recht, 
an ihn gerichtete Petitionen dem Bundesrat resp. Reichskanzler 
zu überweisen.") 

Dem Präsidenten ist es versagt, einen direkten Einfluß 
auf den Kongreß zu üben; auch wohnen den Sitzungen der 
beiden Häuser keine Vertreter der Regierung bei. Erst gegen 
den fertigen Gesetzentwurf kann der Präsident sein sog. Veto 
einlegen.'*) Von einer direkten Einwirkung der Exekutive auf 
die gesetzgebende Gewalt k&nnte man nur in dem einen Falle 
reden, wo der Vizepräsident von seinem Rechte Gebrauch 
macht, bei Stimmengleichheit im Senat den Ausschlag zu 
geben, — und er dies im Sinne der Regierungspartei tut 

Die Verfassung selbst bestimmt, daß der Präsident von 
Zeit zu Zeit dem Kongreß Mitteilung über den Stand der Union 
zu machen und seiner Erwägung solche Maßregeln zu emp- 
fehlen hat, die er für notwendig und zweckdienlich hält.***) 

Dies geschieht alljährlich bei Beginn der Session. Die 
beiden ersten Präsidenten verlasen in Person eine Rede vor 
gemeinsam versammeltem Kongreß. Seitdem ist es Brauch, 
daß der Präsident beiden Häusern die Botschaft in Schrift- 



•) Art. 23. — ") s. u. S. 91 ft. 
'") Art. II, Sect 3: He shall !rom time to time give to ttie Congress 
InfonnBtion of the State of the Union, and recomend to their Con- 
Bfderation such Measures as he atiall Judge necessary and expedient. 
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form übersendet, wo sie dann verlesen wird. Sie enthält 
eine genaue Darlegung der inneren und äußeren Verhältnisse 
der Union mit ausführlichen Beilagen. Dem Präsidenten steht 
es natürlich jederzeit frei, bei besonderen Gelegenheiten durch 
Botschaften Mitteilungen zu maclien und außerordentliche 
Maßnahmen zu empfehlen. 

Von den Botschaften sind die Proklamationen des Prä- 
sidenten zu scheiden, in denen er sich an das ganze Volk 
der Vereinigten Staaten wendet. Zwar enthält die Verfassung 
hierüber keinerlei Bestimmung, sein Recht ergibt sich alier 
aus seiner Stellung im Staat. Tatsächlich bedient er sich 
ihrer nur bei besonders wichtigen Gelegenheiten, so bei der 
Aufnahme eines neuen Staats, beim Abschluß von Staats- 
verträgen, bei der Erteilung einer allgemeinen Amnestie und 
ähnlichen Vorfällen, aber auch einzelne Gesetze können die 
Vorschrift enthalten, daß sie durch Proklamation zu ver- 
kündigen sind. 

Der Kongreß seinerseits steht allen Kundgebungen der 
Exekutive völlig frei gegenüber, er kann auf sie eingehen und 
diesbezügliche Gesetzentwürfe ausarbeiten lassen, ebenso- 
gut kann er aber auch einfach über sie hinweg zur Tages- 
ordnung Übergehen. 

Der Kongreß hat keine Möglichkeit, die Bundesregierung 
zu interpellieren, da sie weder im Senat noch im Repräsen- 
tantenhaus Vertreter hat Dagegen nimmt der Kongreß für 
sich das Recht in Anspruch, durch Resolutionen an der Politik 
des Präsidenten Kritik zu üben, wohl auch Auskunft besonders 
in Fragen der auswärtigen Politik zu verlangen. Natürlich 
ist der Präsident durch derartige Beschlüsse in keiner Weise 
gebunden. Wenn man aber bedenkt, welchen Druck der 
Kongreß durch Verweigerung der Geldmittel auszuüben vei^ 
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mag, — kann doch der Präsident nur nach gesetzlicher Be- 
willigung (appropriation) Geld aus der Staatskasse ent- 
nehmen*) — , wenn man ferner erwägt, daß das Haus sogar 
den Präsidenten in den Anklagezustand versetzen kann, so 
wird man zugeben, daß bei einem tiefgehenden Konflikt die 
gesetzgebende Gewalt sich als die mächtigere erweisen muß. 

Ein stetes inniges Zusammenwirken der gesetzgebenden 
und vollziehenden Gewalt, wie es zum Wohle des Staates un- 
bedingt gefordert werden muß, läßt sich nur auf Umwegen 
erreichen. Will die Regierung nicht durch besondere Bot- 
schaft Maßnahmen empfehlen, so kann sie nur dadurch ihre 
Ansicht im Kongreß vertreten, daß ein Mitglied desselben ihre 
Vorschläge zu den seinigen macht. In der Praxis geht dies 
ohne Schwierigkeit, denn der Präsident wird natürlich in steter 
Fühlung mit den Kongreßmitgliedern seiner Partei bleiben. 

Bei der Ausarbeitung der Gesetzentwürfe in den Aus- 
schüssen beider Häuser wird häufig ein enges Zusammen- 
arbeiten mit der Exekutive nicht zu umgehen sein. Da nun 
auch an den Sitzungen der Ausschüsse Regierungskommissare 
nicht teilnehmen, so ist es Brauch, daß der Vorsitzende des 
Ausschusses sich mit dem betreffenden Departementschef in 
Verbindung setzt, der dann die Arbeiten des Ausschusses 
durch Material unterstützt. Aber auch hier besteht der Mangel, 
daß die Regierung zu Mitteilungen nicht verpflichtet ist, und 
so kann sie möglicherweise durch Verweigerung jeder Mit- 
wirkung ihr mißliebige Gesetzentwürfe hintertreiben. 



*) Art. I, Sect. 9: No Money shall be drawn from the Treasury, 
but in Consequence of Appropriations made by Law: Ober alle Ein- 
nahmen und Ausgaben liat die Exeloitive von Zeit zu Zeit Reclinung 
zu legen: and a regulär Statement and Account of the Receipt« and 
Bxpenditures ot all public Money shall be published from time to time. 
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Schließlich sei an dieser Stelle noch der Tätigkeit des 
Senats als „executive Council" gedachi Nach der Verfassung 
soll der Präsident, „by and with the advice and consent 
of the Senate," nur unter und mit dem Beirat und der 
Zustimmung des Senats Beamte anstellen*) und Verträge 
schließen") dürfen. Die Väter der Verfassung glaubten im 
Interesse des Staates diese spezifisch exekutiven Befugnisse 
nicht dem Präsidenten allein übertragen zu dürfen. Die 
Form, in der der Senat Rat und Billigxmg erteilt, ist die der 
gewöhnlichen Beschlußfassung, jedoch in geheimer, sog. Exe- 
kutivsitzung. 

UL Behörden und Beamte. 
A. Die Einrichtung und Aufhebung von Behörden, 

Weder dem Kaiser noch dem Präsidenten ist verfassungs- 
mäßig das Recht gegeben, Behörden zu errichten oder auf- 
zuheben. 

Im Reich kann dem Kaiser das Recht zur Errichtung 
von Reichsbehörden auf verschiedene Art erteilt werden: 

1. unmittelbar durch Reichsgesetz; 

2. mittelbar dadurch, daß ein Reichsgesetz eine Reichs- 
behörde schafft, ohne aber Näheres zu bestimmen, 
wer sie errichten soll. In diesem Fall kommt es dem 
Kaiser zu, als dem Inhaber der Volizugsgewalt; 

3. enthält ein Reichsgesetz selbst keinerlei Bestimmung 
Über die Schaffung einer Reichsbehörde, macht sich 
aber zu seiner Ausführung eine solche nötig, so hat der 
Bundesrat „über die zur Ausführung des Reichsgesetzes 
erforderlichen Enrichtungen", d. h, die Errichtung der 

•) B. u. S. 78. — ") s. u. S. 120. 
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Reichsbehörde zu beschließen.'*) Die Ausführung dieses 
Beschlusses fällt dann wiederum dem Kaiser zu. 

In den Vereinigten Staaten geschieht die Schaffung 
von Bundesbehörden durch Gesetz. Dies ergibt sich aus der 
sog. „elastic clause": der allgemeinen Verfassungsvorschrift ,••) 
daß der Kongreß das Recht haben soll, alle Gesetze zu er- 
lassen, die notwendig und geeignet sind, die Bundesgesetze 
auszuführen und alle Gewalten zur Geltung zu bringen, die 
durch die Verfassung entweder der Regierung der Vereinigten 
Staaten oder einem Bundesdepartement oder einem Bundes- 
beamten übertragen sind. 

Natürlich Itann ein Bundesgesetz dem Präsidenten, wie 
dem Kaiser, Unmittelbar das Recht zur Errichtung einer 
Bundesbehörde verleihen, oder auch mittelbar dadurch, daß 
es die Bildung einer solchen vorsieht, und nun der Präsident 
als Haupt der Exekutive sie errichtet. 

B. Beamte. 
1. Ernennung der Beamten. 
Die Reichsverfassung*") bestimmt: „Der Kaiser ernennt 
die Reichsbeamten, läßt dieselben für das Reich vereidigen 
und verfügt erforderlichen Falles deren Entlassung." Diese Vor- 
schrift ist dahin auszulegen, daß formell alle Reichsbeamten 
vom Kaiser ernannt werden (mit Ausnahme der Beamten des 
Reichstags, die der Präsident des Reichstags ernennt). Damit 

•) Art. 7, Nr. 2. 

**) Art. I, Sect. 8: The Congress shall have Power to make all 
Laws which ahall be neeessary and proper for canyfng fnto Exe- 
cution the foregoing Powers, and all other Powers vested by this 
Constitutioa in the Government of the United States, or In any De- 
partment or Ofticer thereof. 
•♦•) Art. 18, Abs. 1. 



^yGoot^le 



— 76 — 

steht nicht im Widerspruch, daß häufig das Recht der Er- 
nennung an Reichsbeiiörden, so besonders an den Reichs- 
Icanzler delegiert wird. Ebenso kann ihnen auch das dem 
Kaiser zustehende Recht delegiert werden, den Reichsbeamten 
die Anstellungsurkunden, „Bestallungen", zu erteilen. 

Die Verfassung der Vereinigten Staaten erteilt dem Prä- 
sidenten ausdrQckllch das Recht, alle Bestallungen zu erteilen.*) 

Bezüglich des Rechts, die einzelnen Persönlichkeiten aus- 
zuwählen und sie zu Beamten zu ernennen, ist zu unter- 
scheiden. Entweder sind der Kaiser und der Präsident völlig 
frei in ihrer Wahl, oder es ist einzelnen Staatsorganen durch 
Verfassung oder Gesetz eine mehr oder minder große Ein- 
wirkung eingeräumt 

Unabhängig sind insbesondere der Kaiser und jetzt an- 
erkanntermaßen auch der Präsident in der Wahl ihrer nächsten 
Berater: des Reichskanzlers, des Statthalters, der Staatsseltretäre 
im Reich, der Departementschefs, Kabinettsmitglieder in den 
Vereinigten Staaten. Es kommt vor, daß der Präsident Mit- 
glieder der Häuser, insbesondere Senatoren, in sein Kabinett 
wählt; der Betreffende muß dann natürlich aus dem Senat 
ausscheiden,**) aber dadurch sichert sich der Präsident einen 
gewissen Einfluß bei der gesetzgebenden Gewalt, da die ehe- 
maligen Mitglieder natOrlich alte persönliche Beziehungen zu 
derselben nicht aufgeben. 

Im Reich ist es der Bundesrat oder einer seiner Aus- 
schüsse, dem auf die Besetzung bestimmter Reichsämter Ein- 
fluß eingeräumt ist. Je nach dem Grade dieses Einflusses 
kann man unterscheiden: 

') Art. II, Sect. 3: (he) shall Commission all the Offlcers of the 
United States. 

") S. 0. S. 60. 
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1. Der Kaiser ist verfassungsmäßig verpflichtet, vor der 
Anstellung einzelner Beamten einen BundesratsausschuQ zu ver- 
nehmen, d. h. dessen gutachtliche Äußerung über die etwa ge- 
eignete Persönlichkeit zu hören. Er ist aber nicht verpflichtet 
seine Entschließung danach zu fassen. 

So hat der Kaiser den Ausschuß für Zoll- und Steuer- 
wesen zu vernehmen, ehe er die Reichsbeamten den Zoll- 
und Steueräratern und den Direktivbehörden der einzelnen 
Staaten beiordnet*) Ebenso werden die Konsuln vom Kaiser 
nach Vernehmung des Ausschusses für Handel und Verkehr 
angestellt.**) 

2. Weiter geht das Recht des Bundesrats, wenn ihm bei 
der Ernennung bestimmter Beamten ein Vorschl£^srecht ein- 
geräumt ist. Zwar besteht auch hier für den Kaiser keine 
Verpflichtung, den Vorschlag des Bundesrats anzunehmen, 
selbst wählen kann er aber nicht. Jedenfalls müssen sich 
also Bundesrat und Kaiser über die geeignete Persönlichkeit 
einigen."*) 

3. Femer gibt es aber auch Fälle, wo die Mitwirkung des 
Kaisers sich ledigUch auf die formelle Ernennung eines Be- 
amten beschränkt, wo also die Auswahl der Persönlichkeit 
dem Bundesrat allein zusteht und dem Kaiser als solchem 
ein Einfluß versagt IsLf) 

Die Landesregierungen stellen niedere Post- und Tele- 
graphenbeamte an. Diese sind also Landesbeamte, jedoch dabei 
verpflichtet, den kaiserlichen Anordnungen Folge zu leisten. 
Diese Verpflichtung ist in den Diensteid aufzunehmen.tf) 

*) Art. 38, Abs. 2. — •*) Art. 56, Abs. 1. 
'") BezOglich der betrefrenden Fälle siehe Georg Meyer, Seite 458. 

t) Für die einzelnen FaUe vergl. Georg Meyer, Seite 459. 
tt) Art. 50. 
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Nach der Verfassung*) der Vereinigten Staaten hat der 
Präsident in aDen Fällen das Nominationsrecht, d. h. das 
Recht, eine Person für ein Amt vorzuschlagen. Auch das 
Ernennungsrecht kann dem Präsidenten durch Gesetz zu- 
gesprochen werden , ebenso aber auch den Gerichtshöfen 
oder den Departementschefs. Dies ist in ausgedehntem Maße 
geschehen. Die Regel ist nun, daß der Präsident Bundes- 
beamte nur „unter und mit dem Beirat und der Zustimmung 
des Senats" ernennen darf, daß also eine Einigung zwischen 
Senat und Präsident notwendig ist Ausdrücklich bestimmt 
dies die Verfassung in Ansehung der Botschafter und 
anderer diplomatischer Vertreter, der Konsuln und der Mit- 
glieder des Oberbundesgerichts und aller anderen Beamten, 
soweit nicht ihre Ernennung schon durch die Verfassuc^ 
anders festgesetzt ist, oder durch Gesetz erfolgen soll. Schon 
wenig Jahrzehnte nach der Errichtung der Verfassung ent- 
stand der Brauch, daß der Präsident als Belohnung für ge- 
leistete Dienste bei der Wahlkampagne den größten Teil der 
Bundesämter an seine Parf«imänner verteilte (sog. Spoils- 
System). Heute ist sein Recht bedeutend durch die „Courtesy 
of the Senate" eingeschränkt worden: es schlägt nämlich 
der Senator jedes Staates die Kandidaten vor, die ihm ge- 
nehm sind und hat dabei stets den ganzen Senat hinter sich, 
so daß dem Präsidenten schließlich nichts anderes übrig bleibt, 

*) Art. II, Sect. 2: he shall nominale, and by and with the 
Advice and Consent ot the Senate, shall appoint Ambassadors, ottaer 
public Ministers and Consuls, Judges of tbe supreme Court, and all 
other Ofticers of the United States, whose Appointments are not here- 
in otherwise provided for, and which shall be established by Law: 
but the Congress may by Law vest tbe Appointment of such inferior 
Officers, as they think proper, in the President alone, in the Courts 
ot Law, or in the Heads of Departments. 
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als mit den einzelnen Senatoren über die vorzuschlagende 
Persönlichkeit zu verhandeln. Wie schon bemerkt, ist er in 
der Bestimmung seiner nächsten Ratgeber, der Departements- 
chefs, nicht eingeengt worden. 

Im Übrigen ist zu beachten, daß der Präsident in den 
Fällen, wo er nur mit der Zustimmung des Senats Ämter be- 
setzen kann, dadurch, daß er sein Vorschlagsrecht ausübt, 
noch in keiner Weise an die einmal vorgeschlagene Person 
gebunden ist. Auch nach ihrer Ernennung (appointment) 
unter Zustimmung des Senats kann er sie noch fallen lassen 
und dem Senat eine andere Persönlichkeit vorschlagen. Erst 
mit der Unterzeichnung der Bestallung erwirbt der Ernannte 
ein Recht auf das Amt. 

Im Falle, daß sich während der Vertagung des Senates 
Stellen im Sinne der vorausgehenden Vorschrift erledigen, 
bestimmt die Verfassung, daß der Präsident sie vorläufig zu 
besetzen hat. Jedoch eriöschen die Bestallungen in solchen 
Fällen mit dem Ende der nächsten Session des Senats.*) Als 
Vakanz im Sinne dieser Bestimmung ist auch anzusehen der 
Fall, daß eine Beamtenstelle durch Entlassung des betreffen- 
den Beamten frei wird. 

2. Rechtliche Stellung der Beamten. 

Der Kaiser ist der Dienstherr aller Reichsbeamten, er ist 
das Organ des Reichs, dem die Überwachung der Ausführung 
der Reichsgesetze übertragen ist und hat als solches über die 
Amtsführung aller Reichsbeamten zu wachen. Zwar üben die 
Beamten nicht kaiserliche Gewalt, sondern Reichsgewalt, denn 



*) Art. II, Sect. 2: The President shall have Power to tili up all 
Vacancies that may happen during the Recess ot tbe Senate, by grant- 
ing Commissions which shall expire at tbe End of Uieir next Session. 
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nicht der Kaiser sondern das Reich, der Reichssouverän, d. l 
die Summe der Bundesf Qrsten , verleiht ihnen ihre Gewalt 
Das Organ aber, dem die Aufsicht über die Führung der 
Reicbsgewalt übertragen ist, ist nicht der Bundesrat, sondern 
eben der Kaiser.*) Die Folge ist, daß der Kaiser das Recht 
und die Pflicht hat, alle „Anordnungen und Verfügungen" 
zu erlassen, die zur Überwachung der Ausführung der Reichs- 
gesetze notwendig werden. Erläßt jedoch der Bundesrat, kraft 
seines verfassungsmäßigen Rechts Verwaltungsverordnungen 
zu erlassen, in diesen Materien besondere Bestimmungen, 
so binden diese den Kaiser, auch wenn sie gegen seinen 
Willen sind, ebenso wie die Behörden und Beamten unter ihm. 

In den Vereinigten Staaten ist die gesamte vollziehende 
Gewalt einer Person übertragen: dem Präsidenten. Er ist der 
Chef aller Bundesbehörden und Bundesbeamten. Diese üben 
aber wiederum nicht Gewalt des Präsidenten, sondern Bundes- 
gewalt, die Gewalt des Bundes-Souveräns , d. i. des Volkes 
selbst aus. Der Präsident hat die nötigen Verwaltungsver- 
fQgungen zu erlassen und für die getreue Ausführung der 
Gesetze zu sollen, und der Kongreß ist verpflichtet, ihn ge- 
gebenenfalls durch gesetzgeberische Maßnahmen in der Er- 
füllung seiner Pflichten zu unterstützen.**) 

Wichtig ist die Stellung des Reichskanzlers zum Kaiser. 
In ihm ernennt sieh der Kaiser seinen einzigen unmittelbaren 
Stellvertreter. Alle Reichsbeamten sind ihrem Dienstherm, 
dem Kaiser, verantwortlich, die Verantworthchkeit für den 
Kaiser übernimmt der Reichskanzler durch die Gegenzeichnung 
von dessen Erlassen. Unter dem Reichskanzler stehen alle 
Reichsressorts, er ist neben dem Kaiser der Chef aller Reichs- 

*) Art. 17. — *•) s. 0. S. 76, „elastic clause". 
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behörden und Reichsbeamten und selbst der oberste Reichs- 
beamte. Von dem Amte als oberster Gehüife und Vertreter 
des Kaisers schart zu scheiden ist die Stellung des Reichs- 
kanzlers als Bundesrats-Vorsitzenden. Wie der König von 
Preußen unter den Bundesfürsten eine bevorrechtigte Stellung 
einnimmt, so hat auch dessen erster Bevollmächtigter zum 
Bundesrat, der Reichskanzler, unter den übrigen Bundesrats- 
mitgliedem eine außerordentliche SteUung dadurch erhalten, 
daß ihm im Bundesrat der Vorsitz und die Leitung der Ge- 
schäfte zusteht. In dieser Eigenschaft ist der Reichskanzler 
aber nicht Reichsbeamter, sondern er übt seine Befugnisse 
lediglich als Bevollmächtigter des Königs von Preußen, als 
preußischer Beamter aus. 

Bezüglich sich nötig machender Stellvertretung des Reichs- 
kanzlers bestimmt die Reichsverfassung, daß der Reichskanzler 
sich durch jedes andere Mitglied des Bundesrats vermöge 
schriftlicher Substitution vertreten lassen kann.*) Diese Be- 
stimmung hat nur die Stellvertretung des Reichskanzlers im 
Bundesrat im Auge, erst das Reichsgesetz vom 17. März 1870 
enthält eine ausdrückliche Regelung der Frage über die Stell- 
vertretung des Reichskanzlers als Reichsbeamten. Darnach 
ernennt der Kaiser, nicht der Reichskanzler selbst, den Steil- 
vertreter in allen Fällen der Verhinderung auf Antrag des 
Reichskanzlers. Es lassen sich zwei Arten der Stellvertretung 
unterscheiden: einmal die Generalstellvertretung für den ganzen 
Umfang der Geschäfte des Reichskanzlers, und dann die Spezial- 
Stellvertretung für einzelne Geschäftszweige. Stets behält aber 
der Reichskanzler das Recht, jede Amtshandlung auch während 
der Dauer der Stellvertretung selbst vorzunehmen. Die Ver- 

') Art. 15, Abs. 2. 
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antwortung trifft für seine Handlungen den Stellvertreter, aber 
auch der Reichskanzler selbst wird sich ihr kaum durch Be- 
rufung auf ihn entziehen können, weil ihm ja stets die Mög- 
lichkeit gegeben ist, selbst in dessen Amtstätigkeit einzugreifen. 

Wie wir bereits sahen, trägt der Präsident allein die 
Verantwortung. Theoretisch sind alle Akte der Vollzugsgewalt 
Ausfluß seiner Initiative. Die acht Sekretäre, die den einzelnen 
Departements vorstehen, sind ihm verantwortlich. Eine Gegen- 
zeichnung seiner Anordnungen und Erlasse ist nicht nötig. 
Natürlich kann der Präsident wegen des Umfanges der Ge- 
schäfte den Departementschefs nur allgemeine Verhaltungsmaß- 
regeln erteilen. Jedenfalls ist ausgeschlossen, daß er einzelne 
ihrer Geschäfte selbst erledigt. Bei Widerstreben des Beamten 
bleibt ihm nichts übrig, als ihn zu entlassen und sich einen 
anderen zu suchen. Andererseits hat ein Mißtrauensvotum 
eines oder beider Häuser gegenüber einem Departementschef 
keinerlei Wirkung, da er nur nach den Intentionen des Präsi- 
denten handelt Ein Mißtrauensvotum gegenüber dem Präsi- 
denten ist ebenso bedeutungslos, denn dieser hat die Gewalt 
nicht vom Kongreß, sondern unmittelbar vom Volk. 

Schließlich enthält die Verfassung die übrigens ganz 
selbstverständliche Bestimmung,*) daß der Präsident über 
jeden Gegenstand, der seine Amtspflichten betrifft, die schrift- 
liche Ansicht jedes Departementschefs einholen kann. 

3. Ejttlassung der Beamten. 
Das Recht, die Reichsbeamten zu entiassen, ist dem Kaiser 
zugesprochen.**) Bezüglich des Reichskanzlers bestimmt das 

•) Art. II, Sect. 2: he may require the Opinion, in writing, of the 
principal Ofticer in each of the execuUve Departments, upon any Sub- 
ject relatlng to the Duties of their respectlve Offices. 

") Art. 18. 
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Reichsbeamtengesetz noch besonders, daS er jederzeit, auch 
ohne eingetretene Dienstunfähigkeit seine Entlassung erhalten 
und fordern kann. 

Die Verfassung der Vereinigten Staaten enthält keinerlei 
Bestimmung. Allgemein wird heute aber anerkannt, daß der 
Präsident allein zu entscheiden hat, ob er einen Beamten in 
seinem Amte belassen will oder nicht Es stünde im Wider- 
spruch mit seiner Verantwortung für die Ausübung der gesamten 
Exekutivgewalt, wenn er etwa durch Ablehnung seines An- 
trags seitens des Senats gezwungen würde, mit Beamten zu 
regieren, die ihm nicht genehm sind. 

Die richterlichen Beamten nehmen eine Ausnahmestel- 
lung em. 

Im Reich wie in den Vereinigten Staaten erfolgt die Er- 
nennung der Richter auf Lebenszeit.*) Im Reich können die 
Richter wider ihren Willen nur kraft richterlicher Entscheidung 
und nur aus den Gründen und unter den Formen, welche die 
Gesetze bestimmen, dauernd oder zeitweise ihres Amtes ent- 
hoben oder an eine andere Stelle oder in den Ruhestand ver- 
setzt werden. 

In den Vereinigten Staaten können sie überhaupt nur im 
Wege des Impeachment-Verfahrens ihres Amtes enthoben 
werden. 

IV. Anteil an der Oesetzgebung. 

A. „Die Reichsgesetzgebung wird ausgeübt durch den 
Bundesrath und den Reichstag. Die Uebereinstimmung der 



*) Oericbtsverlassungsgesetz § 6. 

Verf. der Ver. Staaten Art. HI: The Judgea, both of the supreme 
and inferior Courts, shall hold thelr Offices during good Behaviour. 
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Mehrheitsbeschißsse beider Versammlungen ist zu einem Reichs- 
gesetze erforderlich und ausreichend."*) 

Eigentliches gesetzgebendes Organ des Reichs ist 
aber der Bundesrat. Ihm allein steht die Sanktion der Reichs- 
gesetze zu, und er erteilt sie, indem er die vom Reichstag 
schon angenommene Gesetzesvorlage auch seinerseits durch 
Beschluß annimmt Mag auch der Gesetzentwurf vom Bundes- 
rat ausgegangen und vom Reichstag unverändert angenommen 
worden sein, so muB doch stets der Bundesrat nochmals Ober 
diesen Beschluß des Reichstags beschließen und ihn billigen, 
damit die Vorlage Gesetz wird,**) 

Anders in den Vereinigten Staaten. Zwar gilt auch hier, 
daß eine Vorlage Gesetz nur werden kann, wenn sie von der 
Majorität beider Häuser angenommen wird. Zur Beschluß- 
fähigkeit derselben ist die Anwesenheit der Mehrheit der Mit- 
glieder notwendig.*'*) Organ der Gesetzgebung ist aber nicht 
eines der Häuser etwa der Senat, sondern der Kongreß als 
solcher, t) Beide Häuser haben also gleichen Anteil an der 
Gesetzgebung; nur haben alle Gesetzesvorschläge zur Be- 
schaffung von Staatseinkünften vom Repräsentantenhaus aus- 
zugehen,ft) wobei allerdings dem Senat das Recht verbleibt, 
sie zu amendieren. Nur in 3 Fällen ist der Kongreß ver- 
fassungsmäßig verpflichtet, Geld zu bewilligen: beim Gehalt 

*) Art. 5, Abs. 1. 

••) Art. 7, Nr. 1. 

**") Art. I, Sect. 5: a Majority of each (House) shall consütute a 
Quorum to do Business. 

t) Art. I, Sect. 1: All legislative Powers herein granted shall be 
vested in a Congrese of the United States, which shall consist of a 
Senate and House of Bepreseotativea. 

tt) Art. 1, Sect. 7; All Bills tor raising Revenue shall odginate in 
the House of Representatives ; but the Senate may propose or concur 
with Amendments as on otber Bills. 
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des Präsidenten und der Bundesrichter und bei den Diäten 
der Mitglieder des Kongresses.*) 

Die unveränderte Annahme der von dem einen Haus an- 
genommenen Gesetzesvorlage seitens des anderen bedeutet 
deren Annahme durch den Kongreß, womit in der Regel der 
Gesetzgebungsakt desselben erledigt ist, — ausgenommen, 
wenn der Präsident von seinem „Veto" Gebrauch macht*") 

Im Reich wird ein Gesetz perfekt im Augenblick, wo 
der Bundesrat als Organ des Trägers der Souveränität ihm 
die Sanktion erteilt, ein Akt, der allerdings nicht zum äußeren 
Ausdruck gebracht wird, der jedoch in dem Beschluß enthalten 
ist, durch den der Bundesrat eine Gesetzesvorlage des Reichstags 
oder einen vom Reichstag amendierten Gesetzentwurf un- 
verändert annimmt Weder der Reichstag noch der Kaiser 
haben also einen Anteil am Recht, den Gesetzen die Sanktion 
zu erteilen, — - vielmehr ist der Beschluß des Reichstags ledig- 
lich verfassungsmäßige Voraussetzung für die Erteilung des- 
selben. Der Kaiser tritt erst nach dem Erlaß des Gesetzbe- 
fehls in Tätigkeit: ihm steht die Ausfertigung und Verkündigung 
der Gesetze — der verfassungsmäßig zustande gekommenen 
Reichsgesetze — zu. 

B. Das Recht der Initiative haben im Reich Bundesrat 
und Reichstag, und zwar auch für Finanzgesetze. Im Bundes- 
rat ist jedes Bundesmitglied befugt, „Vorschläge zu machen 
und in Vortrag zu bringen, und das Präsidium, d. i. der 

*) s. o. S. 56. Art. I, Sect. 6: Tho Senators and Representatives 
shall receive a Compensation for their Services, to be ascertained by 
Law, and paid out of the Treasury ot the United States. Art. III, Sect. 1 : 
The Judges, both of the supreme and inferior Courts, shatl, at stated 
Umes, receive for their Services, a Compensation, which shall not be 
diminished during their ConUnuance in Otfiee. 

") 8. u. S. 91 H. 
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Kaiser, ist verpflichtet, dieselben durcli den Reichekanzler der 
Berathung zu übergeben."") Im Reichstag steht dieselbe Be- 
fugnis jedem Abgeordneten zu, wenn er dabei von fünfzehn 
anderen Mitgliedern unterstützt wird.") 

Eigentümlich ist die Stellung des Kaisers sowohl wie die 
des Präsidenten. Grade hier bei der Gesetzgebung zeigt sich 
deutlich, daß der Kaiser nicht als Reichsmonarch, sondern 
als Organ des Reichs gedacht ist. In Preußen z. B. wird die 
gesetzgebende Gewalt „gemeinschaftlich durch den König und 
durch zwei Kammern ausgeübt,""") im Reiche allein durch 
Bundesrat und Reichstag, nur die Ausfertigung und Ver- 
kündigung der Gesetze ist dem Kaiser aus Zweckmäßigkeits- 
gründen übertragen. Auch das Recht des Königs von Preußen, 
Gesetze vorzuschlagen, f) ist dem Kaiser im Reiche nicht ge- 
geben worden. Tatsachlich hat sich aber eine Initiative des 
Kaisers im Bundesrat gewohnheitsrechtlich gebildet, indem die 
bei weitem meisten Gesetzesvorschläge nicht vom König von 
Preußen, sondern „im Auftrage Seiner Majestät des Kaisers" 
oder „Im Namen des Kaisers" eingebracht werden;ft) aller- 
dings werden im Bundesrat kaiserliche Anträge als preußische 
behandelt. Nach der Verfassung wird der Kaiser als solcher 
im Bundesrat überhaupt nicht tätig; wo dies so scheint, wie 
z. B. in Art 7, Abs. 3: „Bei Stimmengleichheit gibt die 
Präsidialstimme den Ausschlag", ist nicht etwa die Stimme 
des Kaisers, sondern die Stimme der präsidierenden Macht, 
d. i. Preußens gemeint 

Auch der Präsident der Vereinigten Staaten hat kein 
Recht der Initiative, dies steht allein dem Kongreß zu, und 

•) Art. 7, Abs. 2. — •*) Geseh.-Ord. d. Reichstags, § 22, Abs. 1. 
"•) Preuß. Verf. Art. 62. - f) Preuß. Verf. Art. 64. 
tt) Vergl. FiBcher, Das Recht des deutseben Kaisers S. 160. 
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zwar jedem Haus im gleichem Maße, außer für Gesetzesvor- 
lagen, die sich auf die Bewilligimg von Geldern beziehen. 
Diese haben stets im Repräsentantenhaus zu entstehen.*) Nur 
indirelit Icann der Präsident den Anstoß zu einem Gesetz- 
gebungsakt geben , indem er nfimlich seiner verfassungs- 
mäßigen Pflicht nachkommt , und den Kongreß über den 
Stand der Union durch Botschaften benachrichtigt und ihm 
solche Maßnahmen vorschlägt, die er fQr nötig und zweck- 
dienlich hält Aber, wie schon oben bemerkt, irgendwie ver- 
pflichtet ist der Kongreß nicht, solche Vorschläge auch nur 
der Besprechung zu unterziehen. Andererseits ist jedoch 
nicht zu verkennen, daß eine Stellungnahme des Hauptes der 
Ebcekutive zu eventuellen gesetzgeberischen Maßnahmen, seine 
Entscheidung ftlr oder wider eine Maßregel, zu der der Kongreß 
hinzuneigen scheint, nicht ohne allen Einfluß auf dessen Tätig- 
keit sein kann, besonders wenn die öffentliche Meinung, dieser 
in den Vereinigten Staaten nicht genug zu schätzende Faktor, 
für die Ansicht des Präsidenten eintritt. 

Regierungsvorlagen — also Vorlagen, wie sie von der 
Reichsre^erung ausgearbeitet und von ihr an den Bundesrat 
gebracht werden, — sind in den Vereinigten Staaten nicht 
möglich, denn es ist der Regierung keine Möglichkeit gegeben, 
sie einzubringen. Dieser für die Güte der Gesetze wenig 
wünschenswerte Zustand, und die Unmöghchkeit, schwierigere 
Gesetzentwürfe ohne Mitwirkung der Regierung anzufertigen, 
hat bewirkt, daß häufig solche Vorlagen von einer Regierungs- 
abteilung vollständig ausgearbeitet werden, — eingebracht 
werden sie dann von einem Mitglied eines der beiden Häuser. 

C. „Die erforderlichen Vorlagen werden nach Maßgabe 
der Beschlüsse des Bundesrathes im Namen des Kaisers an 



•) 8. 0. S. 84. 
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den Reichstag gebracht, wo sie durch Mitglieder des Bundes- 
rathes oder durch beBondere von letzterem zu ernennende 
Kommissarien vertreten werden,"*) 

Die Vorlagen werden vom Reichskanzler auf Grund einer 
jedesmaligen kaiserlichen Anordnung an den Reichstag gebracht, 
er handelt also nicht als Vorsitzender des Bundesrats, sondern 
in seiner Eigenschaft als kaiserlicher Minister. Die Frage, ob 
der Kaiser verpflichtet ist, Vorlagen an den Reichstag zu 
bringen, ist zu bejahen. Der Kaiser hat die verfassungs- 
mäßige Pflicht, alle Beschlttsse des Bundesrats, auch wenn er 
nicht mit ihnen einverstanden ist, an den Reichstag gelangen 
zu lassen, und diese Pflicht geht so weit, daß er den Reichs- 
kanzler, der den Beschluä aus materiellen Gründen, weil er 
ihn für unzweckmäßig hält, nicht an den Reichstag bringen 
will, unbedingt zu entlassen und sich einen anderen zu suchen 
hat. Die Pflicht des Kaisers beschränkt sich darauf, daß 
die Vorlage „nach Maßgabe der Beschlüsse des Bundesrats" 
an den Reichstag gebracht wird, d. h. unverändert nach Form 
und Inhalt, — und auch die Verantwortlichkeit des Reichs- 
kanzlers bezieht sich nur darauf, daß der Beschluß des Bundes- 
rats formell verfassungsmäßig — also z. B, ein verfassungs- 
ändernder Beschluß nach der Vorschrift des Art 78, Abs. 1 — 
zustande gekommen ist, und daß er in dieser Form un- 
verändert an den Reichstag gelangt. 

Der Grund, warum die Vorlagen „Im Namen des Kaisers" 
und nicht etwa „Im Namen der verbündeten Regierungen" an 
den Reichstag gebracht werden, ist der, daß der Kaiser auch 
hier als Organ des Reichs - Souveräns , der seine Beschlüsse 
mit Stimmenmehrheit im Bundesrat faßt, gedacht ist 

•) R.V. Art. 16. 
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Umgekehrt übersendet der Präsident des Reichstags die 
Beschlösse desselben, die sich auf Gesetzesvorschläge oder 
Bundesratsvorlageti beziehen, dem Reichskanzler, der sie 
dem Bundesrat in der nächsten Sitzung vorlegt.*) 

In den Vereinigten Staaten ist der Präsident von jeder 
Beteiligung an der gesetzgebenden Tätigkeit des Kongresses 
ausgeschlossen. Die Beschlüsse eines Hauses werden dem 
anderen ohne sein Zutun überbracht, auch eine PTIicht, die 
formelle VerfassungsmäSigkeit eines solchen Beschlusses zu 
prüfen, hat er nicht Dies ist viehnehr Sache des Vorsitzenden 
des betreffenden Hauses, der den Beschluß zu unterzeichnen 
und dadurch sein verfassungsmäßiges Zustandekommen zu 
beglaubigen hat. 

D. Im Reich, wie in den Vereinigten Staaten, ist den 
Inhabern der Vollzugsgewalt ein mehr oder minder weit- 
gehender Einfluß auf die Gesetzgebung eingeräumt. Der 
legislatorische Gedanke ist der, daß der Exekutivgewalt 
Gelegenheit geboten werden soll, bei ihr mißfallenden Gesetzes- 
vorschlägen in beschränktem Maße auf die Gesetzgebung ein- 
zuwirken: einen Gesetzgebungsakt, wenn auch nicht ganz 
zu hindern, so doch zu erschweren. Zwar der Kaiser, als 
solcher, hat keinen Ginfluß auf die Reichsgesetzgebung, und 
wir haben gesehen, daß auch die kaiserlichen Anträge im 
Bundesrat als preußische behandelt werden. Dafür ist er aber 
als Mitglied des Bundes, als König von Preußen, mit 17 Stimmen 
im Bundesrat bedacht und besitzt mit der von Waldeck**) im 
gesetzgebenden Organ beinahe ein Drittel aller Stimmen. Somit 
steht es in seiner Macht, jede Verfassungsänderung, die als 



•) Rev. Geach.-Ord. des Bundesrats § 8, und Rev. Gesch.-Ord. 
des Reichstags § 69. 
-^ s. o. S. 70. 
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abgelehnt gilt, wenn sie im Bundesrate 14 Stimmen gegen 
sich hat, zu hintertreiben.*) Aber auch jede gewöhnliche 
Gesetzvorlage, — bei der die Beschlußfassung nach einfacher 
Mehrheit erfolgt") — , kann er vernichten, wenn er im Bundes- 
rat noch 11 Stimmen findet, die mit ihm stimmen, denn bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Präsidialstimme, d. h. es 
wird zum Bescliluß erhoben, wofür Preußen seine Stimme 
abgab. 

Damit aber noch nicht genug, bestimmt Art. 5, Abs. 2 
der Reichsverfassung: „Bei Gesetzesvorschlägen aber das 
Militairwesen , die Kriegsmarine und die in Artikel 35. be- 
zeichneten Abgaben gibt, wenn im Bundesrathe eine Meinungs- 
verschiedenheit stattfindet, die Stimme des Präsidiums den 
Ausschlag, wenn sie sich für die Aufrechterhaltung der t>e- 
stehenden Einrichtungen ausspricht." 

Mit der Stimme des Präsidiums ist auch in diesem Falle 
die Stimme Preußens gemeint Steht der König von Preußen 
einem Gesetzentwurf über das Militärwesen, die Kriegsmarine, 
über das Zollwesen oder über die z. Zt. bestehenden indirekten 
Steuern (auf Salz, Branntwein, Bier, Zucker, Sirup) ablehnend 
gegenüber, so kann er seine Annahme einfach dadurch ver- 
hindern, daß er sich ausdrücklich für die Erhaltung des 
Status quo ante ausspricht, mögen auch alle übrigen Mit- 
glieder des Bundesrats für den Vorschlag sein. In dieser Hin- 
sicht verfügt also der König von Preußen Über ein faktisches 
„Veto". Stimmt Preußen für die Vortage und geht sie durch, 
so ist darin aber doch kein Sanktionsrecht Preußens zu er- 
blicken, denn im Bundesrat gelten die 17 preußischen Stimmen 
soviel wie die 17 anderer Staaten; es mag sein, daß Preußen 

•) Art 78, Abs. 1. ~ *■) Art. 5. 
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den Ausschlag gibt, — dasselbe kann aber auch der Fall sein, 
wenn Lippe seine eine Stimme abgibt, die so gegebenenfalls 
verhindern kann, daß eine Gesetzesvorlage nach Art. 5, Abs. 2 
zum Reichsgesetz wird, — trotzdem Preußen für sie gestimmt 
hat , — hier wird niemand daran denken zu sagen , das 
Fürstentum habe in diesem Falle Sanktionsrecht ausgeübt 

Auch bei der Beschlußnahme über die zur Ausführung 
der gemeinschfiftlichen Gesetzgebung dienenden Verwaltungs- 
vorschriften und Einrichtungen gibt die Stimme des Präsidiums 
alsdann den Ausschlag, wenn sie sich für Aufrechterhaltung 
der bestehenden Vorschriften oder Einrichtungen ausspricht.*) 
Trotz des 'Prinzips der „Trennung der Gewalten" ist 
auch dem Präsidenten ein nicht zu unterschätzender Ein- 
fluS auf den Gang der Gesetzgebung eingeräumt Er ist von 
dem des Kaisers grundverschieden, denn der Präsident als 
solcher wird unmittelbar tätig, und er kann dem Kongreß 
seine Mißbilligung eines Gesetzentwurfs aufs energischste 
vor Augen führen. 

Die betreffende Bestimmung der Verfassung lautet: „Jeder 
Gesetzentwurf, der die Zustimmung von Repräsentantenhaus 
und Senat erhalten hat, soll, ehe er Gesetzeskraft erlangt, 
dem Präsidenten der Vereinigten Staaten Übei^eben werden; 
billigt er ihn, so soll er ihn unterzeichnen, wenn aber nicht, 
so soll er ihn mit seinen Einwendungen an das Haus zurück- 
senden, wo er zuerst eingebracht wurde; dieses soll dann 
die Einwendungen ausführlich in sein Journal eintragen und 
zu einer nochmaUgen Prüfung des Gesetzentwurfs schreiten. 
Wenn nach dieser wiederholten Prüfung % dieses Hauses für 
die Annahme des Entwurfs stimmt, so ist er zugleich mit den 

■) Art. 37. 
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Einwendungen dem anderen Haus zu übersenden, durch das 
er ebenso nochmals zu prüfen ist Wenn auch Va dieses 
Hauses ihm zustimmt, so wird der Entwurf Gesetz. In allen 
solchen Fällen hat die Stimmabgabe nach „Ja" und „Nein" 
zu geschehen, und die Namen der Personen, die für und 
gegen den Entwurf stimmen, sind in das Journal jedes be- 
treffenden Hauses einzutragen. Wird ein Gesetzentwurf nicht 
vom Präsidenten innerhalb 10 Tagen nach Empfang (Sonn- 
tage nicht mitgerechnet) zurflckgesandt, so soll er Gesetz sein, 
ebenso, als wenn er ihn unterzeichnet hätte, wenn nicht der 
Kongreß durch seine Vertagung die Rücksendung unmöglich 
macht, in welchem Fall der Entwurf nicht Gesetz sein soll."*) 
Wie wir oben sahen, bestimmt die Verfassung, daß die 
gesamte gesetzgebende Gewalt dem Kongreö zusteht. Er hat 
das Recht der Sanktion. Die Frage ist nun, wie demgegen- 
über obige Bestimmung aufzufassen ist: — jedenfalls nicht 
dahin, daß durch sie dem Präsidenten ein Anteil an der Ge- 
setzgebung zugesprochen werden soll. 

*) Art. I, Sect. 7: Every BJll wtüch stmll have passed the House 
of Representatives and the Senate, shall, before it become a Law, be 
preeented to tlie President of the United States; If he approve he 
shall sign it, but ü not he shall retura It, with his Objecttons to that 
House in which it shaU have originated, who shall enter the Objections 
at large on their Journal, and proceed to reconsider iL I! after such 
RecoDSideration two thirds of that House shall agree to pass tbe Bill, 
It shall be sent, together with the Objections, to the other House, by 
which it shall likewise be reconsidered, and if approved by two thirds 
of that House, it shall become a Law. But in all such Cases tbe Votes 
Ol both Houses sball be deteimined by Yeas and Nays, and the Names 
of the Persona voting Tor and against the Bill shall be entered on the 
Journal of eacb House respectively, If any Bill shall not be retumed 
by the President withln ten Days (Sundays excepted) after it shall 
have been presented to him, the Same shall be a Law, In like Haaner 
as if be had signed it, unless tbe Congress by their Adioummeat 
prevent Its Retum, in which Gase it shall not be a Law. 



^yGoot^le 



Der Einfluß des Kaisers, oder besser des Königs von 
Preußen, auf die Gesetzgebung des Reichs ist verschieden, 
je nach der Materie, über die ein Gesetz erlassen werden 
soll. Auch der Einfluß des Präsidenten ist differenziert, aber 
in ganz verschiedener Art, und erstreckt sich gleichmäßig auf 
alle Gebiete der Gesetzgebung des Bundes. Dabei steht es 
ganz beim Präsidenten, ob er ihn in höherem oder geringerem 
MaBe ausüben will, und zwar kann er sich auf die folgenden 
Arten gegenüber einem Gesetzentwurf, der von beiden Häusern 
angenommen wurde, verhalten: 

1. Er unterzeichnet den Entwurf , so wird dieser 
Gesetz. 

2. Er unterzeichnet den Entwurf, protestiert aber zugleich 
gegen einzelne Bestimmungen in demselben, denen er nicht 
beistimmt. Man hat nämlich, seitdem die Präsidenten häufiger 
von dem , Vetorecht" Gebrauch machten, zu dem Mittel ge- 
griffen, gewissen Gesetzentwürfen, an deren Zustandekommen 
der Exekutive besonders gelegen sein muß — z. B. appro- 
priation-bills für Gehaltsbewilligungen an Beamten — , sog. 
„riders" anzuhängen, d. h. Gesetzentwürfe, mit denen die 
vollziehende Gewalt nicht einverstanden war. Auf diese Weise 
entging man dem „Veto" des Präsidenten, der grundsätzlich 
den Entwurf nur als Ganzes billigen oder zurückweisen 
konnte, und dem nichts anderes übrigblieb, als den Ent- 
wurf, allerdings unter Protest, zu unterzeichnen. Heute 
neigt man dahin, dem Präsidenten auch ein tetlweises „Veto" 
einzuräumen, um dadurch jenem argen Mißbrauch entgegen- 
zutreten. 

3. Er unterzeichnet den Entwurf nicht, so wird dieser, 
falls der Kongreß so lange tagt, nach zehn Tagen Gesetz, 
ebenso, als wäre er unterzeichnet worden. 
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4. Er unterzeichnet den Entwurf nicht Schließt nun der 
Kongreß seine Sitzungen vor zehn Tagen, so wird der Ent- 
wurf nicht zum Gesetz, — sog. „pocket-veto". 

5. Er unterzeichnet den Entwurf nicht, schiclit itin viel- 
mehr unter Angabe seiner Bedenken an den Kongreß zurück, — 
sog. „Veto". 

Zu bemerken ist: die Verfassung sagt nicht etwa durch 
die Unterzeichnung wird der Entwurf Gesetz — (in dem Sinne, 
daß dem Präsidenten ein Anteil an der Sanktion zukäme) — , 
sondern sie verweist bei Bestimmung von Fall 3. auf Fall 1. 
und sagt: „the same shall be a law, in Üke manner as if he had 
signed it," — der Entwurf soll ein Gesetz sein, ebenso als 
hätte der Präsident ihn unterzeichnet Also nicht durch, 
sondern mit der Unterzeichnung wird ein Entwurf Gesetz. 
Der Gesetzesbefehl „ita jus esto" ist schon vorher erlassen, 
aber unter einer Voraussetzung: daß der Präsident unter- 
zeichnet (Fall 1), oder zwar nicht unterzeichnet, aber zehn 
Tage bei Fortdauer der Session des Kongresses verstreichen 
(Fall 3). Der Kongreß erteilt die Sanktion unter einer Be- 
dingung; wird sie nicht erfüllt, unterzeichnet der Präsident 
nicht, und schließt der Kongreß die Session vor Ablauf von 
zehn Tagen (Fall 4), oder schickt der Präsident den Entwurf 
zurück mit seinen Einwendungen (Fall 5), so wird der Sanktions- 
beschluB hinfällig. 

Letzteres Recht des Präsidenten, einen Gesetzentwurf 
mit seinen Einwendungen an das Haus zurückzusenden, dem 
er seine Entstehung verdankt, wird als „Vetorecht" bezeichnet, 
oder auch mit mehr Recht als das „suspensive Veto". Denn 
die Zurücksendung des Entwurfs hat zwar zur Folge, daß der 
Sanktionsbeschluß fortan als nicht erfolgt gilt, der Entwurf selbst 
erledigt sich aber dadurch keineswegs. Vielmehr hat der 
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Kongreß die in der Praxis allerdings wenig beobachtete Pflicht, 
ihn nochmals der Beratung zu unterziehen, wobei nunmehr 
insofern eine Erschwerung des Ganges der Gesetzgebung 
eintritt, als zum Sanktionsbeschluß eine ^/a-Mehrheit in jedem 
der beiden Häuser erforderlich ist Dieser Besctiluß ist un- 
bedingt: mit der qualifizierten Annahme des Entwurfs durch 
beide Häuser ist er Gesetz ohne jedes Zutun des Präsidenten. 

Im Laufe der Zeit hat sich gezeigt, daß der Präsident 
durch die Rücksendung des Entwurfs in bei weitem der Mehr- 
zahl der Fälle tatsächlich erreicht hat, daß derselbe nicht zum 
Gesetz erhoben wurde. Selten und fast nur in Zeiten des 
Konflikts zwischen gesetzgebender und vollziehender Gewalt 
wird dem Präsidenten eine %-Mehrheit beider Häuser feind- 
lich gegenüberstehen. 

Dasselbe wie für Gesetzesvorlagen gilt für alle anderen 
Beschlüsse, bei denen die Mitwirkung beider Häuser erforder- 
lich Ist, außer bei VertagungsbeschlUssen.*) Man wollte durch 
diese Bestimmung verhindern, daß die für einen Gesetzent- 
wurf geltenden Vorschriften etwa in der Weise umgangen 
würden, daß er nicht als solcher, nicht als nbill", bezeichnet, 
sondern mit einem andern Namen: „order, resolution, vote" 
belegt wurde. 

Bei einer Verfassungsänderung ist, wie jetzt allgemein 
angenommen wird, die Billigung des Präsidenten nicht not- 
wendig. Sie kommt dadurch zustande, daß die Legislaturen 

■) Art. I, Seet. 7 : Every Order, Resolution, or Vote to which the Con- 
currence of the Senate and House of Bepresentatlves may be neces- 
sary {escept on a question ot Adjoumment) ahall be presented to the 
President of the United States; and before the Same shall take Effect, 
ahalJ be approved by him, or being disapproved by him, shall be re- 
passed by two thirds ot the Senate and House ot Representatives, ac- 
cording to the Rules and Limitations prescribed in the Gase of a Bill. 
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oder Konventionen von V* der Staaten einen derartigen Vor- 
schlag (proposal) ratifizieren, der entweder von dem Kongreß 
ausgeht (dann müssen Vb der Mitglieder beider Häuser eine 
Verfassungsänderung für notwendig halten), oder von den 
Legislaturen von ^/a aller Staaten durch das Mittel einer Kon- 
vention, die der Kongreß auf dahingehendes Ersuchen jener 
zu berufen hat.*) Bisher hat nur der Kongreß die Initiative 
zu verfassungsändernden Vorschlägen ergriffen, und es sind 
im ganzen fünfzehn Verfassungsänderungen erfolgt. 

Betrachten wir nun zum Schluß das Wesen der Unter- 
zeichnung der Beschlüsse des Kongresses durch den Präsidenten. 

Die Unterzeichnung als solche bringt zum Ausdruck, daß 
der Präsident den Gesetzentwurf sowohl in bezug auf die 
Form seines Zustandekommens als auf seinen Inhalt billigt 
(approve). 

Die Einwendungen, die der Präsident gegen einen Entwurf 
vorbringt, körmen formeller oder materieller Art sein, und 
darnach entscheidet sich auch, ob der Präsident nicht nur 
das Recht, sondern auch die Pflicht hat, bei etwaigen Be- 
denken einen Entwurf zurückzuweisen. 



*) Art. V: The CongresB, whenever two thiids of both Houses shall 
deem it necessary, shall propose Amendments to this Constitution, or, 
on the Application of the Legislatures ot two thirds of the several 
States, shall call a Convention for proposing Amendments, which, in 
either Case, shall be valid to aU Intents and Purposes, as Part of this 
Constitution, when ratified by the Legislatures ot three tourths of the 
several States, or hy Conventions in three fourths thereof, as the one 
or the other Mode of ßatificatlon may be proposed by the Congress; 
Provided that no Amendment which may be made prior to the Year 
One thousand eight hundred and eight stial! in any Manner affect the 
first and tourth Clauses in the Ninth Section of the first Article; and 
that no State, without its Consent, shall be deprived of its equal 
Sutfrage in the Senate. 
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1. Hat der Präsident Einwendungen gegen die Art und 
Weise seines Zustandekommens, ist er der Überzeugung, daß 
dies nictit verfassungsmäßig gesctiah, so Iiat er unbedingt 
die Pflicht, den Entwurf zurüclizuweisen. Hat er sich doch 
durch Eid verpflichtet, die Verfassung nach Kräften zu er- 
halten, zu schützen und zu verteidigen,') und trifft ihn doch 
ferner die Pflicht, dafür zu sorgen, daß die Gesetze getreu- 
lich ausgeführt werden:") oberstes Gesetz ist aber jedenfalls 
die Verfassung selbst. 

2. Beztlgllch des materiellen Inhalts eines Gesetzes liann 
man wiederum unterscheiden: 

a) Der Präsident mißbilligt den Entwurf aus politischen 
wirtschaftlichen Gründen, aus Gründen der Zweckmäßigkeit, 
er ist überzeugt, daß ein derartiges Gesetz nicht günstige 
Folgen haben wird: — so hat er den Entwurf dem Kongreß 
zurückzusenden (he shall retum it). Die Praxis erblickt hierin 
(shaU) nicht eine Pflicht sondern lediglich ein Recht des Präsi- 
denten zur Zurückweisung; z. B. unterzeichnet oft der Prä- 
sident unter Protest***) Dem steht auch nicht die Verfassung 
entgegen, sieht sie doch selbst vor, daß ein Gesetzentwurf 
durch Zeitablauf Gesetz werden icann,t) trotzdem Ihn der 
Präsident, etwa weil er ihn mißbilligt, nicht unterzeichnet. 

b) Andererseits kann der Präsident aber auch einen 
Gesetzentwurf verwerfen, weil er ihn materiell, seinem Inhalte 
nach, nicht für verfassungsmäßig hält, weil er glaubt, daß 
die dem Kongreß durch die Verfassung gegebene Kompetenz 
zur Gesetzgebung Oberhaupt nicht diese Materie ergreift Auch 

•) 8. o. S. 16. 

**) Art. H, Sect. 3: he shall take Care, that the- Laws be faitfafully 
executed. 

***) B. o. S. 93, FaU 2. — t) s- o. S. 93, FaU 3. 

Slelnbftch. 7 
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in diesem Falle ist der Präsident zweiffeUos durch seinen Eid 
und seine Pflictit zur Überwachung der Ausführung der Gesetze 
gehalten, den Entwurf an den Kongreß zurückzusenden. Wie 
nun aber, wenn der Entwurf trotz der Einwendungen des 
Präsidenten durch den Kongreß mit ^/s Mehrheit von neuem an- 
genommen wird? In diesem Falle bat der Prfisident jedenfalls 
nicht das Recht, seine Mitwirkung zur Ausfflhrang des Gesetzes 
zu versagen. Ihm eine solche weitgehende Befugnis zuerkennen 
hieße die gesetzgebende Gewalt völlig der Exekutive ausUefem. 
Vielmehr hat ein solches Gesetz die Präsumption der Ver- 
fassungsmäSigkeit für sich, solange nicht ein Bundesgericht, 
und in letzter Instanz das Oberbundesgericht (Supreme Court), 
festgestellt hat, daß der Erlaß eines derartigen Gesetzes nicht 
zur Kompetenz des Kongresses gehörte. Weigert sich der 
Präsident trotzdem das Gesetz auszufahren oder es ausführen 
zu lassen, so gibt es gegen ihn nur das Mittel des Impeachment 

Wenn aber ein Gesetz ganz offenbar gegen die Verfassung 
verstößt, wenn das ganze deuüich auf eine widerrechtliche 
Gewaltanmaßung seitens des Kongresses hinausläuft, so trifft 
in jedem Falle den Präsidenten die verfassungsmäßige Pflicht, 
nach Möglichkeit dessen Ausführung zu hindern. 

Zur Erläuterung des Gesagten ist es nötig, einen Blick 
auf die Tätigkeit der Bundesgerichte zu werfen, insbesondere 
inwiefern ihre Entscheidungen auf die Gültigkeit eines Gesetzes 
Einfluß haben können. 

Die richterliche Gewalt der Vereinigten Staaten steht dem 
Oberbundesgericht und solchen Untergerichten, die zu errichten 
der Kongreß von Zeit zu Zeit für nötig hält, zu.*) Sie er- 

•) Art. III, Seit. 1: The judicial Power or the United States, stall 
be vested in one supreroe Court, and in such inferior Courts as the 
Congress may from tinie to time ordain and establish. 
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streckt sich auf alle RechtsfSlle nach Gesetz und Billigkeit, 
die entstehen unter der Verfassung, den Gesetzen der Ver- 
einigten Staaten oder solchen Verträgen, die unter ihrer 
Autorität abgeschlossen sind oder noch werden.") Und zwar 
ist, wie schon erwähnt, in diesen Fällen das Oberbundes- 
gericht die letzte Instanz") 

Wird nun in einem konkreten Rechtsstreit die Verfassungs- 
mäßigkeit eines Gesetzes bestritten, so entscheidet das Ober- 
bundesgericht den Rechtsfall. Über die Verfassungsmäßig- 
keit bez. Verfassungswidrigkeit des Gesetzes aber entscheidet 
es nur indirekt durch die Begründung des Urteils. — In 
diesem einzelnen Fall ist seine Entscheidung verbindlich für 
alle staatlichen Gewalten , auch für den Präsidenten. Da 
aber auf der anderen Seite anzunehmen ist, daß das Ober- 
bundesgericht in allen ähnlichen Fällen an seiner früheren 
Entscheidung festhalten dürfte, so ist tatsächlich durch dieses 
Präjudizium für alle Fälle die Verfassungsmäßigkeit oder 
Verfassungswidrigkeit des Gesetzes festgestellt. Bei Ver- 

*) Art. III, Sect. 2: The judicial Power shall extend to all Cases, 
in Law and Equity, arising under this Constitution, the Laws of the 
United States, and Treaties made, or which shall be made, under their 
Authority; — to all Cases aflectlng Ambassadors, other public Ministers 
and Consuls ; — to all Cases of admiralty and maritime Jurisdiction ; — to 
Controversies to which the United States shall be a Party; — to Contro- 
versies between two or more States ; — between a State and Citizens of 
another State ; — between Citizens of düferent States, — between Citizens 
of the same State claiming Lands under Grants of different States, and 
between a State, or the Citizens thereof, and foreign States, Citizens 
or SubjectB. 

") Art. III, Sect. 2: In all cases affecting Ambassadors, other public 
Ministers and Consuls, and those in which a State shall be Party, the 
supreme Court shall have original Jurisdiction. In all the other Cases 
before mentioned, the supreme Court shall have appellate Jurisdiction, 
both as to Law and Fact, with such Exceptions, and under such Re- 
gulations as the Congress shall make. 
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fassungswidrigkeit ist die Exekutive verpflichtet, seine An- 
wendung zu unterlassen, auch wenn sie die Begründung der 
Entscheidung für völlig verfehlt erachtet. 

E. Ausfertigung und Verkündigung. 
Der Eingang eines Oesetzes der Vereinigten Staaten 
lautet: 

„Be it enacted by the Senate and House of Re- 
presentatives of the United States of America in Con- 



und es schließt, wenn der Präsident es gebilligt und unter- 
zeichnet hat, mit den Worten: 
„approved (Datum)" 

„Name (des Präsidenten)' 
Die Verfassung der Vereinigten Staaten enthält keine 
Vorschrift über die Ausfertigung und Verkündigung der 
Bundesgesetze. Dem Präsidenten steht dies Recht nicht zu, 
ausgenommen, wenn das betreffende Gesetz selbst die Be- 
stimmung enthält, daß es durch Proklamation zu verkündigen 
ist In der Unterzeichnung der Gesetze kann unmöglich deren 
Ausfertigung erblickt werden, da, wie wir gesehen haben, die 
Billigung und die Unterschrift des Präsidenten zu einem Ge- 
setz überhaupt nicht notwendig ist Auch der Verkündigung 
steht er völlig fern. Diese nimmt vielmehr der Staatssekretär 
vor, der eine genaue Abschrift des Gesetzes (oder Vertrags) 
baldmöglichst an die Kongreßdruckerei zu Übersenden hat. 
Er handelt dabei selbständig, ohne einen Befehl des Präsi- 
denten abwarten zu müssen. Jedenfalls ist ihm, dem Staats- 
sekretär, auch ein beschränktes Prüfungsrecht zuzuerkennen. 
Dieses erstreckt sich auf die Prüfung der Echtheit der Unter- 
schrift des Präsidenten, wenn er das Gesetz unterzeichnet 
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hat, und auf die Prüfung der formellen Verfassungsmäßigkeit, 
beglaubigt durch die Unterschriften der Vorsitzenden der 
beiden Häuser, wenn der Präsident es nicht unterzeichnet hat 

Wie wir schon bemerkten, beginnt die Tätigkeit des Kaisers 
erst mit der endgültigen Annahme des Gezetzentwurfs durch 
den Bundesrat, mit seiner Erhebung zum Gesetz. Hat die 
Verfassung ihm als solchem bis dahin keinerlei Mitwirkung 
bei der Gesetzgebung eingeräumt, so steht ihm nach der 
Sanktion die Ausfertigung und Verkündigung der Reichs- 
gesetze zu.*) 

Die Ausfertigung geschieht in der Form der Verordnung; 

„Wir (Name), von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, 
König von Preußen etc. verordnen hiermit im Namen des 
Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesrathes und 

des Reichstages, was folgt . . , ." 
„Gegeben (Ort), den (Datum)" 
(L.S.) .Name (des Kaisers)" 

„Name (des Reichskanzlers)" 

Mit den Worten „nach erfolgter Zustimmung des Bundes- 
rats und des Reichstags" konstatiert der Kaiser, daß das Gesetz 
verfassungsmäßig zustande gekommen ist. Daraus ergibt sich 
für ihn das Recht und zugleich die Pflicht, die formelle Ver- 
fassungsmäfiigkeit desselben vor der Ausfertigung zu prüfen. 
Aber noch andere Gründe lassen sich für diese Ansicht an- 
führen. Nach Art 17 hat der Kaiser „die Ausfertigung und 
Verkündigung von Reichsgesetzen", ein Reichsgesetz liegt 
aber tatsächlich nicht vor, wenn in dem Gesetzgebungsgang 
ein Verstoß gegen eine Bestimmung der Verfassung vorge- 

^ Art 17. 
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kommen ist, so z. B. wenn durch einen Beschluß der Bundes- 
rats und Reichstags ein jus singulare eines Bundesstaats ab- 
geändert wird, und der betreffende berechtigte Bundesstaat 
nicht zugestimmt hat.*) Trotz des Sanktionsbeschlusses des 
Bundesrats kommt in diesem Falle ein Reichsgesetz nicht zu- 
stande, und der Kaiser ist verpflichtet, die Ausfertigung zu 
verweigern. Schließlich ergibt sieh diese Pflicht aus der Be- 
stimmung der Reichsverfassung, wonach ihm die „Überwachung 
der Ausfahrung der Reichsgesetze " zusteht") Oberstes Ge- 
setz ist aber die Verfassung; wird sie verletzt, indem ein 
Gesetz nicht in der von ihr bestimmten Weise erlassen werden 
soll, so hat er dem betreffenden Beschluß des Bundesrats 
seine Anerkennung zu verweigern. Tut er dies nicht, und findet 
sich der Reichskanzler bereit, die Ausfertigung gegenzuzeich- 
nen, so trifft diesen die Verantwortlichkeit 

Das Prüfungsrecht des Kaisers ist keineswegs unverträg- 
lich mit dem Sanktionsrecht des Bundesrats. In diesem steht 
ja dem Kaiser nicht der Souverän des Reichs gegenüber, 
sondern lediglich ein Organ dieses Souveräns, wie der Kaiser 
selbst eines ist. Es ist keineswegs unbegreiflich, daß zum 
Segen der Verfassung diesem eine Kontrolle über die Tätig- 
keit jenes zugesprochen wird. Ein Vetorecht hat der Kaiser 
deshalb noch nicht Denn davon könnte man nur sprechen, 
wenn der Kaiser berechtigt wäre, einem verfassungsmäßig 
zustande gekommenen Gesetz die Ausfertigung zu versagen. 
Ein solches Recht hat er in keinem Fall. Weigert er sich 
aber trotzdem, so gibt es allerdings kein Mittel, ihn zur Aus- 
fertigung zu zwingen: — ein „Veto" könnte er nie ohne einen 
Veriassungsbruch ausüben. 



•) Art. 78, Abs. 2. — ") Art. 17. 
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Auch hat der Kaiser das Recht und die Pflicht zu prüfen, 
ob das Schriftstück, das er auszufertigen im Begriffe ist, genau 
mit dem vom Bundesrat sanl^tionierten Original übereinstimmt. 
Auch hierfür übernimmt der Reichskanzler durch die Gegen- 
zeichnung die Verantwortlichkeit. 

Andererseits ist festzustellen, daß dem Kaiser nicht, wie 
dem Präsidenten, das Recht zusteht, ein Gesetz hinsichtlich 
seiner materiellen Verfassungsmäßigkeit zu prüfen. 

Wir sahen oben, daß für den Präsidenten sich diese Be- 
fugnis aus seinem Recht ergab, die Ausführung der Ver- 
fassung zu überwachen. Auch dem Kaiser steht dieses Recht 
zu. Dennoch ergibt sich für ihn daraus nicht eine ähnliche 
Befugnis, wie für den Präsidenten. Der Grund hierfür liegt 
in der verschieden gearteten Kompetenz - Kompetenz des 
Reichs und der Vereinigten Staaten, in der Verschiedenheit 
des Rechts beider Staaten, ihre Gesetzgebungskompetenz zu 
erweitern. 

Im Reiche gilt ein Gesetzentwurf über eine Angelegen- 
heit, die nicht zur Gesetzgebung des Reichs gehört, als an- 
genommen, wenn er im Bundesrat nicht 14 Stimmen gegen 
sieh hat; — eine Verfassungsänderung braucht ihm nach 
dem jetzt geltenden Gewohnheitsrecht nicht voranzugehen. 
Unter Beobachtung dieser Vorschrift kann das Reich jedes 
Gesetz erlassen und so die Gesetzgebungskompetenz der 
einzelnen Staaten beschränken. Damit erscheint jedes Gesetz, 
das nicht materiell verfassungsmäßig ist, weil dem Reich die 
Kompetenz zu seinem Erlasse fehlte, in höherem Maße als 
ohne formelle Verfassungsmäßigkeit — , wird diese Ver- 
fassungswidrigkeit geheilt, wird das Gesetz unter Wahrnehmung 
der für Verfassungsänderungen geltenden Vorschriften an- 
genommen, so wird es zugleich auch materiell verfassungs- 
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mäßig. Es genügt also völlig, dafi dem Kaiser das Recht 
eingeräumt wird, bei Gesetzen, die formell nicht verfassungs- 
mäßig sind, die Ausferdgung zu verweigern. 

Anders in den Vereinigten Staaten. Auch hier ist zu 
einem verfassungsänderndem Gesetz eine qualifizierte Mehr- 
heit beider Häuser nötig. Damit erlangt es aber noch nicht 
Gesetzeskraft, vielmehr haben noch die Legislaturen von -V4 
aller Staaten den Gesetzesvorschlag zu ratifizieren.*) So gilt 
also hier nicht, wie im Reiche, daß alle formell verfassungs- 
mäßigen Beschlüsse des gesetzgebenden Organs zugleich ma- 
teriell verfassungsmäßig sind. Darum ist dem Präsidenten 
auch für den Fall der materiellen Verfassungswidrigkeit eines 
Gesetzes, also wenn nicht ^U der Staaten den Beschluß des 
Kongresses ratifizieren, das Recht gegeben, seine Mitwirkung 
bei der Ausfuhrung zu verweigern. 

Der Kaiser übt sein Recht, die Reichsgesetze zu ver- 
kündigen, dadurch aus, daß er dem Reichskanzler befiehlt, 
das ausgefertigte Gesetz zu publizieren. Ein besonderer Ver- 
kündigungsbefehl wird in der Regel nicht notwendig sein, er 
ist schon gegeben in der Ausfertigung des Gesetzes, die die 
Unterschrift von Kaiser und Reichskanzler trägt Schon durch 
die Sanktion des Bundesrats existent erhält das Reichsgesetz 
verbindliche Kraft erst durch die Verkündigung „von Reichs- 
wegen," d. i. auf Befehl des Kaisers durch das Reichsgesetz- 
blatt zu Berlin, dessen Herausgeber der Reichskanzler ist.") 

F. Verordnungsrecht. 
Das Recht, Verordnungen zu erlassen, d. h. Rechtsnormen 
aufzustellen, die nicht im Wege eines verfassungsmäßigen 

•) B. o. S. 9fi ff. — ••) Art 2. 



^yGoot^le 



— 105 — 

Gesetzgebungsakts zustande gekommen sind, hat weder der 
Deutsche Kaiser noch der Präsident der Vereinigten Staaten. 

Im Reich ist nur das Recht, Verwaltungsverordnungen 
zu erlassen, dem Bundesrat durch die Reichsverfassung all- 
gemein zugestanden.*) 

Nicht ist eine ähnliche Befugnis dem Kaiser gegeben. 
Aus seinem Recht die Ausführung der Reichsverfassung zu 
Überwachen, kann eine solche nicht gefolgert werden: Er hat 
lediglich das Recht und die Pflicht, die Handhabung der 
Reichsgesetze durch die Reichsorgane zu beaufsichtigen. 

Andererseits hat aber der Kaiser doch auf gewissen 
Gebieten das verfassungsmäßige Recht zum Erlaß von Ver- 
waltungsverordnungen, so steht ihm in der Post- und Tele- 
graphenverwa,ltung der Erlaß der reglementarischen Fest- 
setzungen und allgemeinen administrativen Anordnungen, so- 
wie die ausschließliche Wahrnehmung der Beziehungen zu 
anderen Post- und Telegraphenverwaltungen zu.") Auch 
liegt ihm die Organisation von Heer und Marine und damit 
verbunden das Recht zum Erlaß der nötigen Verwaltungs- 
verordnungen ob.'**) 

Das Recht, Rechtsverordnungen zu erlassen, beruht fUr 
jeden einzelnen Fall auf Reichsgesetz, das bestimmt, daß 
Vorschriften Über gewisse Materien auf dem Verordnungswege 
zu erlassen sind. Das Recht hierzu wird in der Regel einem 
Reichsorgan delegiert, so dem Bundesrat, dem Kaiser allein 
oder auch in Verbindung mit dem Bundesrat, dem Reichskanzler 



*) Art. 7, Nr. 2: Der Bundesrath beschließt Aber die zur Aug- 
fOhrung der Reichsgesetze erforderlichen allgemeinen Verwaltunga- 
vorschriften und Einrichtungen, sofern nicht durch Reichsgesetz etwas 
Anderes bestimmt ist. 

••) Art. 50, Abs. 2. — "") Art. 53, 63. 
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oder den einzelnen Reichsbehörden. Ist nichts näheres in 
dieser Hinsicht bestimmt, so erläßt sie der Bundesrat, als 
das eigentliche gesetzgebende Organ des Reichs. 

1. Der Bundesrat beschließt über den Erlaß von Ver- 
ordnungen, wie über Gesetzentwürfe- Dabei steht aber dem 
„Präsidium" nicht das Recht zu, in gewissen Fällen den Aus- 
schlag zu geben, indem es sich fflr die Aufrechthaltung der 
bestehenden Einrichtungen ausspricht.*) Übrigens wäre dies 
Recht auch unerheblich, da ein Widerspruch gegenüber dem 
Gesetz es Vorschlag genügt, um zu ■verhindern, daß dem Bundes- 
rat überhaupt ein Verordnungsrecht eingeräumt wird. 

2. Ist dem Kaiser nicht allein, sondern unter Zustimmung 
des Bundesrats das Recht Verordnungen zu erlassen über- 
tragen worden, so beruht deren Inhalt auf Grund einer Ver- 
einbarung mit dem Bundesrat, — „erlassen" werden, d. h, 
den Gesetzesbefehl erhalten sie aber vom Kaiser. Eine Pflicht, 
den vereinbarten Entwurf zu sanktionieren, trifft jedoch den 
Kaiser nicht 

3. In minder wichtigen Angelegenheiten wird das Ver- 
ordnungsrecht häufig dem Reichskanzler, möglicherweise unter 
Zustimmung des Bundesrats oder eines Bundesrats-Ausschusses, 
oder auch einer Reichsbehörde, delegiert. Damit ist natürlich 
nicht dem Kaiser als dem Chef aller Reichsbeamten die Mög- 
lichkeit genommen, gegebenenfalls auf den Inhalt solcher Ver- 
ordnungen einzuwirken. „Erlassen" werden können sie aber 
nur von dem Reichsbeamten, den Behörden, denen dies durch 
Reichsgesetz übertragen ist. 

Die Ausfertigung der Verordnungen des Bundesrats . ge- 
schieht durch dessen Vorsitzenden, den Reichskanzler, nicht 
durch den Kaiser, . — Art 7 gibt diesem nur das Recht der 

•) B. 0. S, 90. 
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Ausfertigung der Reichsgesetze. Die Verordnungen des Kaisers 
werden wie die Reichsgesetze unter Gegenzeichnung des 
Reichskanzlers ausgefertigt. 

Die Verkündigung der Verordnungen geschieht, wie 
die der Gesetze, „von Reichswegen" im Reichsgesetzblatt. 

Ein Recht, Notverordnungen zu erlassen, kennt die Reichs- 
verfassung nicht. Jedoch ist dem Kaiser das Recht ein- 
geräumt, wenn die öffentliche Sicherheit in dem Bundes- 
gebiet bedroht ist, einen jeden Teil desselben, mit Ausnahme 
Bayerns, in Kriegszustand zu erklären,*) was wiederum zur 
Folge hat, daß der Kaiser einseitig durch Verordnungen den 
gesamten Rechtszustand zeitwellig verändern kann,**) 

Als ein besonderes Recht des Kaisers ist seine Befugnis 
anzusehen, bei eintretenden Notständen auf Vorschlag des 
Bundesratsausschusses für Eisenbahnen, Post und Telegraphen 
einen niedrigen Spezialtarif (für den Transport, namentlich von 
Getreide, Mehl, Hülsenfröchten , Kartoffeln) festzustellen, den 
zeitweise einzuführen die Eisenbahnverwaltungen verpflichtet 
sind. Jedoch darf dieser Tarif nicht unter den niedrigsten 
auf der betreffenden Bahn für Rohprodukte geltenden Satz 
herabgehen."^ 

Der Präsident hat kein Recht, Verordnungen zu erlassen, 
vielmehr steht es dem Kongreß kraft seiner allgemeinen Be- 
fugnis zum Erlaß von Gesetzen zu, die notwendig und ge- 
eignet sind zur Ausführung der Gewalten, die ihm selbst oder 
einem anderen Regierungsorgan übertragen sindf) Dieser 
Begriff „Gesetze" ist erweitert auszulegen und begreift Ver- 
ordniingen und andere Beschlüsse in sich. Natürlich kann der 
Kongreß , und dies ist in vielen Fällen geschehen , dem 

■) Art. 68. — ■•) 8. u. S. 146 t. - •") Art 46. — f) s. o. S. 75 f- 
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Präsidenten das Recht zum Erlaß von Verordnungen, sowohl 
von Verwaltungs- wie von Rechtsverordnungen, durch Biindes- 



Auch die Verfassung der Vereinigten Staaten kennt Iceine 
Notverordnungen. Ebensowenig gewährt sie dem Präsidenten 
ausdrücklich das Recht über einen Teil der Union den Be- 
lagerungszustand zu verhängen. Daraus folgt aber nicht 
daß ihm diese Gewalt abgesprochen wäre. Vielmehr ist all- 
gemein anerkannt, daß in seiner Pflicht, nach bestem Vermögen 
die Verfassung zu erhalten, zu schützen und zu verteidigen und 
die getreue Ausführung der Gesetze zu überwachen, zugleich 
für ihn das Recht enthalten ist, gegebenenfalls die Achtung 
vor dem Gesetz mit Gewalt zu erzwingen. Erweisen sich 
die Bundeszivilbehörden als machtlos, so hat der Präsident 
in seiner Eigenschaft als Oberbefehlshaber des Bundes den 
Belagerungszustand zu erklären und Ruhe und Ordnung 
nötigenfalls mit Truppenmacht wieder herzustellen. Hierbei 
hat der Kongreß den Präsidenten in jeder Weise durch ge- 
eignete gesetzgeberische Maßnahmen, insbesondere durch Ge- 
währung der erforderlichen Geldmittel, zu unterstützen. 

0. Ausführung der Gesetze. 
Dem Kaiser steht die Überwachung der Ausführung der 
Reichsgesetze zu, mag deren Vollzug bestimmten Organen des 
Reichs oder, was die Regel ist, den einzelnen Bundesstaaten 
übertragen sein.*) Dies Recht übt er durch den Reichskanzler 
und durch diesem unterstellte Behörden, oder durch besonders 
ernannte Kommissare aus.*^ Stellen sich Fehler und Mängel 
heraus, so hat der Kaiser die Pflicht, falls der betreffende 

•) Art. 17. — ••) Art 36. 
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Bundesstaat nicht selbst Abhülfe schafft, dem Bundesrate 
hiervon Mitteilung zu machen, und dieser hat dann über die 
Mängel zu beschließen.*) Dem Kaiser selbst steht nur auf 
dem Gebiete des Heerwesens und der Kriegsmarine die An- 
ordnung der Abstellung der vorgefundenen Mängel zu. Ver- 
weigert der Einzelstaat dem Beschluß des Bundesrats den 
Gehorsam, so ist nur die Bundesexekution gegen ihn mög- 
lich.") 

Auch den Präsidenten trifft die Pflicht, die Ausführung 
der Gesetze zu überwachen, und er tut es durch seine Be- 
amte, insbesondere durch den „Attorney-General", der ein Mit- 
glied des Kabinetts und der Berater der Exekutive in Gesetzes- 
fragen ist Finden sich Mängel, so hat sie der Präsident, so 
weit er kompetent ist, abzustellen. Im übrigen hat er sie 
dem Kongreß mitzuteilen und geeignete Maßregeln zu ihrer 
Abstellung vorzuschlagen.***) Der Kongreß soll dann durch 
Gesetz Abhülfe gemäß der allgemeinen Vorschrift des Art. I. 
Sect. 8 schaffen.t) 

V. Die auswärtigen Angelegenheiten. 

Die Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten ist im 
wesentlichen Sache des Reichs. Den einzelnen Bundesstaaten 
ist jedoch nicht das Recht genommen, unter einander und 
mit fremden Staaten völkerrechtlich zu verkehren und sogar 
innerhalb gewisser Grenzen, nämlich innerhalb der ihnen zu- 
stehenden Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenz, völker- 
rechtliche Verträge abzuschließen. 

Im Gegensatz hierzu gehören in den Vereinigten Staaten 
die auswärtigen Angelegenheiten zur ausschließUchen Kom- 

•) Art. 7, Nr. 3. — *•) s. u. S. 149. 
**^ Art. II, Sect. 3, s. o. S. 72. — f) S- 0. S. 72. 
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petenz des Bundes. Die Verfassung verbietet den Einzel- 
staaten ausdrücklich irgendwelche Verträge, BQndnlsse oder 
Verbindungen einzugehen.*) Nur solche „Übereinkommen" 
dürfen die Einzelstaaten der Union, allerdings auch nur mit 
Einwilligung des Kongresses, abschließen, die nicht den Cha- 
rakter von Staatsvertragen haben;'*) gemeint ist die Regelung 
von Angelegenheiten rein örtlicher Bedeutung, z. B. von Grenz- 
streitigkeiten, von Fragen des Verkehrs zwischen zwei ein- 
zelnen Staaten, u. dgl. m, 

A. Allgemeines. 

Ebenso wichtig wie schwierig ist in einem Bundesstaat, 
wie das Reich und die Vereinigten Staaten, die Entscheidung 
der Frage, durch welches Organ der Inhaber der Staatsgewalt, 
der Souverän, Dritten gegenüber tätig werden soll, 

Wohl wäre es denkbar, daß die Vertretung des Reichs 
dem Organ des Reichssouveräns, dem Bundesrat übertragen 
wäre, wie aber in den Vereinigten Staaten, wo es einen 
solchen unmittelbaren Vertreter des souveränen Volks nicht 
giebt, wo vielmehr die Staatsgewalt unter drei Organen, die 
einander gleichberechtigt, nicht über- oder untergeordnet, 
gegenüberstehen, geteilt ist? 

In beiden Staaten ging man bei Übertragung dieser 
Befugnis von dem Grundsatz aus, daß im Interesse einer 
wirksamen Vertretung nicht ein Kollegium in Frage kommen 
könnte, denn nur eine Einzelperson vereinigt in sich die Eigen- 



*) Art, I, Seet. 10: No State shall enter into any Treaty, Alliance, 
or Confederatlon. 

") Art. I, Sect. 10: No State shall, without the Consent ol Con- 
gress, enter into any Agreement or Compact with another State, or 
with a toreign Power. 
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Schäften, die zu einer erfolgreichen Wahrnehmung des Staate- 
interesses gegenüber Dritten, und zumal zu einer wirlisamen 
Führung der auswärtigen Angelegenheiten von ausschlag- 
gebender Bedeutung sind: nämlich Initiative, Schnelligkeit des 
Entschlusses, Energie und Verschwiegenheit 

So ergah sich von selbst, daß man im Reiche und in 
den Vereinigten Staaten die Vertretung dem Kaiser und dem 
Präsidenten übertrug. 

Weder der Souverän des Reichs noch der der Vereinigten 
Staaten wird demgemäß Dritten gegenüber irgendwie existent, 
sondern der Kaiser und der Präsident sind wie sonst vielfach, 
so auch hier die verfassungsmäßig berufenen Organe ihres 
Staates. 

Neben der völkerrechthchen Vertretung haben sie auch 
die staatsrechtliche und die privatrechtliche Vertretung wahr- 
zunehmen. Nicht bloß dem Auslande gegenüber werden sie 
im Namen ihrer Staaten tätig, auch gegenüber den Einzel- 
staaten und einzelnen Privatpersonen — hier besonders in 
Vertretung des Reichsfiskus bezw. der Staatskasse — ver- 
treten sie das Staatsinteresse in Person oder durch bevoll- 
mächtigte Stellvertreter. 

B. Vertretung gegenüber dem Auslande. 
„Der Kaiser hat das Reich völkerrechtlich zu vertreten."*) 
Kraft eigenen, nicht kraft übertragenen Rechts hat er im Namen 
des Reichs die auswärtigen Interessen desselben zu wahren. 
Er ist der ständige und zugleich einzige Vertreter des Reichs 
gegenüber ausländischen Staaten, er allein ist zuständig, den 
internationalen Verkehr der Reichsregierung zu vermitteln. 

•) Art, 11. 
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Weiterhin zählt Artikel 11 der Reicbsverfassung die Uanpt- 
befugnisse des Kaisers auf, die ihm aus sranem Recht, das 
Reich vöIkerrechtUch zu vertreten, entspringen, nSnüich .Im 
Namen des Reichs Krieg zu erklären und Frieden zu sddießen, 
Bfindnisse und andere Verträge mit fremden Staaten einzu- 
gehen, Gesandte zu beruhigen und zu empfangen." 

Die Verfassung der Vereinigten Staaten enthält nicht, wie 
die Verfassung des Deutschen Reichs, eine Bestinunung, wo- 
nach dem Präsidenten allgemein das Recht der völkerrechUlcben 
Vertretung der Union übertragen wird, tatsächlich eigibt es 
sich aber aus den einzelnen Befugnissen, die ihm von der 
Verfassung zugestanden werden. 

Andererseits ist schon hier festzustellen, daß der Präsi- 
dent nicht, wie der Deutsche Kaiser, in allen Beziehungen der 
atl^nige Vertreter der Staatsgewalt gegenüber dem Ausland 
ist, — das Recht, Verträge zu schließen steht ihm nicht allein, 
sondern nur unter der Zustimmung von -,3 der anwesenden 
Senatoren zu, und diese Mitwirkung des Senats kommt nicht 
bloß materiell, sondern auch formell in der RatifikationsurkuDde 
über den Vertrag zum Ausdruck.*) 

Weder der Reichstag, noch das Repräsentantenhaus hat 
einen Einfluß auf das Verhalten der Bundesregierung gegen- 
über dem Ausland eingeräumt erhalten. Ihre Beschlüsse in 
dieserHinsichtsmd staatsrechtlich ohne Bedeutung. Anderer- 
seits ist anzuerkennen, daß die Regierung verpflichtet ist, bei 
einer Interpellation über den Stand der auswärtigen Angelegen- 
heiten Bericht zu erstatten, soweit nicht einer Veröffentlichung 
gewichtige Bedenken entgegenstehen. 

Vertreter des Kaisers auswärtigen Staaten gegenüber ist 
kraft seiner allgemeinen Vollmacht der Reichskanzler; ihm ist 

•) a. u. S. 123. 
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das auswärtige Amt unterstellt, dem die Instruktion der 
Gesandten und Konsuln des Reichs obliegt. Auch in den 
Vereinigten Staaten ist der erste Beamte des Präsidenten, der 
Secretary of State, wegen der Wichtigkeit der Materie mit der 
Wahrnehmung der auswärtigen Angelegenheiten betraut, ja 
dieser leitet tatsächlich die ganze auswärtige Politik, da der 
Präsident selbst durch andere Staatsgeschäfte meist völlig in 
Anspruch genommen ist.*) 

Kaiser und Präsident haben das Recht, Gesandte zu 
beglaubigen und zu empfangen. Während die Reichsverfassung 
es dem Kaiser ausdrücklich erteilt, gibt die Verfassung der 
Vereinigten Staaten dem Präsidenten nur das Recht, . Bot- 
schafter und andere diplomatische Vertreter zu empfangen.**) 
Seine Befugnis, den Gesandten der Union die Beglaubigungs- 
schreiben zu erteilen, ergibt sich aus seinem allgemeinen 
Recht' als Vertreter der Vereinigten Staaten. 

Beide, Kaiser und Präsident, üben also das aktive und 
passive Gesandtschaftsrecht und alle Befugnisse, die sich 
hieraus ergeben. So eröffnen sie den diplomatischen Verkehr 
mit einem fremden Staate und anerkennen ihn dadurch, daß 
sie Gesandte bei ihm beglaubigen und seine Vertreter emp- 
fangen. Ihnen überreichen die fremden Gesandten die Be- 
glaubigungsschreiben, und sie haben das Recht, sich zu weigern, 
einen bestimmten Vertreter zu empfangen, sie können einem 



•) Daa „Department of State", dem der Staatssekretär vorsteht, 
ist das wichtigste aller Departements. Es hat auSer der Wahraehmung 
der auswärtigen Angelegenheiten noch fQr die Aufbewahrung der Akten 
des Kongresses und für die Bekanntmachung von Gesetzen zu sorgen. 
Außerdem ist der Staatssekretär der Verwahrer des Siegels der Ver- 
einigten Staaten. 

•*) Art. n, Sect. 3: he shall receive Ambassadors and otber public 
Ministers. 
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akkreditierten Vertreter seinen Paß zuschicken und verlangen, 
daß ein mißliebiger Vertreter von seiner Regierung zurück- 
berufen wird, u. dgl. m. 

Der Präsident ist, im Gegensatze zum Kaiser, nicht frei in 
der Ernennung der auswärtigen Vertreter, vielmehr darf er 
sie nur „unter und mit der Zustimmung" des Senate an- 
stellen.*) Da nun der Senat seine Einwilligung in geheimer 
Sitzung erteilt und aus dem Beglaubigungsschreiben nicht 
hervorgeht, daß sie gegeben ist, so hat dies zur Folge, daß 
ein von der Regierung gesandter diplomatischer Vertreter 
stets kompetent zur Erledigung aller in sein Amt fallenden 
Geschäfte ist Die fremde Regierung, bei der er beglaubigt 
ist, hat nicht die Pflicht noch auch nur die Möglichkeit zu 
untersuchen, ob seine Ernennung verfassungsgemäß geschah. 

In den Vereinigten Staaten haben die Einzelstaaten nicht 
das Recht, diplomatische Vertreter zu bestellen oder anzunehmen; 
anders im Deutschen Reich, wo den einzelnen Bundesgliedem 
nicht das Recht genommen ist, Gesandte zu beglaubigen und 
zu empfangen. Natürlich kann es sich für sie nur um den 
völkerrechtlichen Verkehr mit solchen Regierungen handeln, 
die das Reich anerkennt, und mit denen es den diplomatischen 
Verkehr nicht abgebrochen hat Jedenfalls hat der Kaiser, 
wenn auch nicht, das Recht, die Gesandten der einzelnen 
Bundesstaaten zu beaufsichtigen, so doch Sorge zu tragen, daß 
sie stets nur im Sinne der Reichspolitik tätig sind. Die bay- 
rischen Gesandten sind insofern bevorrechtigt, als sie die 
Reichsgesandten in Verhinderungsfällen vertreten sollen.**) 
Die Vertretung eines Reichsgesandten darf nämlich nicht unter 

•) s. 0. S. 78. 
**) SchluBprotokoH zum Vertrag mit Bayern vom 23. Nov. 1870 

Art. vn. 
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Umgehung des bayrischen Gesandten dem Gesandten eines 
anderen deutschen Staates Übertragen werden. Nichts hindert 
jedoch den Kaiser, an Stelle des verhinderten Gesandten, ein 
anderes Mitglied der Reichsgesandtschaft zu bevollmächtigen. 

„Das gesammte Konsulatwesen des Deutschen Reichs 
steht unter der Aufsicht des Kaisers, welcher die Konsuln, 
nach Vernehmung des Ausschusses des Bundesrathes für Handel 
und Verkehr, anstellt."*) Die Mitwirkung des Bundesrats ist, 
wie wir bereits sahen, rein gutachtlicher Natur, 

Der Präsident kann auch die Bundeskonsuln nur mit 
Zustimmung des Senats anstellen. 

Wie sich aus obiger Vorschrift der Reichsverfassung er- 
gibt, ist den Einzelstaaten das Recht genommen, seihst Konsuln 
anzustellen, behalten haben sie aber das Recht, auswärtige 
Konsuln bei sich zu empfangen und für ihr ganzes Gebiet 
mit dem Exequatur zu versehen.**) Andererseits kann der 
Kaiser fremden Konsuln das Exequatur für das ganze Reich 
oder für einen einzelnen Bundesstaat erteUen, dann bedürfen 
sie nicht mehr der Zulassung bei dem einzelnen Staat In 
der Union hat der Präsident allein das Recht, das Exequatur 
zu erteilen. 

VL Staatsverträge. 

Wohl die wichtigste Befugnis, die aus dem Recht der 
völkerrechtlichen Vertretung entspringt, ist das Recht, Bünd- 
nisse und andere Verträge mit fremden Staaten abzuschließen. 
Bei der großen völkerrechtlichen und staatsrechtlichen Be- 
deutung, die solchen Verträgen zukommt, bei den Kompli- 
liationen und Konflikten, die sie in sich bergen können, sind 
die Verfassungen des Reichs und der Union darauf bedacht. 



•) Art. Ö6. — ••) Schluflprotokoll Art. Xn. 
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die Stellung des Kaisers und des Präsidenten weniger selb- 
ständig zu gestalten, indem sie dem Bundesrat bezw. dein 
Senat eine Mitwirkung einräumen. 

Bei dem Abschlüsse eines Vertrags oder Bündnisses sind 
zu unterscheiden: 

1. Die Vorverhandlungen mit einem auswärtigen Staat, 
die ihren Abschluß finden durch die Fixierung des Vertrags- 
Inhalts {Punktation). 

2. Die Ratifikation, d. i. die Unterzeichnung der Ver- 
tragsurkunde bezw. bei mehreren Schriftstücken die Aus- 
wechslung der mit dem Staatssiegel versehenen und unter- 
zeichneten Urkunde durch die zur völkerrechtlichen Vertretung 
berufenen Organe. 

Die Reichsvertassung*) spricht dem Kaiser das Recht 
zu: „Bündnisse und andere Verträge mit fremden Staaten 
einzugehen." Dem Kaiser ist als Organ des Reichs staats- 
rechtlich die Befugnis erteilt, das Reich durch Verträge völker- 
rechtlich zu verpflichten. Damit ist ihm das Recht gegeben, 
die hierzu nötigen Verhandlungen zu leiten und die erforder- 
lichen Beamten zu ernennen, zu beglaubigen und zu instruieren. 
Jedoch sollen zu Verhandlungen über Handels- und Schiff- 
fahrtsverträge mit Österreich und der Schweiz**), und zum 
Abschluß von Post- und Telegraphenverträgen mit außer- 
deutschen Staaten **^ die angrenzenden Bundesstaaten zu- 
gezogen werden. In allen Fällen hat der Kaiser das Recht 
der Initiative, er kann Verhandlungen anknüpfen und sie nach 



*) Art. 11, Abs. 1. 

") Schlußprotokoll (Nr. 8) zu Art. 8, § 6 des Zoll- nnd Handels- 
vereinsvertrags v. 8. Juli 1867. 

'") Art 11 des SeUuflprotokolls zum Vertrag betr. den Beitritt 
Bayerns zur Verfassung des Deutschen Bundes v. 23. Nov. 1870. 



^yGoot^le 



— 117 - 

eigenem Gutdünken abbrechen. In keiner Weise trifft den 
Kaiser verfassungsmäßig eine Verpflichtung, irgendwie auf 
Beschlüsse des Bundesrats oder auf Interpellationen oder 
Anträge des Reichstags, die die Anknüpfung oder Einstellung 
gewisser Verhandlungen mit auswärtigen Regierungen be- 
zwecken, einzugehen. Völkerrechtlich perfekt werden die 
Staatsverträge durch die formell gültig erklärte Zustimmung 
des Kaisers. 

Die Reichsverfassung unterscheidet zweierlei Arten von 
Verträgen nach ihrem Inhalt: 

1. Verträge, die sich auf Gegenstände der Reichsgesetz- 
gebung nach Art. 4 beziehen; 

2. solche, die nicht zur Gesetzgebungskompetenz des 
Reichs gehören. 

A. Betrachten wir zuerst die erste Art von Verträgen: 
„Insoweit die Verträge mit fremden Staaten sich auf solche 
Gegenstände beziehen, welche nach Art 4 in den Bereich der 
Reichsgesetzgebung gehören, ist zu ihrem Abschluß die Zu- 
stimmung des Bundesrathes und zu ihrer Gültigkeit die Ge- 
nehmigung des Reichstages erforderlich."*) 

Durch diese Bestimmung wird nicht die völkerrecht- 
liche Legitimation des Kaisers, Verträge mit fremden Staaten 
abzuschließen, beschränkt. Völkerrechtlich ist jeder Vertrag 
gültig, den der Kaiser innerhalb der Reichsverfassung eingeht, 
auch wenn er ihn abschließt und ratifiziert, ohne die Ge- 
nehmigung des Bundesrats eingeholt zu haben. Durch einen 
solchen Vertrag ist das Reich wie der mitkontrahierende 
Staat berechtigt und gebunden, und letzterer hat weder das 
Recht noch die Pflicht zu prüfen, ob der Kaiser mit der Zu- 

•) Art, 11, Abs. 3. 
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Stimmung des Bundesrats den Vertrag abschloß. Nicht ein- 
mal die Gegenzeichnung des Reichskanzlers ist zur völker- 
rechtlichen GtUtigkeit notwendig. F&r den auswärtigen Staat 
gilt nur die Bestimmung des Art 11, Abs. 1, die den Kaiser 
zur Eingehung von Bündnissen und StaatsvertrSgen legiti- 
miert — Art, 11, Abs. 3 bezieht sich überhaupt nicht auf 
die völkerrechtliche Seite dieser besonderen Art von Ver- 
trägen, sondern auf ihre staatsrechtliche Wirksamkeit 
Versichert sich der Kaiser bei ihrem Abschluß nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates, so verstößt er gegen die Ver- 
fassung; das Reich ist gebunden, aber nur durch eine Ver- 
fassungsverletzung, die sich der Kaiser hat zuschulden kommen 
lassen. In der Praxis wird regelmäßig die Genehmigung des 
Bundesrats &chon bei der Eröffnung der Vertragsverhandlungen 
eingeholt Hiermit ist aber die Zustimmung des Bundesrats 
noch nicht erteilt, die die Verfassung zum Abschluß des 
Vertrags erfordert. Diese erteilt der Bundesrat kurz vor dem 
endgültigen Vertragsschtuß, und zwar bedingt für den Fall 
der Ratifikation. 

Neben dem Abschluß unter der Zustimmung des Bundes- 
rats fordert die Reichsverfassung zur Gültigkeit solcher Ver- 
träge noch die Genehmigung des Reichstags. 

Da diese Verträge in die Reichsgesetzgebungskompetenz 
fallen, so soll ihr Inhalt für Behörden und Untertanen nur 
gelten, wenn die Volksvertretung ihn genehmigt hat Durch 
den Staatsvertrag selbst, auch wenn er mit Zustimmung des 
Bundesrats geschlossen wurde, entsteht für das Volk noch 
keinerlei Gebundenheit, nur das Reich ist gegenüber dem mit- 
kontrahierenden Staat verpflichtet In dieser Verpflichtung 
liegt aber die Pflicht für das Reich, Behörden und Staats- 
bürger an die Vertragsbestimmungen zu binden. Nach erteilter 
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Genehmigung des Reichstags erfolgt daher die Publikation 
des Vertrags im Reichsgesetzblatt. 

In jedem Fall wird sich der Kaiser vor dem Abschluß 
der Genehmigung des Reichstags versichern müssen, um das 
Reich nicht der Gefahr auszusetzen, seinen Verpflichtungen 
nicht nachkommen zu können, weil etwa der Reichstag seine 
nachträgliche Genehmigung versagt. Wie die Zustimmung 
des Bundesrats wird also auch die Genehmigung des Reichs- 
tags bedingt fQr den Fall des Abschlusses des Vertrages er- 
teilt. Es entsteht nun die Frage, wie sich der Kaiser bei 
Verträgen verhalten soll, deren vorläufige Geheimhaltung nötig 
ist Hier wird er bezw. seine Beamten sich notgedrungen 
mit den leitenden Männern der verschiedenen politischen 
Hauptparteien im Reichstag in Verbindung setzen und sich 
ihrer Zustimmung versichern müssen, um sicher zu sein, daß 
der Vertrag nach seinem völkerrechtlichen Abschluß auch die 
staatsrechtliche Gültigkeit durch die Genehmigung des Reichs- 
tags erlangt. 

Im übrigen ist festzustellen, daß Art 11, Abs. 3 insofern 
falsch gefaßt ist, als die Zustimmung der gesetzgebenden 
Organe jedenfalls nicht bloß bei Verträgen nötig ist, deren 
Gegenstände nach Art. 4 in den Bereich der Reichsgesetz- 
gebung gehören, sondern Oberhaupt bei allen Materien, die 
nach irgend einer Vorschrift der Verfassung der Reichsgesetz- 
gebung unterliegen. Andererseits ist die Zustimmung von 
Bundesrat und Reichstag nicht nötig bei Gegenständen, die 
zwar der Reichsgesetzgebungskompetenz angehören , deren 
Regelung aber durch kaiserliche Verordnung geschehen soll. 

Enthält ein Vertrag eine Verfassungsänderung oder eine 
Änderung von Vorschriften der Reichsverfassung, durch die 
bestimmte Rechte eines Bundesstaates in dessen Verhältnis 
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zur Gesamtheit festgestellt sind, so treten die ersdiwerenden 
Bedingungen des Art 78 ein. In letzterem Falle muß sich 
also der Kaiser vor der Ratifikation außer der qualifizierten 
Zustimmung des Bundesrats noch der Einwilligung des be- 
tretenden Bundesstaates versichern. 

B. Staatsverträge, deren Gegenstände nicht zur Ge- 
setzgebungskompetenz des Reichs gehören und Bündnisse 
(AllianzvertrSge) kommen zustande durch die kaiserliche Rati- 
fikation, ohne daS staatsrechtlich ein anderes Organ bei 
oder vor dem Abschluß mitzuwirken hätte. Dies gilt auch 
fQr Friedensverträge; machen sich aber Gesetzesvorlagen not> 
wendig, so genügt die nachträgliche Mitwirkung des Bundes- 
rats und Reichstags zum Erlaß der Ausführungsgesetze.') 

Bei diesen Verträgen tritt die Gebundenheit von Behörden 
und Untertanen, wenn diese überhaupt zur Ausführung des 
Vertrags notwendig sein sollte, ebenfalls erst durch ihre ord- 
nungsmäßige Publikation im Reichsgesetzblatt in der Form der 
kaiserlichen Verordnung ein. 

Nach der Verfassung der Vereinigten Staaten hat 
der Präsident das Recht, unter und mit dem Beirat und der 
Zustimmung des Senats Verträge zu schließen, vorausgesetzt, 
daß ^/s der anwesenden Senatoren dafür stimmen.**) 

Wie bereits bemerkt worden ist, ist dem Präsidenten eben- 
so wie dem Kaiser das Recht der völkerrechtlichen Vertre- 
tung der Union zuzuerkennen. Daraus ergibt sich ohne wei- 
teres, daß nur er berechtigt sein kann, mit fremden Staaten in 
Verhandlungen einzutreten. Er allein besitzt das Recht der Ini- 

*) So wurde es beim Friedensschlüsse mit Frankreich iro Jahre 
1871 gehandhabt. 

*•) Art. n, Sect. 2: He shall have Power, by and with the Advice 
and Consent of the Senate, to make TreaUes, provided two thirda of 
the Senators present concur. 
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liative; einer Anregung des Senates, des Repräsentantenhauses 
oder auch des Kongresses als solchen in Verhandlungen mit 
fremden Staaten zum Zwecke eines Vertragsabschlusses ein- 
zutreten, braucht er in keiner Weise nachzukommen. Anderer- 
seits kann er auch jederzeit Verhandlungen abbrechen. Soweit 
stimmen alle seine Befugnisse mit denen des Kaisers fiberein. 

Nun bestimmt die Verfassung, daß er nur mit Zustimmung 
des Senats Verträge abschließen darf. Unter „treaties" sind 
Verträge und Bündnisse jeder Art zu verstehen,*) mögen sie 
in die Oesetzgebungskompetenz des Bundes fallen oder nicht, 
wenn sie nur nicht der Bundesverfassung zuwiderlaufen. 

Die Worte „unter und mit dem Beirat und der Zustimmung 
des Senates", die in der Bestimmung über die Ernennung von 
Bundesbeamten wiederkehren ,*^ werden hier anders als dort 
ausgelegt, indem beim Abschluß von Staatsverträgen dem 
Senat eine größere Mitwirkung zugestanden wird. Der Senat 
beschränkt sich nicht auf die bloße Genehmigung oder Ver- 
werfung des Vertrages, sondern nimmt auch für sich das 
Recht in Anspruch, die abgeschlossene Punktation zu amen- 
dieren. Die Folge ist, daß der Präsident sich öfters gezwungen 
sieht, den Senatoderbesser den zuständigen Ausschuß („Foreign 
Relations Committee"), der unter Ausschluß der Öffentlichkeit 
sitzt, von dem Stande der Verhandlungen auf dem Laufenden 
zu erhalten, wohl auch seinen Rat zu erbitten, — ohne sich 
natürlich dadurch irgendwie zu binden. 

Das Recht des Senats, Verträge zu genehmigen, ist anders 
geartet als das des Bundesrats. Während die Genehmigung 
des Bundesrats nur staatsrechtlich die Voraussetzung für deren 

■) Auch Friedensverträge fallen unter diesen Begriff, nicht aber 
bloSe Waffen Btill Blande , die abzuschließen allein dem Präsidenten als 
dem Oberbefehlshaber der gesamten Truppenmacht zusteht 
") s. o. S. 78. 
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Abschluß bildet, ist die Genehmigung des Senats Voraus- 
setzung ebenso für die völkerreehtUehe, wie für die staats- 
rechtliche Gültigkeit eines Staatsvertrages. Bis zur Genehmigung 
durch den Senat liegt also lediglich eine Punktaüon vor, und 
weder die Union noch der mitkontrahierende auswärtige Staat 
ist verpflichtet Dieser wird in allen Fällen prüfen müssen, 
ob die Genehmigung des Senats erfolgt ist- Erst wenn dies 
der Fall ist, tritt für beide Staaten die völkerrechtliche Ge- 
bundenheit ein. — Außer der völkerrechtlichen erlangt der 
Vertrag auch die staatsrechtliche Gültigkeit durch die Ge- 
nehmigung des Senats und zwar gilt das Prinzip: Der Staats- 
vertrag ist als Bolcher mit seinem Abschluß sofort bindendes 
Gesetz, er ist wie die Verfassung selbst und jedes Bundes- 
gesetz das „oberste Gesetz des Landes".*) 

Dem Repräsentantenhaus ist keinerlei Mitwirkung — etwa 
wie dem Reichstag, ein Recht der Genehmigung — ©in- 
geräumt Machen sich in Ausführung des Vertrages gesetz- 
geberische Maßnahmen, z. B. Geldbewilligungen, nötig, so ist 
das Haus verpfUchtet, seine Genehmigung zu einem dies- 
bezüglichen Gesetz zu erteilen; eine Weigerung wäre ebenso 
verfassungswidrig, wie es etwa die Verweigerung des Präsi- 
dentengehaltes sein würde. 

*) Art. VI: This Constitution, and the Lawa ot the United Statee 
whlch shall be made in Pursuance thereot; and all Treaties made, or 
which shaU be made, under the Authority of the United States, shall 
be the supreme Law ol the Land; aad the Judges in every State shall 
be bound thereby, any Thing In the Constitution or Laws of any State 
to the Contrary notwithstanding. — Aus der Bestimmung, daß die 
lUchtereinesjedenStaateadurcheinenStaatsvertraggebunden sein sollen, 
auch wenn dieser mit der Verfassung und den Gesetzen eines Einzel- 
staates im Widerspruch steht, folgt, daS die Union durch Staatsverträge 
einzelne Vorschriften der Verfassung und der Gesetze der Einzel- 
staaten aufheben kann. 
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Der Qrimdsatz, daß im Reich die Zustimmung des Bundes- 
rats zum v&llcerrechtlichen Abschluß eines Vertrags nicht 
erforderlich ist, während in der nordamerikanischen Union 
die Zustimmung des Senats ein Essentiale seines Zustande- 
kommens bedeutet, kommt in dem Wortlaut der Ratifikations- 
urkunde zum Ausdnicli. Ein gutes Beispiel liierfür ist der 
Vertrag des Norddeutschen Bundes mit den Vereinigten Staaten 
Qber die Staatsangehörigkeit vom 22. Februar 1868, wo es 
heißt: „Der gegenwärtige Vertrag soll ratifiziert werden von 
Seiner Majestät dem Könige von Preußen im Namen des 
Norddeutschen Bundes und von dem Präsidenten unter und 
mit Genehmigung des Senats der Vereinigten Staaten." 

Die Wirksamkeit eines Staatsvertrages für Behörden und 
Untertanen eines Staates tritt erst ein, wenn er ihnen ge- 
hörig zur Kenntnis gebracht worden ist. 

Im Reich gescliieht seine Publikation im Reichsgesetz- 
blatt und zwar, nach preußischem Vorbild, in der Form einer 
einfachen Mitteilung des Wortlauts des Vertrags, wie er 
ratifiziert wurde, ohne Hinzutügung des Wortlauts der Rati- 
fikationsurkunde. Man begnügt sich mit der einfachen Notiz, 
daß die Ratifikation erfolgt ist; wo, und vor allem, wann dies 
geschah, wird nicht gesagt, ebenso fehlt die Unterschrift des 
Kaisers, wie auch die Gegenzeichnung des Reichskanzlers. 

In der Union erfolgt die Verkündigung von Verträgen, 
soweit dieselben eine Gebundenheit des Volkes erfordern, 
durch eine Proklamation des Präsidenten.*) 

Ginfluß der Staatsverträge auf bestehende Gesetze. 

Im Reich ist eine Kollision zwischen Staatsvertrag und 

Reichsgesetz ausgeschlossen. Denn Staatsverträge, die Gegen- 

•) 8. o. S. 72. 
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stände behandeln, die in die Gesetzgebungslcompetenz des 
Reichs fallen, bedürfen zu ihrer staatsrechtUchen Gültigkeit 
der Zustimmung der gesetzgebenden Organe des Reichs und 
werden dadurch selbst zum Reichsgesetz. Umgeliehrt steht 
nichts im Wege, einen Staatsvertrag durch Reichsgesetz al>- 
zuändern oder ihn ganz illusorisch zu machen. Der Kaiser 
als solcher steht dem machtlos gegenüber. Nur als König 
von Preußen könnte er im Bundesrat das Zustandekommen 
eines solchen Gesetzes zu hindern suchen. 

In den Vereinigten Staaten ist geltendes Verfassungs- 
recht, daß das Vertragsrecht des Präsidenten unter Mit- 
wirkung des Senats dem Gesetzgebungsrecht des Kongresses 
völlig koordiniert ist. Es gilt hier der Grundsatz: „Lex 
posterior derogat priori." Ein Gesetz kann durch Staatsver- 
trag, ein Staatsvertrag durch Gesetz ganz oder teilweise auf- 
gehoben werden. Der Präsident kann also mit ^/s Mehrheit 
der anwesenden Senatoren jederzeit ein Bundesgesetz — mag 
es sogar mit '^/s Mehrheit im Kongreß angenommen worden 
sein, — durch Staatsvertrag aufheben. Andererseits steht 
dem Präsidenten gegenüber einem Gesetz, das einen Staats- 
vertrag aufheben würde, als einziges Mittel nur sein so- 
genanntes Vetorecht zu Gebote. 

Kündigung. 
Die „Kündigung" eines Staatsvertrags ist eine einseitige 
völkerrechtliche Willenserklärung und hat die Aufhebung 
desselben zur Folge. Der Kaiser und der Präsident haben 
als die völkerrechtlichen Vertreter allein das Recht, einen 
Vertrag zu kündigen. Eine Mitwirkung der gesetzgebenden 
Organe ist nicht wie beim Abschluß erforderlich. Von der 
Kündigung zu unterscheiden ist die schon berührte Aufhebung 
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eines Vertrags durch einen Akt der Gesetzgebung, durch eine 
lex posterior. Durch sie wird dem Vertrag die staatsrecht- 
liche Gültigkeit genommen und dadurch auch seine völker- 
rechtliche Gültigkeit zwar nicht aufgehoben, aber doch illu- 
sorisch gemacht In der Regel wird die Kündigung dieser 
indirekten Aufhebung voraufgehen oder nachfolgen, aber 
auch ohne eine solche ist die Kündigung stets möglich und 
aus gutem Grund, denn es können jederzeit internationale 
Komplikationen eintreten, die die sofortige Kündigung eines 
Vertrags notwendig machen. 

Wir sehen: Der Kaiser ist in mancher Hinsicht freier 
und unabhängiger als der Präsident der Vereinigten Staaten 
gestellt. Es lassen sich hierfür verschiedene Gründe an- 
führen: 

1. Der Präsident Ist ein Bürger, der auf verhältnismäßig 
kurze Zeit an die Spitze eines mächtigen Bundesstaates be- 
rufen worden ist. Es wäre kaum rätlich gewesen, ihm ein 
nach irgend einer Seite hin selbständiges Vertragsschlußrecht 
einzuräumen. Es spielen hier dieselben Gründe eine Rolle, 
die auch bei der Verfassungsbestimmung maßgebend waren, 
wonach Bundesbeamten ohne Zustimmung des Kongresses die 
Annahme irgendwelcher Vorteile von fremden Regierungen 
untersagt ist*) Der Präsident soll nicht in Versuchung kom- 
men für persönliche Vorteile wichtige Interessen seines Staates 
freizugeben. Dagegen konnte natürlich das Recht, Verträge 
zu schließen, dem Kaiser ohne irgendwelche ähnliche Bedenken 
eingeräumt werden; sein Wohl, das Wohl seines Hauses, ist 
60 eng mit der Machtstellung des Reichs verknüpft, daß er 
sicherlich nur dem Reiche förderliche Verträge eingehen wird. 
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2. Man wollte verhüten, dafi mit jedem Präsidenten- 
wechsel .eine Umwälzung in der auswärtigen Politik eintrete. 
Diese Stetigkeit in den auswärtigen Angelegenheiten suchte 
man auf Kosten der Initiative, der Elastizität, dadurch zu er- 
reichen, da6 der Abschluß eines Vertrags von der Genehmigung 
des Senats abhängig gemacht wurde. Im übrigen läßt sich 
nicht leugnen, dafi die Mitwirkung des Senats ihre Nachteile 
bat, ja dafi nicht einmal das erreicht wird, was man anstrebt 
Denn das Parteir^ment im Senat kann doch jede Stetigkeit 
zugunsten einer einseitigen ParteipoUtik unmöglich machen. 
Andererseits liegt gerade oft in der Ener^e, der Schnellig- 
keit, mit der ein Vertrag, ein Bündnis, abgeschlossen wird, 
das Geheimnis einer erfolgreichen auswärtigen Politik. 

Was ursprünglich als unbedingtes Erfordernis angesehen 
wurde, muß heute bei der engen Berührung, m die die Ver- 
einigten Staaten zumal mit Europa getreten sind, als Hemmnis 
empfunden werden. Die Tendenz wird m Zukunft dahin 
gehen, dem Präsidenten beim Vertragsschluß mit fremden 
Staaten un Rahmen der Verfassung möglichst freie Hand zu 
lassen. 

VU. Erwerb neuer Gebiete. 

Weder die Verfassung des Deutschen Reichs, noch die 
der Vereinigten Staaten enthält eine Bestimmung über den 
Erwerb neuer Gebiete. Dies ist auch nicht nötig, denn das 
Recht hierzu ei^bt sich aus dem Recht jedes Staates, Krieg 
zu führen und Verträge zu schließen. 

Der Erwerb kann auf zweierlei Arten vor sich gehen: 
durch Okkupation von Gebieten, auf die ein völkerrechtlich 
anerkannter Staat keinen Anspruch erhebt, oder durch Ver- 
trag mit einem auswärtigen Staat. 
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I, Im Reich hat der Kaiser, kraft seines Rechts, das 
Reich völkerrechtlich zu vertreten, auch allein das Recht, im 
Namen des Reichs durch Okkupation neue Lande in Besitz 
zu nehmen. Durch diesen einseitigen Akt der Besitzergreifung 
kommen diese Gebiete unter die absolute, konstitutionell nicht 
beschränlrte Hoheitsgewalt des Reichs, sie werden völker- 
rechtlich Bestandteile desselben, staaterechtlich sind sie 
nicht „Bundesgebiet", nicht Teil des Reichs, sondern Ausland. 
Auf diese Art ist dem Reich ein Teil der Kolonien erworben 
worden, einen anderen gewann es durch Verträge mit den 
einheimischen Gewalthabern oder mit fremden Mächten. 

Die Kolonien des Reichs heißen Schutzgebiete, sie stehen 
unter der Schutzgewalt, der Staatsgewalt des Deutschen 
Reichs. Der Kaiser allein hat das Recht zur Ausübung dieser 
Gewalt, ohne jede Mitwirkung von Bundesrat und Reichstag, 
und zwar auch hier in seiner Eigenschaft als völkerrecht- 
licher Vertreter des Reichs gegenüber dem staatsrechtlichen 
Ausland. In diesem Sinne bestimmt auch das Gesetz vom 
17. April 1886: „Die Schutzgewalt in den Deutschen Schutz- 
gebieten übt der Kaiser im Namen des Deutschen Reichs aus." 
Es steht dem Kaiser frei, die Ausübung der Hoheits- 
rechte unter Vorbehalt der kaiserlichen Aufsicht weiter zu 
delegieren. Dies geschah z. B. durch Erteilung von Schutz- 
briefen an die Deutsch -Ostafrikanische Gesellschaft und an 
die Neu -Guinea Kompanie. Aber schon nach einiger Zeit 
übernahm das Reich wieder die ausschließliche Regierung, 
so daB heute alle deutschen Kolonien den Charakter von Kron- 
schutzgebieten haben. 

Die Kolonien unterstehen der Kolonialabteilung des Aus- 
wärtigen Amtes. Höchste Regierungsorgane sind: der kaiser- 
liche Gouverneur und die Landeshauptleute. 
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Das Recht des Kaisers zur Ausübung der Schutzgewalt 
im Namen des Reichs enthält auch das unbeschränlite Recht 
der Gesetzgebung, das er durch Erlaß von kaiserlichen Ver- 
ordnungen ausübt, — natürlich stets unter Gegenzeichnung 
des Reichskanzlers, denn die Bestimmung in Art. 17 der 
Reichsverfassung ist eine allgememe Beschränkung der kaiser- 
lichen Befugniase. 

Dies Recht des Kaisers hat aber bedeutende Einschrän- 
kungen erfahren. Ganz entzogen ist ihm das bürgerliche 
Recht, das Strafrecht, das gerichtliche Verfahren mit der 
Gerichtsverfassung; für alle diese Materien ist das Konsular- 
gerichtsbarkeitsgesetz vom 10. Juli 1879 maßgebend. Dar- 
nach steht dem Kaiser hier nur das Recht zu, durch kaiser- 
liche Verordnung zu bestimmen, wann dieses Gesetz in den 
Schutzgebieten eingeftlhrt werden soll. Im übrigen ist dem 
Kaiser immerhin ein weitgehendes Recht der Abänderung 
dieses Gesetzes und eine Ausdehnung desselben auf andere 
Personen eingeräumt, und es steht ihm und neben ihm dem 
Reichskanzler und den richterlichen Beamten das Recht zu, 
innerhalb bestimmter Grenzen Strafverordnungen zu erlassen. 

Ein Reichsgesetz hat natürlich zu ergehen, wenn es 
sich um eine Belastung des Reichs zugunsten der Kolonien 
durch Aufnahme einer Anleihe handelt. Außei-dem werden 
jährlich die Etats für die Schutzgebiete durch Reichsgesetz 
festgestellt 

Infolge dieser mannigfachen Beschränkungen ergibt sich, 
daß die Ausübung der Schutzgewalt durch den Kaiser eine 
absolute allein auf dem Gebiete der Landesverwaltung, der 
Polizei und der Finanzwirtschaft ist 

Der Kaiser ist natürlich oberster Kriegsherr der Schutz- 
truppen. Er ist Oberbefehlshaber und ernennt die Offiziere. 
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In den Vereinigten Staaten hat ebenfalls nur der 
Präsident als der völkerrechtliche Vertreter der Union das 
Recht, neue Gebiete in Besitz zu nehmen. Dadurch werden 
sie völkerrechtlich Teile der Vereinigten Staaten, nicht staats- 
rechtlich, und der Präsident hat also allein und unbeschränkt 
das Recht, die Bundesgewalt auszuüben. Diese Stellung neu- 
erworbener Gebiete zu der Union war bisher in allen Fällen 
nur ein Ubergangsstadium: es widersteht der Legislative 
und dem Volk als ganzem, dem Präsidenten ein solches Maß 
von Gewalt zu belassen. Daher erfolgt regelmäßig schon 
nach kurzer Zeit durch Akt des Kongresses die „Annection" 
der betreffenden Gebiete, wodurch sie nunmehr auch staats- 
rechtlich Teile der Vereinigten Staaten werden, so daß dem 
Präsident in ihnen fortan nicht mehr Gewalt zusteht, als er 
nach der Verfassung in den Territorien ausübt.*) 

II. Erwerb von Gebieten durch Staatsvertrag. 

Einem Staatsvertrag, der den Erwerb neuer Gebiete zum 
Gegenstand hat, können vorausgehen: 

1. friedliche Verhandlungen,") 

2. eine kriegerische Okkupation der betreffenden Länder. 
Dadurch wird keineswegs die Staatsgewalt des betroffenen 
Staates aufgehoben, sondern nur suspendiert, denn völker- 
rechthch und staatsrechtlich gehören ihm die besetzten Ge- 
biete noch an- Deshalb wird auch die okkupierende Macht 
nicht Träger der Staatsgewalt, sondern auf sie devolviert 
lediglich deren Ausübung an Stelle des depossedierten 
Staates. 

Wenn nun der Deutsche Kaiser oder der Präsident der 
Vereinigten Staaten im Namen ihrer Staaten als Oberbefehls- 

•) a. u. S. 134. — ") s. 0. S. 116. 
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haber fremde Gebiete militäriBch besetzen, 80 fällt die Aus- 
übung der suspendierten fremden Staatsgewalt dem Reich 
bezw. den Vereini^^n Staaten zu. Die Ausübung derselben 
im Namen des Reichs bezw. der Union steht dem Kaiser 
und dem Präsidenten als den Oberbefehlshabern und den 
völkerrechtlichen Vertretern ihrer Staaten zu, Sie sind völUg 
unbeschränkt hierin, in keiner Weise an die Mitwirkung etwa 
der gesetzgebenden Gewalt gebunden, ihre Verordnungen 
sind die Form der Gesetzgebung. 

Es steht ganz im Belieben der Oberbefehlshaber, diese 
Gewalt entweder selbst auszuüben oder deren Ausübung einer 
anderen Person zu delegieren. Dies wird regelmäßig da ge- 
schehen, wo mit einer militärischen Besetzung von längerer 
Dauer gerechnet wird, und wohl auch die Absicht obwaltet, 
die Abtretung des betreffenden Gebietes zu einer Bedingung 
für den Abschluß des Friedens zu machen. Von diesem 
Rechte machte der König von Preußen im August 1870 Ge- 
brauch. Er unterstellte das Elsaß der Verwaltung eines 
General-Gouverneurs, durch den „die Handhabung der Auto- 
rität der deutschen Mächte" ausschließlich nach seinen, des 
Bundesfeldherm, Instruktionen zu erfolgen hatte. Ebenso ist 
es schon mehrmals in den Vereinigten Staaten geschehen, 
daß der Präsident in militärisch besetzten Gebieten eine 
Militärregierung mit einem Militärgouverneur an der Spitze 
einsetzte. 

Das Ende einer militärischen Besetzung kann nun sein, 
daß die Gebiete wieder unter die Staatsgewalt ihres Staates 
kommen, oder daß sie dem siegenden Staat durch Vertrag 
endgültig abgetreten werden. Erst durch den Vertrag begibt 
sich der Staat seiner Rechte. Nicht bloß die Ausübung der 
Staatsgewalt, sondern diese selbst kommt nunmehr dem Sieger 
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zu: „Er besitzt fortan die betreffenden Gebiete mit voilem 
Souveränitäts- und Eigenthumsrecht"*) 

A. Das Reich. 

1. Wie oben des näheren ausgeführt wurde, erfolgen 
die Vorverhandlungen und der Abschluß jedes Staatsvertrages 
durch den Kaiser;") dies ^It natürlich auch für den Fall, daß 
in ihm die Abtretung gewisser Gebiete stipuliert wird. 

Durch die Abtretung werden die Gebiete völkerrechtlich 
Teile des Reichs, nicht staatsrechtlich. Der Kaiser allein hat 
die Ausübung der gesamten dem Reiche zustehenden Staats- 
gewalt Weder Bundesrat noch Reichstag konkurrieren mit 
ihm, als dem völkerrechtlichen Vertreter des Reichs. Die 
kaiserlichen Verordnungen sind die einzige Form der Gesetz- 
gebung. 

In diesem Verhältnis zum Reich stehen heute noch die 
Schutzgebiete, allerdings mit den Modifikationen, die schon 
erwähnt wurden. Dasselbe gilt von Elsaß -Lothringen in 
der Zeit vom 2. März 187i"*) bis zu der Inkorporation am 
9. Juni 1871. 

2. Durch die Vereinigung eines solchen völkerrechtlichen 
Bestandteils mit dem Reich wird er auch staatsrechtlich Teil 
desselben, er wird Bundesgebiet im Sinne der Verfassung. 

Das Reichsgesetz, durch das die Inkorporation erfolgt, 
kann sich nun darauf beschränken, lediglieh diese Vereinigung 
mit dem Reich auszusprechen; dann gilt. die Reichsverfassung 

•) Präliminarfrieden v. 26, Febr. 1871, durch den Elsaß-Lothringen 
an das Reich abgetreten wurde. 
"} H. 0. S. 116 ff. 

"•) d. i. der Zeitpunkt, wo die Ratifikation des Präliminarfriedens 
vom 2ß. Februar 1871 erfolgte, und die Souveränität auf das Reich 
überging. 
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ipBO jure als eingeführt. Bestimmt aber das Inkorporations- 
gesetz ausdrücklich, daß die Reichsverfassung erst von einem ge- 
wissen Zeitpunkt ab in Kraft treten solle, so ändert sich an 
der Stellung des Kaisers gegenüber dem nunmehr staats- 
rechtlichen Bestandteil des Reichs nichts Wesentliches, — sof em 
nicht besondere Vorschriften über die Ausübung der Staats- 
gewalt erlassen werden, nur daß jetzt der Kaiser die Staats- 
gewalt nicht mehr als völkerrechtlicher Vertreter des Reichs 
ausübt, solidem als Organ der Reichsregierung. 

In der Regel werden aber in einem Inkorporations- 
gesetz, wie dies bei Elsaß-Lothringen der FaU war, Be- 
stimmungen enthalten sein, die die Stellung des Kaisers zu 
dem erworbenen Gebiet präzisieren. So wurde ihm durch das 
Vereinigungsgesetz vom 9. Juni 1871 § 3 die Ausübung der 
Staatsgewalt in Elsaß -Lothringen übertragen. Es stand ihm 
also die volle Regierung ohne jegliche Konkurrenz von Bundes- 
rat und Reichstag zu. Sein vorher unbeschränktes Gesetz- 
gebungsrecht erfuhr insofern eine Begrenzung, als er bei 
dessen Ausübung an die Zustimmung des Bundesrats gebunden 
war: Gesetz war also die kaiserliche Verordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrats und unter Gegenzeichnung des 
Reichskanzlers. Jedenfalls blieb dem Kaiser das Recht der 
Sanktion, er besaß als Kaiser ein unbeschränktes Veto. 

Die Einführung der Reichsverfassung in ein neuerworbenes 
Gebiet zieht wiederum eine Änderung in der Stellung des 
Kaisers zu demselben nach sich. Der Kaiser verUert jeden- 
falls auf dem Gebiete der Reichsgesetzgebung sein Recht, 
Gesetze zu erlassen. Wie aber in den der Reichsgesetzgebung 
nicht unterliegenden Angelegenheiten des Reichs, wo also die 
einzehien Bundesstaaten noch die Gesetzgebungskompetenz 
besitzen? Hierin verbleibt dem Kaiser das Gesetzgebungs- 
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recht in seiner Eigenschaft als Organ des Subjektes der Reichs- 
gewalt, das zugleich Subjekt der Landesstaatsgewalt In solchen 
inkorporierten Gebieten Ist. In Elsaß -Lothringen war durch 
Gesetz vom 9. Juli 1871 auch für diese Materie des „Landes- 
rechts" das Recht der Gesetzgebung dem Reich, dem Bundes- 
rat und Reichstag zugesprochen, so daß also ein Sanküons- 
recht dem Kaiser nicht mehr zustand. 

Eine neue Änderung trat hierin durch das Reichsgesetz 
vom 2. Mai 1877 ein. Darnach sollen, außer auf dem Wege 
der Reichsgesetzgebung, Landesgesetze für Elsaß -Lothringen 
vom Kaiser unter Zustimmung des Bundesrats und des Landes- 
ausschusses für Elsaß -Lothringen*) erlassen werden können. 
Durch diese Bestimmung erhielt also der Kaiser sein ihm ge- 
nommenes Recht der Sanktion der elsaß-lothringlschen Landes- 
gesetze zurQck. Zugleich wurde dem Kaiser das Recht zu- 
gesprochen, den LandesausBchuß zu berufen, zu vertagen, zu 
schließen und aufzulösen. Voraussetzung für die Ausübung 
des Mandats für die Mitglieder des Landesausschusses ist die 
Ableistung eines Eides, in dem sie dem Kaiser Treue, der 
Verfassung Gehorsam geloben. 

Völlig umgestaltet wurde die Verwaltung in Elsaß-Loth- 
ringen durch das Gesetz betr. die Verfassung und Verwaltung 
Elsaß-Lothringens vom 4. Juli 1879, das seit dem 1. Oktober 
1879 in Kraft ist. Durch dieses Gesetz wurde eine besondere 
Landesregierung mit dem Sitz in Straßburg eingerichtet. Der 
Kaiser hat einen Statthalter über Elsaß-Lothringen zu ernennen. 
Mit seiner Ernennung gehen ipso jure auf ihn die Befugnisse 
des Reichskanzlers in elsaß-lothringischen Angelegenheiten 
und die dem Oberpräsidenten übertragenen Gewalten über. 

') Dieser war im Jahre 1874 vom Kaiser eingesetzt worden und 
zwar vorerst als beratendes Organ beim Erlaß von Gesetzen. 
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AuBerdem kann ihm der Kaiser die landesherrlichen Befug- 
nisse, die ihm kraft der Ausübung der Staatsgewalt in Elsaß- 
Lothringen zustehen, übertragen. Der Reichskanzler scheidet 
aus der Verwaltung Elsaß -Lothringens völlig aus, der Ober- 
präsident fällt überhaupt weg. In dem Statthalter erhält der 
Kaiser einmal einen unmittelbaren Vertreter — soweit er ihm 
die Ausübung von Landesstaatsgewalt durch kaiserliche Ver- 
ordnung zu übertragen für gut befindet — , dann aber einen 
vom Reichskanzler unabhängigen zweiten Reichsminister für 
elsaß- lothringische Angelegenheiten mit den früheren Befug- 
nissen des Reichskanzlers und des Oberpräsidenten. Neben 
dem Statthalter besteht ein Ministerium für Elsaß -Lothringen, 
dessen Mitglieder der Kaiser ebenfalls ernennt. 

B. Die Vereinigten Staaten. 
In den Vereinigten Staaten geschieht der Vertrags- 
abschluß durch den Präsidenten unter der Zustimmung des 
Senats.*) Durch den Vertrag wird das abgetretene Gebiet 
nicht bloß völkerrechtlich, sondern zugleich auch staatsrecht- 
lich Teil der Vereinigten Staaten. Ein besonderes Bundes- 
gesetz, das die Inkorporation auszusprechen hätte, ist also 
nicht wie im Reich erforderlich. Der Orund hierfür ist, daß 
die Reichsverfassung in Art. 1 die Staaten aufzählt, aus denen 
das Bundesgebiet besteht, so daß eine Erweiterung desselben 
nur durch Reichsgesetz erfolgen kann, während die Verfassung 
der Vereinigten Staaten nicht die einzelnen Staaten nennt. 
Neben den Staaten spricht die Verfassung auch von sog. 
Territorien, das sind solche Bestandteile der Union, die einem 
Einzelstaat nicht angehören, sondern unmittelbar unter der 
Hoheit und der Verfassung der Vereinigten Staaten stehen. 

•) 8. o. S. 120 fl. 1 . 
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Gebiete nun, die durch Akt des Kongresses annektiert, oder 
durch Staatsvertrag erworben wurden , werden unmittelbar 
durch den Erwerbungsakt „territory of the United States" 
und unterstehen damit sofort der Bundesverfassung. Der 
Kongreß ist zum Erlaß aller Gesetze kompetent, auch wenn 
sie Materien betreffen, deren Regelung sonst den Einzelstaaten 
aliein vorbehalten ist Das Recht des Kongresses hierzu folgt 
aus der Vorschrift der Verfassung, wonach der Kongreß das 
Recht hat, hinsichtlich der Territorien alle notwendigen Be- 
stimmungen und Maßnahmen zu erlassen.*) Der Präsident ist 
seinerseits nicht bloß in den Bundesangelegenheiten, sondern 
auch in solchen, die sonst der staatlichen Exekutive, dem 
Gouverneur, zufallen, Inhaber der Vollzugsgewalt. 

Bezüglich der Territorien gilt in Verfolg der Bestimmung 
der Verfassung, daß neue Staaten durch den Kongreß auf- 
genommen werden dürfen,**) der Grundsatz, sie baldmöglichst 
zur Aufnahme in die Union als „Staaten" geeignet zu machen. 
Sie erhalten daher schon früh eine eigene Verwaltung, die 
in ihrer höchsten Ausgestaltung aus einem gesetzgebenden 
Körper (zwei Kammern vom Volk gewählt) und aus dem 
Gouverneur als dem Haupte der Exekutive bestehen. Dieser 
ebenso wie die übrigen ersten Beamten werden vom Prä- 
sidenten unter Zustimmung des Senats ernannt. Die Auf- 
sicht über die Verwaltung bleibt der Bundesstaatsgewalt vor- 
behalten. 

Die gleiche staatsrechtliche Stellung wie die Territorien 



*) Art. IV, Sect. 3r The Congress shall have Power to diapose 
of and make all needful Rules and Re^ations respecüng the Territory 
or other Property belonging to the United States. 

•*) Art. IV, Sect. 3: New States may be admitted by the Congress 
lato thls Union. 
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nimmt der sog. „District of Columbia",*) der Sitz der Bundes- 
regierung mit der Bundeshauptstadt Washington, ein, nur daß 
in betreff dieses Gebietes nicht die Absicht besteht, es ali- 
mählich in einen Staat überzuführen, 

VQL Heer und Kriegsmarine. 

Der Kaiser ist der Oberbefehlshaber über die gesamte 
einheitUche Landmacht des Reichs und über die Reichs- 
Imegsmarine in Krieg und Frieden,**) 

Ebenso ist der Präsident der Oberbefehlshaber des 
Landheers und der Kriegsmarine der Vereinigten Staaten 
und der Miliz, wenn sie im Dienste der Vereinigten Staaten 
steht.**") Nach der Verfassung dürfen die Einzelstaaten in 
Friedenszeiten ohne die Einwilligung des Kongresses nicht 
Truppen und Kriegsschiffe halten.-]-) Würde ein solcher An- 
trag erfolgen und die Genehmigung erteilt, so unterständen 
dann diese einzelstaatlichen Kontingente jedenfalls nicht ohne 
weiteres dem Oberbefehl des Präsidenten, sondern dem Gou- 
verneur des betreffenden Staates, — tatsächlich hat aber 
bisher kein Staat einen solchen Antrag gestellt 



*) Art. I, Sect 8: The Congrees shall have Power, — To esereisß 
exclusive Legislation In all Cases whateoever, over such District (not 
exceeding t«n Hiles Square) as may, by Cession of partlcular States, 
and the Acceptance of Congress, become the Seat of the Government 
ot the United States. 

") Art 63, Abs. 1 : Die gesammte Landmacht des Reichs wird ein 
einheitliches Heer bilden, welches in Krieg und Frieden unter dem 
Befehle des Kaisers steht. 

Art. 53, Abs. I : Die Kriegsmarine des Reiclis ist eine einheit- 
liche unter dem Oberbeletil des Kaisers. 

*") Art. II, Sect. 2: The President shall be Commander in Chief ot 
the Army and Navy of the United States, and ot the Militia of the 
several States, when calied into the actual Service of the United States. 

t) Art. I, Sect. 10 : No State shall, without the Consent of Congress, 
keep Troopa, or Ships of War in time of Peace. 
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A. Die Reichsverfassung zählt ausführlich die ein- 
zelnen Rechte und Pflichten des Kaisers gegenüber dem 
Reichsheer auf. Bezüglich der Kriegsmarine des Reichs be- 
schränkt sie sich auf einige wenige Vorschriften. Der Grund 
hierfür ist, daß, im Gegensatze zur Kriegsmarine, das Reichs- 
heer aus den Kontingenten der Einzeistaaten besteht, deren 
Fürsten und Senate die sog. Kontingentsherrlichkeit haben. 

Alie deutschen Truppen sind verpflichtet, den Befehlen 
des Kaisers unbedingte Folge zu leisten. Diese Verpflichtung 
ist in den Fahneneid, den der einzelne Wehrpflichtige seinem 
Landesherrn leistet,*) aufzunehmen. 

Als Oberbefehlshaber bestimmt der Kaiser den Präsenz- 
stand, die Gliederung und Einteilung der Kontingente des 
Reichsheeres, sowie die Ordnung der Landwehr und hat Aas 
Recht, innerhalb des Bundesgebietes die Garnisonen zu be- 
stimmen sowie die kriegsbereite Aufstellung eines jeden Teiles 
des Reichsheeres anzuordnen.**) Dabei sind aber die Bundes- 
fürsten bez. die Senate die Chefs aller ihren Gebieten an- 
gehörenden Truppenteile und genießen die damit verbundenen 
Ehren. 

Femer steht dem Kaiser die Ernennung der Höchst- 
kommandierenden eines Kontingents, sowie aller Offiziere, die 
Truppen mehr als eines Kontingents befehligen, und aller 
Festungslcommandanten zu. Bei Generalen und den General- 
stetlungen versehenden Offizieren innerhalb der Kontingente 
ist die Ernennung von der jedesmaligen Zustimmung des 
Kaisers abhängig zu machen."*) Die Ernennung alier andern 
Offiziere steht den Kontingentsherrn zu, und diese erhalten, 
außer den regelmäßigen Rapporten und Meldungen über 

•) Art. 64, Ab8. 1. — ■*) Art. 63, Abs. 4. - *") Art. 64. Abs. 2. 
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lichen Publikation, rechtzeitige Mitteilung von den die be- 
treffenden Truppenteile berührenden Avancements und Er- 
nennungen.*) 

Der Kaiser ist berechtigt, behufs Versetzung mit oder ohne 
Beförderung für die von ihm im Reichsdienst, sei es im 
preußischen Heere oder in andern Kontingenten zu besetzenden 
Stellen aus den Offizieren der Kontingente des Reichsheeres 
zu wählen ••) 

Der Kaiser hat die Pflicht und das Recht, dafür Sorge 
zu tragen, daß innerhalb des deutschen Heeres alle Truppen- 
teile vollzählig und kriegsttichtig vorhanden sind, und daß 
Einheit in der Oi^anisation und Formation, in Bewaffnung 
und Kommando, in der Ausbildung der Mannschaften sowie 
in der Qualifikation der Offiziere hergestellt und erhalten 
wird.'**) Dabei sind für die Bekleidung die Grundfarben und 
der Schnitt der königlich preußischen Armee maßgebend, — 
den betreffenden Kontingentsherren bleibt es überlassen, die 
äußeren Abzeichen (Kokarden usw.) zu bestimmen, f) 

Behufs Erhaltung der unentbehrlichen Einheit in der Ad- 
ministration, Verpflegung, Bewaffnung und Ausrüstung aller 
Truppenteile des deutschen Heeres sind die bezüglichen künf- 
tig ei^ehenden Anordnungen für die preußische Armee den 
Kommandeuren der übrigen Kontingente durch den Art. 8 
Nr. 1 bezeichneten Ausschuß für das Landheer und die 
Festungen zur Nachachtung in geeigneter Weise mitzuteilen.ff) 

Um seinen Verpflichtungen nachkommen zu können, ist 
dem Kaiser das Recht eingeräumt, sich jederzeit durch In- 
spektionen von der Verfassung der einzelnen Kontingente zu 

•) Art, 66, Abs. 1. — ") Art. 64, Abs. 3. — *") Art. 63, Abs. 3. 
t) Art. 63, Abs. 2. — ft) Art. 63, Abs, 6. 
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überzeugen und die Abstellung der dabei vorgefundenen 
Mängel anzuordnen.*) 

Dabei haben aber auch die einzehien Kontingentsherren 
das Recht, jederzeit alle ihren Gebieten angehörenden Truppen- 
teile zu inspizieren. Auch steht ihnen das Recht zu, zu 
polizeilieben Zwecken nicht bloß ihre eigenen Truppen zu 
verwenden, sondern auch alle anderen Truppenteile der 
Bundesarmee, welche in ihren Ländern disloziert sind, zu 
requirieren.**) 

Das Recht, Festungen innerhalb des Bundesgebiets an- 
zulegen, steht dem Kaiser zu, welcher die Bewilligung der 
dazu erforderlichen Mittel, soweit das Ordinarium sie nicht 
gewährt, beantragt."*) 

Das Reichskriegswesen gehört ausschließlich zur Gesetz- 
gebungskompetenz des Reichs. Bei Bestimmung des Präsenz- 
standes der einzelnen Kontingente ist der Ksuser an die 
gesetzlich festgestellte Friedenspräsenzstärke des deutschen 
Heeres gebunden, die er außer in besonderen Fällenf) zu 
überschreiten nicht berechtigt ist. Nach unten hin aber darf 
er abweichen, wobei ihn jedoch immer die verfassungsmäßige 
Pflicht trifft, für die Vollzähligkeit des Reichsheeres Sorge zu 
tr^en. Bei der Feststellung der Friedenspräsenzstärke gibt, 
wie bei allen Gesetzesvorschlägen Über das Mititfirwesen und 
die Kriegsmarine, bei Meinungsverschiedenheit im Bundesrat 
die Stimme des Präsidiums den Ausschlag, wenn sie sich für 
die Aufrechterhaltung der bestehenden Einrichtungen aus- 
spricht-ff) Gegen den Willen des Kaisers ist also eine Er- 
höhung und insbesondere eine Herabsetzung der Friedens- 
präsenzstärke nicht möglich. Die Verfassung rechnet nicht 

•) Art. 63, Abs. 3. — ") Art. 66. — "*) Art 65. 
t) Wehrgesets § 5. — ft) Art. 5. 
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mit der Möglichkeit, daß das Gesetz betr. die Friedenspräs,enz- 
stärke nicht zustande kommen könnte. Tritt dieser Fall ein, 
so sind allein die gesetzlich voi^eschriebene Anzahl der Cadres 
maßgebend*), die tOr den Kaiser die Mindestfriedenspräsenz- 
stärke ergeben. Durch dieses Gesetz ist die Befugnis des 
Kaisers, die Gliederung und Einteilung der Kontingente des 
Reichsheeres zu bestimmen, in Friedenszeiten beschränkt 
worden, völlig freie Hand behält aber jedenfalls der Kaiser 
in der Bestimmung der Kriegsformation des Heeres. 

Die Kontingente aller deutschen Bundesstaaten mit Aus- 
nahme der drei Königreiche bilden die preußische Armee. 
Bayern, Württemberg und Sachsen haben durch die sog. 
Versailler Verträge eine mehr oder minder weitgehende 
Sonderstellung eingeräumt erhalten; die Rechte des Kaisers 
gegenüber den Kontingenten dieser Staaten, und besonders 
gegenüber dem bayrischen Heer, sind beschränkte. 

Die Organisation und Zusammensetzung der Kriegs- 
marine des Reichs liegt dem Kaiser ob, welcher die Offiziere 
und Beamten derselben ernennt, und für welchen diese nebst 
den Mannschaften eidlich in Pflicht zu nehmen sind:**) 

Auch für die Flotte ist durch Reichsgesetz betr. die 
deutsche Flotte vom 10. April 1898 eine gesetzliche Regelung 
der Organisation derselben in Friedenszeiten eingetreten. 

B. Die Verfassung der Vereinigten Staaten beschränkt 
sich auf die im Eingang erwähnte Bestimmung. So ist es 
schwierig und ganz Sache der Auslegung, wie weit die Rechte 
und Pflichten des Präsidenten als „Oberbefehlshaber" gegen- 
über den verfassungsmäßigen Rechten des Kongresses, ein 

*) Reichsmilitärgesetz und Abänderungsgesetz vom 27. Januar 
1890 und vom 25. März 1899. 
") Art. 53. 
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Bundesheer und eine Bundeskriegsmarine zu schaffen und zu 
unterhalten, gehen.*) 

Jedenfalls hat der Präsident als Organ der Exekutive und 
nicht als Oberbefehlshaber die vom Kongreß erlassenen Ge- 
setze zur Geltung zu bringen, und es kann in dieser Be-' 
Ziehung der Kongreß vorschreiben, wie der Präsident diese 
Gewalt auszuüben hat. 

Der Kongreß bestimmt durch Gesetz die Friedenspräsenz- 
stärke, die Verteilung der Mannschaften auf die einzelnen 
Truppengattungen, die Zahl und Einrichtung der Cadres, die 
Zahl und den Rang der Offiziere, die Dienstzeit von Offizieren 
und Mannschaften, — außerdem Zahl, Größe, Gattung und 
Kosten der Kriegsschiffe, die Einrichtung von Bauplätzen und 
Docks für Kriegsschiffe u. dergl. m. 

Aus seinem Recht für den Unterhalt der Truppen und für 
die Erhaltung der Marine zu sorgen, entspringt für den Kongreß 
das Recht, alle Gesetze zu erlassen, die sich zur Schaffung 
eines schlagfertigen Heeres und einer kriegstüchtigen Marine 
nötig machen. 

Ferner hat der Kongreß das Recht der Militärgesetz- 
gebung.") 

Der Präsident andererseits ist völlig unabhängig vom 
Kongreß in seiner Eigenschaft als Oberbefehlshaber. Er be- 
stimmt die Garnisonen und die Verteilung der Truppen auf 
dieselben, ebenso wie die Stationierung und die Bewegungen 
der Kriegsschiffe. Ihm liegt es ob, für die Kriegstüchtigkeit 

') Art. I, Sect. 8: The Congresa shall have Power, — To raise and 
Support Armles, t>ut no Appropriation of Money to that Uae shall be 
for a longer Terni than two Years; — To provide and maintain 
a Navy. 

") Art. 1, Sect. 8: The Congresa shall have Power, — To make Rulea 
tor the Government and Regulation of the land and naval Forces. 
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von Heer und Marine zu sollen. Im Frieden werden für ge- 
wöhnlich diese Befugnisse dem Secretary of War bez. dem 
Secretary of the Navy Übertragen werden. 

Dem Präsidenten steht feraer kraft seines Rechts, Beamte 
zu ernennen, die Ernennung der Offiziere des Heeres und der 
Marine zu und ebenso deren Beförderung, und zwar im Frieden 
dem Dienstalter nach von Rang zu Rang, im Krieg völlig 
nach seinem Ermessen „by brevet". In Friedenszeiten ist sein 
Recht, Offiziere zu entlassen, beschränkt. Er kann Offiziere 
von über 60 Jahren oder solche, die länger als 45 Jahre im 
Dienste sind, verabschieden, sonst hat er nur das Recht, die Be- 
schlüsse des sog. „Army Retiring Board" zu bestätigen, einer 
Kommission, die über die Garnison- und Felddienstuntauglich- 
keit befindet. Im übrigen kann er sie nur auf Grund des 
Urteils eines Kriegsgerichts (court martial) entlassen, dessen 
Ernennung bei ihm steht. Im Krieg ist ihm das Recht der 
Entlassung völlig freigegeben. 

Im Gegensatze zum Heer ist die Miliz die Gesamtheit 
der waffentragenden Bürger. Daraus erklärt sich das dem 
Volk durch die zweite Verfassungsänderung gegebene Recht, 
Waffen zu tragen") 

Die Verfassung kennt keine Bundesmiliz, sondern nur 
eine Miliz der einzelnen Staaten. Oberbefehlshaber ist, so- 
lange die Mihz nicht in den Dienst der Union gerufen wor- 
den ist, der Gouverneur des betreffenden Staates. Dem Gou- 
verneur fällt ihre Organisation, Bewaffnung und Ausbildung 
zu, jedoch kann der Kongreß die Regehi hierfür vorschreiben, 
ebenso auch für ihre Leitung, jedoch nur soweit sie im Dienste 

") 2. Amendment: A well regulated Militia, being necessary to 
the security of a free State, the right of the people to keep and hear 
Arms, shall not be infringed. 
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der Vereinigten Staaten stehen. Auch die Offiziere der Miliz 
ernennt der Gouverneur und nicht der Präsident.*) 

Der Präsident wird Oberbefehlshaber der Miliz, wenn sie 
in den Dienst der Vereinigten Staaten tritt.*') Die Verfassung 
sagt nicht ausdrücklich, wer sie einzuberufen hat; sie spricht 
jedoch dem Kongreß das Recht zu, Fürsorge für die Ein- 
berufung der Miliz zu treffen, um den Vollzug der Bundes- 
gesetze durchzusetzen, Aufstände zu unterdrücken und feind- 
liche Einfalle zurückzuweisen. Kraft dieser Vorschrift hat 
der Kongreß schon am 2&. Febr. 1795 durch Gesetz dem Präsi- 
denten das Recht Übertragen, die Miliz einzuberufen. Die 
Entscheidung darüber, ob eine der genannten Voraussetzungen 
zu ihrer Einberufung vorliegt, kommt allein dem Präsi- 
denten zu.***) 

Den Einberufungsbefehl richtet der Präsident an die 
Gouverneure der betreffenden Staaten oder auch direkt an 
die Offiziere der Miliz, und diese tritt nach erfolgter Muste- 
rung am Ort der Einberufung unter seinen Oberbefehl. 

Durch Gesetz vom 3. März 1807 ist außerdem bestimmt, 
daß der Präsident in den Fällen, in denen die Einberufung 
der Miliz zulässig ist, auch statt deren die Bundesstreitkräfte 
verwenden darf, — so daß diese gegebenenfalls wohl in erster 
Linie in Frage kommen dürften. 

•) Art. I, Sect 8: The CongresB Bhall have Power, — To provide for 
organizing, arming, and disciplining , the Militia, and lor governing 
such Part ot them as may be employed in the Service of the United 
States, reserving to the Statea respectively , the Appointment of the 
Officers, and the Authority of tralning the Militia accordlng to the dis- 
cipline prescribed by Congress. 
") s. 0. S. 136. 
'") Art. I, Sect. 8; The Congress shall have Power, — To provide for 
ealling forth the Militia to execute the Lawa of the Union, supprees 
Insurrections and repel Invasions. Im Ausland darf die Miliz, wie 
eich aus dieser Bestimmung ergibt, keine Verwendung linden. 
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C. Das Reich allein, nicht die einzelnen Staaten, hat das 
Recht Krieg zu führen. 

Die Verfassung der Vereinigten Staaten erkennt das jus 
belli der Einzetstaaten an, jedoch ohne die Zustimmung des 
Kongresses nur bei einem tatsächlichen Einfall des Feindes, 
oder wenn die Gefahr eines solchen droht, und ein Zögern 
verhängnisvoll werden könnte,') 

D. Der Kaiser hat im Namen des Reichs Krieg zu er- 
klären und zwar unter der Zustimmung des Bundesrats, es 
sei denn, daß ein Angriff auf das Bundesgebiet oder seine 
Küsten erfolgt") 

In den Vereinigten Staaten steht das Recht der Kriegs- 
erklärung nicht dem Präsidenten, sondern dem Kongreß zu™) 
Die diesbezügliche Vorschrift der Verfassung befindet sich 
in dem Abschnitt über die Gesetzgebungskompetenz des Bun- 
des. Trotzdem hat jedenfalls der Beschluß des Kongresses, 
indem er einem fremden Staat den Krieg erklärt, nicht den 
Charakter eines Gesetzes; der Präsident hat also auch kein 
Vetorecht. Der Beschluß ist lediglich eine Entscheidung des 
Kongresses in auswärtigen Angelegenheiten, ein völkerrecht- 
licher Akt, und der Präsident ist gebunden: er hat nunmehr 
Krieg zu führen. Ist er mit dem Beschluß nicht einverstanden, 
so bleibt ihm nichts anderes übrig, als zurückzutreten, denn 
bei einer Weigerung, ihn auszuführen, würde er sich unfehl- 
bar einem Impeachment aussetzen. 

Mit der angeführten Bestimmung soll aber nicht gesagt 
sein, daß der Präsident bei einem feindlichen Angriff erst den 

*) Art. I, Sect. 10: No State shall, without the Consent of Con- 
gress, engage in War, unless actually invaded, or in such imminent 
Danger as will not admit of delay. 
") Art. 11. 
*•*) Art. I, Sect. 8: The Congresa ahall have Power, — To declare War. 
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Beschluß des Kongresses, — der vielleicht gar nicht tagt, — 
abzuwarten habe. Vielmehr hat er die Pflicht, einem solchen 
sofort mit allen ihm durch Verfassung oder Gesetz gegebenen 
Mitteln zu begegnen;*) natürlich wird sich auch die Berufung 
des Kongresses notwendig machen, um von ihm die Bewilligung 
der zur Kriegsführung erforderlichen Geldmittel zu erlangen. 
Ob der Kongreß nachträglich den Krieg erlilärt oder nicht, 
ist völkerrechtlich gleichgültig, denn die Voraussetzung eines 
Krieges ist nicht eine förmliche Kriegserklärung. Begegnet 
nun der Präsident dem Angriff, so fQhrt er Krieg auf eigene 
Verantwortung; jedenfalls setzt er sich dem Impeachment aus, 
falls er ohne gehörige Veranlassung zu den Waffen griff. Der 
Kongreß kann ihm jederzeit durch Verweigerung der Geld- 
mittel die Fähigkeit zur Weiterführung des Krieges nehmen. 

Im übrigen ist nicht außer acht zu lassen, daß Kaiser 
und Präsident als völkerrechtliche Vertreter ihrer Staaten den 
maßgebenden Einfluß auf die Beziehungen zum Ausland aus- 
üben. Es ist ihnen in die Hand gegeben, anderen Staaten 
gegenüber eine freundliche oder eine feindliche Politik ein- 
zuscliiagen; ja, sie können die Beziehungen zu einem Punkte 
bringen, wo es kein Zurück mehr gibt, wo der Bundesrat die 
Zustimmung zur Kriegserklärung geben, der Kongreß den 
Krieg erklären muß, oder der auswärtige Staat selbst zu den 
Waffen greift 

Die Reichsveriassung bestimmt, daß dem Ausland gegen- 
über alle Deutschen gleichmäßig Anspruch auf den Schutz 



*) Die Verpflichtung hierzu ergibt sich einmal aus seinem Amts- 
eid, dann aber auch aus der Verfassungs Vorschrift, daß die Vereinigten 
Staaten jeden Einzelstaat gegen feindliche Einfälle zu schützen haben. 
Art. IV, Sect. 4: The United States shall protect each ot them (the 
States) against Invasion. 

Slalnbach. 10 
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des Reiches haben.*) Ihn zu gewähren, ist die Pflicht des 
Kaisers, als des völkerrechtlichen Vertreters des Reichs. Zwar 
enthält die Verfassung der Vereinigten Staaten hierfiber keine 
ausdrückliche Vorschrift, ohne Zweifel gilt aber für den Präsi- 
denten das gleiche, wie für den Kaiser. Schweben die Staats- 
angehörigen im Ausland In Gefahr, kann oder will der be- 
treffende Staat sie und ihr Eigentum nicht schützen, so ist 
es die Pflicht des Kaisers und des Präsidenten, für sie ein- 
zutreten und ihnen allenfalls mit den Machtmitteln des Staats 
zu Hilfe zu kommen. Dasselbe ^It für den Fall, daß ein 
fremder Staat Leistungen nicht erfüllt, zu denen er sich gegen- 
über den Bundesangehörigen verpflichtet hat Staatsrechtlich 
bedarf der Kaiser zu derartigen Maßregeln nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrats, denn sie enthalten keine Kriegs- 
erklärung, ebenso handelt der Präsident völlig unabhängig, 
— da aber solche kriegerischen Maßnahmen leicht in einen 
Krieg übergehen können, werden beide Staatsoberhäupter es 
stets für ratsam halten müssen, vorher ein Einverständnis 
mit den anderen maßgebenden Faktoren zu erzielen. 

E. Ist die öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebiet be- 
droht, so kann der Kaiser jeden Teil desselben In Kriegs- 
zustand erklären.**) Er allein entscheidet die Frage, ob tat- 
sächlich die öffentliche Sicherheit bedroht ist Die Folge 
der Erklärung des Belagerungszustandes ist die teilweise 
Suspendierung und Änderung des bestehenden Rechts. 

Die Verfassung der Union gibt dem Präsidenten zwar nicht 
ausdrücklich das Recht, den Kriegszustand zu erklären, tat- 
sächlich steht es ihm jedoch zu.'**) Besondere Bestimmungen 
enthält die Verfassung bezüglich der Unterdrückung von 

•) Art. 4, Abs. 6. — ") Art. 68. — "*) 8. o. S. 108. 
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Aufständen. Wir sahen schon, daß der Kongreß dem Prä- 
sidenten das Recht eingeräumt hat, zu bestimmen, wann ein 
Aufstand vorliegt. Richtet sich ein solcher gegen die Union, 
so hat der Präsident natürlich einzugreifen, richtet er sich 
aber nur gegen einen Einzelstaat, so darf der Präsident nur 
dann einschreiten, wenn die Legislatur oder, sofern deren 
Einberufung nicht geschehen kann, die Exekutive des Staats 
ihn darum angeht.'^ 

Aus alledem folgt, daß es allein dem Präsidenten als Ober- 
befehlshaber zustehen kann, das Kriegsrecht zu erklären. 
Dies ist aber nur zulässig bei einem Kriege im eigenen Lande, 
sei er ein Bürgerkrieg oder durch einen feindlichen Einfall 
hervorgerufen. 

Bezüglich der Suspension der Habeas Corpus Akte be- 
stimmt die Verfassung, daß sie nur erfolgen darf, wenn es 
die öffentliche Sicherheit in Fällen von Aufruhr oder feind- 
lichen Einbruchs erheischt") Wem das Recht der Sus- 
pension zukommt, bestimmt die Verfassung nicht Heute ist 
die herrschende Ansicht, daß der Kongreß allein befugt ist, 
entweder die Suspension durch Gesetz auszusprechen, oder 
den Präsidenten dazu zu ermächtigen. 

Die Wirkung der Suspension der Habeas Corpus Akte 
ist nun lediglich die, daß die Regierung berechtigt ist, ver- 
haftete Personen auf unbestimmte Zeit gefangen zu halten, 
ohne sie einem Verhör unterwerfen oder gegen Sicherheits- 
leistung in Freiheit setzen zu müssen. Damit ist aber nicht 

*) Art. IV, Sect. 4: The United States shaU oa Application of the 
Legistature, or of tiie Executive (when the Legislature cannot be con- 
vened) protect each of them (the States) against domestic Violence. ' 

") Art. I, Sect. 9: The Privilege of the Writ of Habeas Corpus 
shall not be suspended, unless when in Cases ot Rebellion or Invasion 
the public Safety may require it. 

10* 
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gesagt, daß die Regierung ermSditigt wäre, willkörüdie Ver- 
haftungen vorzunehmen. 

F. Kaiser und Präsident haben im Krieg die unein- 
geschränkte Leitung der Operationen zu Wasser und zu 
Land. Beide Itönnen sich an die Spitze des Heeres stellen; 
zwar liegt dies bezüglich des Präsidenten nicht in der Absicht 
der Verfassung, nichts steht aber im Wege, daß er persönlich 
die Führung der Truppen übernimmt. Jedenfalls ist der Prä- 
sident in allen Fällen für die oberste Heeresleitung wie für ]ede 
seiner Regierungshandlungen verantwortlich, während der 
Kaiser natürlich nicht zur Verantwortung gezogen werden kann. 

Der Kongreß hat kein Recht, irgendwie auf die Heeres- 
leitung unmittelbar einzuwirken. Er darf wohl Kritik üben, 
Vorschlage machen, der Präsident ist aber in keiner Be- 
ziehung verpflichtet, sie zu befolgen. Durch sein Recht Aet 
Geldbewilligung kann er aber doch auf die Entschließungen 
des Präsidenten einen außerordentlichen Einfluß üben, ihn 
nötigen, den Krieg anders zu führen, ja durch Vorenthaltung 
aller Mittel ihn überhaupt an einer Weiterführung des Krieges 
hindern. Auf der anderen Seite kann aber auch der Kongreß 
den Präsidenten mit so weitgehenden Vollmachten ausstatten, 
daß er als Oberbefehlshaber und Haupt der Exekutive, be- 
kleidet mit dem Recht, den Belagerungszustand zu erklären 
und die Habeas Corpus Akte zu suspendieren, zu dem Diktator 
werden kann, der der Präsident Lincoln im Bürgerkrieg tat- 
sächlich war. In jenem Kriege nahm auch der Präsident für 
sich die Befugnis in Anspruch — und dies ist heute geltendes 
Recht — , zu bestimmen, wann ein Aufstand den Umfang 
eines Krieges erreicht hat, wann also die Empörer nicht mehr 
als Hochverräter, sondern nach Völkerrecht als kriegführende 
Partei anzusehen sind. 
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G. Erfüllen die Bundesglieder des Reichs nicht ihre ver- 
fassungsmäßigen Bundespflichten, so können sie dazu im 
■ Wege der Exekution angehalten werden. Diese Exekution 
ist vom Bundesrat zu beschließen und vom Kaiser zu voll- 
strecken.*) Der Bundesrat entscheidet darüber, ob der Fall 
der Pflichtversäumnis vorliegt. Über die Art und Weise der 
Exeltution seitens des Kaisers schweigt die Verfassung. Jeden- 
falls hat dies durch kriegerische Maßnahmen zu geschehen, 
die aber nicht den Charakter eines Krieges haben, sondern 
lediglich ein staatsrechtliches Zwangsmittel sind. 

Eine Bundesexekution gegen Preußen ist tatsächlich un- 
möglich, da der Kaiser zugleich König von Preußen ist. Die 
höchste Pflicht des Kaisers gegen das Reich ist es, die preu- 
ßische Politik niemals in Widerspruch mit der des Reichs zu 
setzen, — entsteht trotzdem ein Konflikt der Interessen, so 
hat er seine Pflicht gegenüber dem Reich als die höhere zu 
betrachten. 

Die Verfassung der Union kennt keine Bundesexekution 
gegen einzelne Staaten. Kommt ein Staat seinen Bundes- 
pflichten nicht nach, so wird dies als eine Empörung einzelner 
gegen die Vereinigten Staaten angesehen, und es steht dann 
dem Präsidenten das Recht zu einzuschreiten. 



•) Art. 19. 
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